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TEIL1: 

Die Ausschußarbeit im Berichtszeitraum 


1 Zusammenarbeit mit den Bundesministerien 
und Bundesoberbehörden 

T>\& Bearbeitung der Petitionen durch die Bundesmi- 
nisterien imd Bundesoberbehörden gab — wie be- 
reits in den vergangenen Jahren — verschiedentlich 
Anlaß zur Kritik. 

Es fällt auf, daß in einigen Ressorts für die Prüfimg 
der Fälle zu viel Zeit benötigt wird. Die vom Aus- 
schuß für die Abgabe von Stellimgnahmen gesetz- 
ten Fristen werden nicht selten überschritten, ob- 
wohl sie ausreichend bemessen sind. Selbst bei rela- 
tiv einfachen Sachverhalten gehen die Stellungnah- 
men oft erst nach mehreren Wochen ein. 

Bundesinnenminister Baum hat diese Frage in der 
Debatte des Deutschen Bundestages über den 
Schriftlichen Bericht für 1977/78 am 12. Oktober 
1979 (Stenogr.Ber. S. 14052) auf gegriffen und für die 
Bundesregierung erklärt, er werde sich dafür einset- 
zen, daß Anfragen des Ausschusses ohne Verzöge- 
rung und mit großer Sorgfalt beantwortet werden. 

Mit dieser Sorgfalt wurde offenbar bei der Prüfung 
der Eingaben nicht immer gearbeitet In einigen — 
allerdings wenigen — Fällen waren Angaben unzu- 
treffend und weitere Ermittlungen wurden erforder- 
lich. Beispielsweise wurde in dem in Abschnitt 7.4 a 
(S. 51) geschilderten Fall behauptet, es sei für einen 
bestimmten Schaden eine Entschädigung gezahlt 
worden. Diese Entschädigxmg war jedoch aus ande- 
rem Anlaß und von einem anderen Ressort gewährt 
worden. Der von den Petenten angesprochene Scha- 
den war dagegen nicht ausgeglichen worden. 

In einigen Fällen gingen die Stellungnahmen nicht 
ausreichend auf die konkreten Anliegen der Peten- 
ten ein oder es blieb die im Einzelfall entscheidende 
Rechtsfrage offen. Eine sorgfältige Behandlung der 
Eingaben im Ausschuß wurde dadurch erschwert 

Es gibt keinen Zweifel, daß der Ausschuß einen An- 
sprucb aut parlamentarisch behandelbare Stellung- 
nahmen hat 

Überwiegend jedoch gibt die Zusammenarbeit mit 
den Ministerien keinen Anlaß zur Kritik. Die Mitar- 
beiter der angesprochenen Bundesbehörden sind 
kooperationsbereit erteilen die gewünschten Aus- 
künfte und suchen gemeinsam mit dem Ausschuß 
sachgerechte und bürgerfreundliche Lösungsmög- 
lichkeiten für die vielfältigen Probleme. Es ent- 
spricht dem Bestreben des Ausschusses, daß dies auf 
unbürokratische Weise und ohne belastenden For- 
malismus geschieht 


2 Berichterstattung im Deutschen Bundestag 
a) Mündliche Berichte 

Im Berichtszeitraum hat der Ausschuß zweimal dem 
Plenum des Deutschen Bundestages muncUzch über 
seine Tätigkeit belichtet Abg. Dr. Becker (Frankfurt) 
(CDU/CSXJ) erläuterte am 15. März u. a. Petitionen, 
mit denen eine Erhöhung der Eingliederungshilfen 
für ehemalige politische Häftlinge der DDR verlangt 
wurde (vgl. Abschnitt 2.9, S. 25). Er wies ferner darauf 
hin, in Petitionen werde immer wieder erkennbar, 
daß Bürger nicht ausreichend gegen Krankheitsko- 
sten im Ausland versichert sind, vor allem nicht ge- 
gen das Risiko, mit hohen Kosten in die Bimdesre- 
publik zurückgeflogen werden zu müssen (vgl. Ab- 
schnitt 1.2 d, S. 15). Abg. Müntefering (SPD) refe- 
rierte am 1. Juni über die Eingaben zu den „Neuen 
Jugendreligionen", die der Ausschuß der Bundesre- 
gierung zur Berücksichtigung überwiesen hatte mit 
der Aufforderung, dem Ausschuß einen ausführli- 
chen Bericht vorzulegen (vgl. Abschnitt 4.1 a, S. 30). 
Er berichtete ferner über eine Petition, deren Ge- 
genstand Behinderungen der Fischerei in einem 
kleinen Fluß durch Baumaßnahmen und Schiffsver- 
kehr der Bundeswehr war (vgl. Abschnitt 7.4 a 
S.51). 

Im Entwurf der neuen Geschäftsordnung ist vorge- 
sehen, daß künftig die Sammelübersichten im Ple- 
num mündlich erläutert werden können. 


b) Schriftliche Berichte 

Die Schriftlichen Berichte der 7. Wahlperiode — für 
die Jahre 1973/74 und 1975/76 — wciren aus ge- 
schäftsordnungsmäßigen Gründen nicht als Druck- 
sache, sondern in der Ifeihe „Zur Sache“ des Presse- 
imd Informationszentrums des Deutschen Bimdes- 
tages erschienen. Demgegenüber hatte der Bundes- 
tag durch Beschluß vom 25. Juni 1979 aufgrund einer 
Vereinbarung der Fraktionen in Abweichung von 
der Geschäftsordnung gern. § 127 GO den Ausschuß 
gebeten, dem Plenum einen Schriftlichen Bericht für 
die Jahre 1977/78 vorzulegen. Dieser erschien am 
2. Juli 1979 (Drucksache 8/3036) und wurde im Bun- 
destag am 12. Oktober 1979 beraten (vgl. Ste- 
nogr.Ber. der 178. Sitzung, S. 14036 bis 14052). Der 
Entwurf der neuen Geschäftsordnung sieht vor, daß 
der Ausschuß dem Plenum jährlich einen Schriftli- 
chen Bericht vorlegt 
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3 Kontakte zu verwandten Einrichtungen im in- 
und Ausiand 


a) Zusammenarbeit der Petitionsausschüsse von 
Bund und Ländern 

Wie in den Vorjahren hat der Ausschuß auch 1979 in 
Berlin getagt. Am 24. September 1979 erörterte er 
beim Bundesgesxmdheitsamt Petitionen zu Tierver- 
suchen für medizinische Zwecke (vgl. Abschnitt 3.4., 
S. 30) sowie zur Übernahme der Behandlimgskosten 
für die Zelltherapie bei mongoloiden Kindern durch 
die Krankenkassen (vgl. Bericht 1977/78 S. 16). In ei- 
ner gemeinsamen Sitzung mit dem Petitionsaus- 
schuß des Abgeordnetenhauses von Berlin wurden 
Probleme des Lastenausgleichs imd der medizini- 
schen Gutachterpraxis bei den Rentenversiche- 
rungsträgern erörtert. 

In einer Sitzung zusammen mit dem Ausschuß für 
Eingaben und Beschwerden des Bayerischen Land- 
tages am 20. März 1979 in München wurden vor al- 
lem die Erfahrungen mit den erweiterten Befugnis- 
sen der Petitionsausschüsse und die Behandlung 
von Petitionen durch Petitionsausschüsse imd/oder 
Fachausschüsse besprochen. 

Mit dem Petitionsausschuß des Hessischen Landta- 
ges ymide am 29. September 1979 in Friedberg eine 
Petition beraten, für die sowohl Bundes- als auch 
Landesbehörden zuständig sind. Gegenstand war 
die Anbindung eines Hotelbetriebs und einer Tank- 
stelle an eine verlegte Bundesstraße (vgl, Abschnitt 
3.2 a, S. 28). Die Sitzung diente der Verständigung 
zwischen den beteiligten Dienststellen des Bundes 
imd des Landes. 

Mehrere Mitarbeiter des Ausschußhilfsdienstes 
nahmen am 26, April 1979 an einer gemeinsamen 
"Sitzung des Petitionsausschusses Mnd des Sozialpo- 
litischen Ausschusses des Hessischen Landtags in 
Wiesbaden teil. Beratungsgegenstand waren die un- 
terschiedliche medizinische und versicherungs- 
rechtliche Beurteilung der Berufs- und Erwerbsun- 
fähigkeit und der Verfügbarkeit eines Versicherten 
am Arbeitsmarkt, hierbei handelt es sich im wesent- 
lichen uin die imterschiedliche medizinische Beur- 
teilung der verbleibenden Arbeitsfähigkeit durch 
den Arbeitsamtsarzt einerseits, den Vertrauensarzt 
des Rentenversicherungsträgers andererseits. Ob- 
wohl dieser Fall gesetzlich geregelt ist, kann es im 
Einzelfall durch besondere Umstände dazu kom- 
men, daß der Betroffene weder Arbeitslosengeld 
noch Rente erhält. 

b) Zusammenarbeit mit Ombudsmännern im Aus- 
land 

Auch 1979 arbeitete der Ausschuß in verschiedenen 
Einzelfällen erfolgreich mit den Ombudsmännern 
im Ausland — die eine ähnliche Fimktion wahmeh- 
men wie bei uns die Petitionsausschüsse — zusam- 
men. 

So hat erneut der französische Mediateur (= Om- 
budsmann) in einigen Fällen Hilfe geleistet, in de- 
nen es Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit 
zwischen den deutschen und französischen Sozial- 


behörden gab. Es konnte insbesondere eine zügige 
Bearbeitung dieser Fälle durch die französischen 
Behörden erreicht werden. Umgekehrt hat der 
Mediateur den Ausschuß mn Unterstützimg in ei- 
nem Fall gebeten, in dem es um die Durchsetzung 
des einer Französin zugesprochenen Sorgerechts 
ging; der in der Bundesrepublik lebende Ehemann 
hatte die Herausgabe der Kinder verweigert. Der 
Ausschuß hat diese Eingabe der Bimdesregierung 
als Material für die z. Z. laufenden Verhandlungen 
über ein deutsch-französisches Anerkennimgs- imd 
Vollstreckungsabkommen überwiesen, da es z. Z. für 
derartige Fälle noch keine Rechtsgrundlage gibt 

In einem anderen Fall hat dem Ausschuß der engli- 
sche Parliamentary Commissioner for Administra- 
tion geholfen. Ebenso wurde die Zusammenarbeit 
mit dem Ombudsmann und Staatskontrolleur von 
Israel, Dr. Nebenzahl, in verschiedenen Fällen er- 
folgreich fortgesetzt. 

Die Ausschußvorsitzende hat im März 1979 als Mit- 
glied des International Ombudsman Steering Com- 
mittee an einer Tagung in Jerusalem teilgenommen, 
die vor allem der Vorbereitung der zweiten interna- 
tionalen Ombudsman-Konferenz im Oktober 1980 
in Jerusalem diente. 


4 Petitionsrecht im Europäischen Parlament 

Das Eiuropäische Parlament hatte 1978 eine Initia- 
tive der Europäischen Konservativen Fraktion zur 
Einsetzung eines Ombudsmanns für die Europäi- 
sche Gemeinschaft aufgegriffen und diesen Vor- 
schlag den zuständigen Ausschüssen überwiesen. 
Im Mai 1979 hat es entsprechend einer Empfehlung 
dieser Ausschüsse einen Entschließungsantrag zur 
Einsetzung eines Ombudsmannes für die Europäi- 
sche Gemeinschaft angenommen (s. BT-Drucksache 
8/2927), in der die Schaffung einer solchen Institu- 
tion grundsätzlich begrüßt wird. 

Dieser Antrag ist u. a. den nationalen Parlamenten 
zur Information übermittelt worden. Der Deutsche 
Bundestag hat ihn dem Auswärtigen Ausschuß und 
dem Petitionsausschuß zugeleitet. 

Der Petitionsausschuß hat dem federführenden 
Auswärtigen Ausschuß empfohlen, die Entschlie- 
ßung des Eiuropäischen Parlaments zur Kenntnis zu 
nehmen, imd beschlossen, dem Vorsitzenden des zu- 
ständigen Ausschusses des Europäischen Parla- 
ments die Behandlung von Petitionen in der Bun- 
desrepublik Deutschland durch Petitionsausschüsse 
(als denkbare Alternative zur Einsetzimg eines Om- 
budsmanns) darzulegen. 

5 Statistische Übersicht 

Im Berichtszeitraum lag die Zahl der Eingaben mit 
insgesamt 12 881 etwa auf der Höhe der letzten Jah- 
re. Die Gesamtzahl der Petitionen in der 8. Wahlpe- 
riode beträgt damit 39 548 und dürfte bis zum Ende 
der Wahlperiode rd. 50 000 erreichen gegenüber 
etwa 30 000 in früheren Wahlperioden. Darüber hin- 
aus haben sich fast 30 000 Bürger in Masseneinga- 
ben (Eingaben vieler Personen zu ein und demsel- 
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ben Gegenstand) für ein Importverbot von in Ka- 
nada gewonnenen Robbenfellen ausgesprochen. 

Insgesamt sind beim Deutschen Bundestag seit 1949 
mehr als 250 000 Einzelpetitionen und rd. 1,2 Millio- 
nen Masseneingaben eingegangen. 

Sachlich bildeten nach wie vor Petitionen aus dem 
Bereich der Sozialversicherung (einschließlich Kin- 
derbeihilfen) mit mehr als 16 v. H. den größten 
Block. 

Rund 6 V. H. der Eingaben kamen aus dem Bereich 
der Arbeitsverwaltung. Als weitere Schwerpunkte 
sind zu nennen Petitionen aus den Gebieten öffent- 


liches Dienstrecht, Verteidigung und auswärtige 
Angelegenheiten. 

Etwa jede vierte Eingabe ging zuständigkeitshalber 
an einen Landtags-Petitionsausschuß. Rd. 12 v. H. 
waren ungeeignet zur Beratung im Bundestag, weil 
beispielsweise bereits ein Rechtsstreit lief oder ein 
Gerichtsurteil vorlag. 

Der Anteil der völlig unbehändeibaren Petitionen 
(anonym, ohne Anliegen, verworren usw.) lag bei rd. 
4 V. H. 

Die Einzelheiten ergeben sich aus Anlage 1, 
S. 53 ff. 
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TEIL 2 

Die Anliegen der Bürger 

1 Soziale Angelegenheiten 
1.1 Gesetzliche Rentenversicherung 

a) Rentenanpassungsgesetze 

Unter den Petitionen, die Bitten zur Rentengesetz- 
gebung zum Inhalt hatten, sind, wie schon im Aus- 
schußbericht für die Jahre 1977/78 (Teil 2 Zif- 
fer 1.1. b), zunächst solche Eingaben zu nennen, mit 
denen Kritik an den mit Leistungsminderungen ver- 
bundenen Regelungen der letzten Rentenanpas- 
sungsgesetze geübt wurde. 

Dabei setzten sich im Hinblick auf das Zwanzigste 
Rentenanpassungsgesetz (20. RAG) auch im Jahre 
1979 die Eingaben fort, mit denen Ein wände gegen 
den Ausschluß von Beamten von Rehabilitations- 
maßnahmen der Rentenversicherungsträger vorge- 
bracht wurden. Hier konnte nunmehr weitgehend 
auf die bereits im letzten Ausschußbericht erwähn- 
ten Bemühungen der Bundesregierung hingewiesen 
werden, im Rahmen der Beihilfevorschriften eine 
Besitzstandsregelung iiiT diejenigen Beihilfeberech- 
tigten des Bundes zu schaffen, die ihre Ansprüche 
auf medizinische Rehabilitationsmaßnahmen durch 
das 20. RAG verloren haben. 

Dem Vorhaben der Bundesregierung, die genannten 
Maßnahmen für diesen Personenkreis auch künftig 
den Rentenversicherungsträgern zu überlassen, die 
Kosten dafür jetzt aber dem Bund aufzuerlegen, ha- 
ben die Versicherungsträger inzwischen zuge- 
stimmt; nach Abschluß der Erörterung mit den Ge- 
werkschaften und Berufsverbänden und einer ab- 
schließenden Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen muß die vorgesehene Regelung allerdings 
noch mit den Ländern abgestimmt werden. Auch bei 
der Verwirklichung der geplanten Besitzstandsre- 
gelung wird den Bedenken der betroffenen Beamten 
jedoch nicht in jedem Fall Rechnung getragen wer- 
den. 

So hat kürzlich ein Petent darauf hingewiesen, daß 
nach einer ihm erteilten Auskunft eine Besitz- 
standswahrung nur für die Fälle in Betracht gezogen 
werde, in denen der Versicherte mindestens 180 
Monatsbeiträge entrichtet habe. Dies trifft in der Tat 
zu. Der Grund hierfür liegt in der gesetzlichen Rege- 
lung des 20. RAG, denn mit der Änderung, daß Be- 
amte usw. nicht mehr als Versicherte nach § 1236 
der Reichsversicherungsordnung gelten, ist gleich- 
zeitig festgelegt worden, daß für alle nach den Ren- 
tenversicherungsgesetzen Berechtigten ein An- 
spruch auf medizinische Rehabilitationsmaßnah- 
men nur noch bei einer Mindestversicherungszeit 
von 180 Kalendermonaten — oder bei Erfüllung be- 
stimmter anderer Voraussetzungen — gegeben ist. 
Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, besteht 
also auch für nichtbeamtete Versicherte kein An- 


spruch mehr auf die genannten Leistungen. Hieran 
knüpft die vorgesehene Besitzstandsregelung an. 
Eine Erweiterung ist insoweit auch nach Auffassung 
des Ausschusses nicht angezeigt. 

Eine Reihe von Petenten wandte sich gegen das im 
Rahmen des Einundzwanzigsten Rentenanpas- 
sungsgesetzes (21. RAG) beschlossene Abweichen 
von dem bisher geübten Rentenanpassungsverfah- 
ren hinsichtlich der Höhe der Anpassimgssätze. Im 
Zusammenhang hiermit wiesen einige Petenten 
auch darauf hin, daß die ihnen vom zweiten Halbjahr 
1978 an gewährten oder zu gewährenden Neurenten 
niedriger lägen, als ihnen in Anfang 1978 erteilten 
Rentenauskünften in Aussicht gestellt worden sei, 
und das, obwohl sie zwischenzeitlich noch weitere 
Beiträge entrichtet hätten. 

Der Ausschuß sah sich hier nicht in der Lage, das 
Anliegen der Einsender a\if Korrektur der getroffe- 
nen Neuregelung zu befürworten. Er war sich dabei 
bewußt, daß die vom Deutschen Bundestag mit dem 
21. RAG getroffene Grundsatzentscheidung, bei den 
nächsten drei Rentenanpassungen von der bisheri- 
gen, an die Entwicklung der Bruttolöhne in den vor- 
angegangenen Jahren anknüpfenden Rentenformel 
abzuweichen, nicht allgemein Zustimmung gefun- 
den hatte. Da sie aber mit Mehrheit beschlossen 
worden war, konnte es nicht Sache des Ausschusses 
sein, die politische Diskussion über dieses Thema 
erneut zu entfachen, nachdem das Für und Wider 
der getroffenen Regelung Gegenstand eingehender 
Erörterung in der Öffentlichkeit und in den zustän- 
digen Gremien des Deutschen Bundestages gewe- 
sen ist und sich seit der Verabschiedung des Gesetz- 
entwurfs wesentliche neue Tatsachen und Gesichts- 
punkte nicht ergeben haben. 

Hinsichtlich der Neurenten war darauf hinzuwei- 
sen, daß aus der grundsätzlichen Entscheidung über 
die Anpassung der Bestandsrenten in den nächsten 
drei Jahren aus sozialpolitischen wie auch aus recht- 
lichen Erwägungen Konsequenzen auch für die 
Fortschreibung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage und damit für die Zugangsrenten zu ziehen wa- 
ren. Den Petenten wurde im einzelnen erläutert, 
daß, um die Zugangsrenten künftig immer auf dem- 
selben Niveau wie die Bestandsrenten zu halten, die 
allgemeine Bemessungsgrundlage für die Zugangs- 
renten in den nächsten drei Jahren in demselben 
Umfang erhöht wird, wie die Bestandsrenten jeweils 
angepaßt werden, also für die Zeit vom 1. Juli 1978 
bis 31. Dezember 1979 um 4,5 v. H. und für die Jahre 
1980 und 1981 jeweils um 4 v. H. Daß diesen Peten- 
ten zunächst eine höhere Rente in Aussicht gestellt 
worden war, beruhte darauf, daß die allgemeine Be- 
messungsgrundlage mit Wirkung vom 1. Januar 
1978 zunächst noch im Verordnungswege auf der 
Grundlage der früheren Rentenformel festgesetzt 
worden war. Von dieser später geänderten Bemes- 
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sungsgrundlage waren die Versicherungsträger bei 
den den Petenten im Frühjahr 1978 erteilten Ren- 
tenauskünften noch ausgegangen. 

Hinsichtlich der Höhe der im Rahmen des 21. RAG 
für die Jahre 1979 bis 1981 beschlossenen Anpas- 
sungssätze vertraten einige Petenten auch die Auf- 
fassung, daß es im Hinblick auf die in letzter Zeit 
eingetretene Verteuerung der Lebenshaltung gebo- 
ten sei, diese Sätze zumindest nachträglich zu erhö- 
hen. Sie wiesen darauf hin, daß Löhne und Preise 
stärker gestiegen seien, als dies bei der Verabschie- 
dung des 21. RAG vorauszusehen gewesen sei. Auch 
dieses Vorbringen gab jedoch keine Veranlassung, 
eine Korrektur der im 21. RAG festgelegten Anpas- 
sungssätze ins Auge zu fassen. Eine entsprechende 
Änderung kann schon . aus finanziellen Gründen 
nicht befürwortet werden. Eine Erhöhung der An- 
passungssätze wäre von der Rentenversicherung 
nicht ohne gleichzeitige Erhöhung auf der Einnah- 
menseite zu verkraften. 

Abgesehen von diesen finanziellen Überlegungen 
stehen dem Wunsche der Petenten auch grundsätz- 
liche Erwägungen entgegen. Die Anpassung der 
Renten ist insbesondere keine Teuerungszulage. Die 
Koppelung der Renten an Veränderungen des Preis- 
niveaus wäre auch ein Präjudiz für die Indexbindung 
anderer ökonomischer Größen. Eine solche Indexie- 
rung würde zu Konsequenzen führen, die weder sta- 
bilitäts- noch sozialpolitisch zu verantworten sind: 
Eine Ausbreitung des Indexdenkens würde einer In- 
flationsmentalität Vorschub leisten, die den Geld- 
entwertungsprozeß beschleunigt. Indexbindungen 
bergen die Gefahr einer Vervielfachung von Preis- 
steigerungsimpulsen in sich. 

In diesem Zusammenhang erschien es allerdings an- 
gezeigt, die Petenten darauf hinzuweisen, daß Bun- 
destag und Bundesregierung die aus der Preisent- 
wicklung der letzten Monate sich ergebenden sozia- 
len Probleme durchaus sehen, und daß die Bundes- 
regierung insoweit bereits Lösungsvorschläge erar- 
beitet. Dabei war jedoch anzumerken, daß der An- 
stieg der Lebenshaltungskosten aller privaten Haus- 
halte zu einem wesentlichen Teil durch den Anstieg 
der Mineralölpreise bedingt ist, so daß hier eine auf 
Rentenbezieher beschränkte Ausgleichslösung 
systemfremd und eine gegenüber anderen Einkom- 
mensbeziehern ungerechte Bevorzugung wäre. Hin- 
gewiesen wurde angesichts dieser Situation schließ- 
lich auf den inzwischen beschlossenen Heizkosten- 
zuschuß, durch den besonders hart Betroffenen — 
und das sind keineswegs nur die Rentenbezieher — 
eine gezielte einmalige Hilfe geleistet wird. Eine 
darüber hinausgehende Einkommensverbesserung 
speziell für Rentner konnte nach alledem aber auch 
der Petitionsausschuß nicht unterstützen. 

b) Anrechnung von Zeiten des Wehrdienstes in einer 
Ostblockarnnee 

Nicht ganz zufrieden zeigte sich der Petitionsaus- 
schuß mit der bisherigen Behandlung eines Pro- 
blems, das in mehreren Eingaben an ihn herangetra- 
gen wurde. Den Petenten ging es darum, die Zeit ei- 
nes in der Nationalen Volksarmee der DDR bzw. in 
der sowjetischen Armee abgeleisteten Wehrdien- 


stes bei der Bemessung ihrer Rente angerechnet zu 
bekommen. Dabei ist zunächst noch einmal geprüft 
worden, ob dem Anliegen der Petenten nicht schon 
nach geltendem Recht zu entsprechen war, insbe- 
sondere nachdem das Bundessozialgericht in zwei 
Urteilen vom 31. August 1977 festgestellt hatte, daß 
die von ehemaligen berufsmäßigen Angehörigen 
der Volkspolizei zurückgelegten Dienstzeiten Bei- 
tragszeiten nach § 15 des Fremdrentengesetzes 
(FRG) sind. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat diese Frage noch einmal grundsätzlich mit dem 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger er- 
örtert. Dabei ist dieser jedoch zu der Auffassung ge- 
langt, daß die Grundsätze der Entscheidungen des 
Bundessozialgerichts hinsichtlich der Anrechnuug 
von Dienstzeiten, die Angehörige der bewaffneten 
Organe der DDR als Berufssoldaten zurückgelegt 
haben, auf Zeiten des Grundwehrdienstes von 
Wehrpflichtigen in einem Ostblockstaat nicht über- 
tragbar sind. Ausschlaggebend für diese Beurteilung 
war die Überlegung, daß Wehrpflichtige während 
der fraglichen Zeit lediglich einen Wehrsold erhiel- 
ten, der nicht der Beitragspflicht in der Sozialversi- 
cherung unterlag, während die Berufssoldaten der 
bewaffneten Organe der DDR immerhin Beiträge zu 
einem Sondersystem der sozialen Sicherung gelei- 
stet haben. Dieser Rechtsauffassung haben sich nach 
dem Ergebnis einer Umfrage des Bundesversiche- 
rungsamtes auch die bundesunmittelbaren Renten- 
versicherungsträger angeschlossen. Die vorge- 
nannte Beurteilung durch die Rentenversicherungs- 
träger erschien dem Petitionsausschuß vom Ergeb- 
nis her unbefriedigend. Da sie rechtlich andererseits 
vertretbar erscheint und auch vom Bundesversiche- 
rungsamt als zuständige Aufsichtsbehörde gestützt 
wird, sah der Ausschuß allerdings keine Möglich- 
keit, bereits nach geltendem Recht ein anderes Er- 
gebnis zu erreichen. Dieses wäre insoweit nur auf 
dem Wege der Rechtsprechung, insbesondere des 
Bundessozialgerichts, erreichbar. 

Für den Ausschuß stellte sich damit allein die Frage 
nach einer möglichen Erweiterung des bestehenden 
Rechts. Insoweit war zunächst zu bedenken, daß 
eine Ausdehnung der bereits sehr großzügigen und 
im wesentlichen als abgeschlossen betrachteten Re- 
gelung des Fremdrentengesetzes mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit weitere Änderungswünsche hervor- 
rufen würde. Zu erwarten wären sicherlich erhebli- 
che, angesichts der angespannten Finanzlage der 
gesetzlichen Rentenversicherung kaum zu vertre- 
tende Mehraufwendungen. Dennoch ist die Bundes- 
regierung, wie der dazu im Ausschuß gehörte Ver- 
treter des Bundesministeriums für Arbeit und Sozi- 
alordnung versicherte, bemüht, eine Gleichbehand- 
lung der hier in Frage stehenden Personenkreise 
herbeizuführen. Das Ministerium ist insoweit be- 
reits bemüht, sich genauere Erkenntnisse über die 
Auswirkungen einer entsprechenden Regelung zu 
verschaffen; aus tatsächlichen Gründen stößt dieses 
Vorhaben allerdings auf erhebliche Schwierigkei- 
ten, die eine kurzfristige Lösung nicht erwarten las- 
sen. 

Um das Anliegen der Petenten dennoch zu unter- 
stützen, sind zwei einschlägige Eingaben dem Bun- 
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desminister für Arbeit und Sozialordnung als Mate- 
rial für seine weiteren Gesetzgebungsarbeiten über- 
wiesen worden. Der Ausschuß wird sich über den 
Fortgang dieser Arbeiten unterrichten lassen. 

c) Anrechnung von polnischen Militärdienstzeiten 

Eine von dem Vorstehenden abweichende Rechts- 
lage ergibt sich allerdings schon jetzt aufgrund des 
deutsch-polnischen Rentenabkommens vom 9. Ok- 
tober 1975 zugunsten solcher Versicherter, die 
Wehrdienstzeiten in der polnischen Armee zurück- 
gelegt haben. 

Dies zeigte sich bei der Behandlung einer Eingabe, 
mit der sich ein Petent darüber beklagte, daß die für 
ihn zuständige Landesversicherungsanstalt die An- 
rechnung eines zweijährigen Wehrdienstes in Polen 
versagt habe, und mit der er eine Änderung des Ge- 
setzes anstrebte. Im einzelnen hatte die Landesver- 
sicherungsanstalt insbesondere die Anrechnung der 
fraglichen Zeit als Ersatzzeit nach § 1251 Abs. 1 Nr. 1 
der Reichsversicherungsordnung abgelehnt, weil es 
sich nicht um einen deutschen Wehrdienst oder den 
in der Wehrmacht eines mit Deutschland verbünde- 
ten Staates gehandelt habe; auch die Voraussetzung 
des § 2 Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes sei 
nicht erfüllt, wonach zugunsten von Vertriebenen 
u. U. auch Wehrpflichtzeiten im Herkunftsland vor 
dem 9. Mai 1945 berücksichtigt werden können. 
Aufgrund des deutsch-polnischen Abkommens war 
die polnische Wehrdienstzeit dann aber ebenso wie 
ein deutscher Wehrdienst zu behandeln und bei der 
Rente als Ersatzzeit zu berücksichtigen. 

d) Bewertung der mit Pflichtbeiträgen belegten Kalen- 
dermonate der ersten fünf Kalenderjahre seit Ein- 
tritt in die Versicherung 

Einige Petenten wandten sich mit der Bitte an den 
Ausschuß, die Vorschrift des § 1255 Abs. 4 a der 
Reichsversicherungsordnung (§32 Abs. 4 a des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes) zu erweitern. 
Nach dieser Vorschrift können bei der Berechnung 
der Rente die mit Pflichtbeiträgen belegten Kalen- 
dermonate der ersten fünf Kalenderjahre seit Ein- 
tritt in die Versicherung — in diesen Zeiten haben 
die Versicherten als Berufsanfänger meist wenig 
verdient — außer Betracht bleiben. Die Petenten 
hielten es für ungerecht, daß das Gesetz keine Son- 
derregelung zugunsten solcher Versicherter vorse- 
he, die während des genannten Fünfjahreszeitraums 
Kriegsdienst geleistet hätten; es werde nicht be- 
rücksichtigt, daß sie oft erst nach Ablauf der fünf 
Jahre ihre Ausbildung hätten fortsetzen können. 
Die Petenten baten daher, eine Regelung zu be- 
schließen, nach der bei der Bestimmung der ersten 
fünf Kalenderjahre Zeiten des Kriegsdienstes unbe- 
rücksichtigt\Ae\hen oder der genannte Zeitraum bis 
zum Abschluß der Ausbildung hinausgeschoben 
wird. 

Der Ausschuß konnte dieses Anliegen, das die Bun- 
desregierung bereits in ihrem „Bericht über die Be- 
seitigung etwaiger Nachteile in der Rentenversiche- 
rung bei Personen mit langen Zeiten des Kriegs- 
dienstes und der Kriegsgefangenschaft" (BT-Druck- 
sache 7/3054) dargestellt hatte, nicht unterstützen. 
Bekanntlich hatte sich auch der Ausschuß für Arbeit 


und Sozialordnung des Deutschen Bundestages be- 
reits mit diesem Bericht und der Problematik der 
Rentenversicherung der ehemaligen Kriegsteilneh- 
mer und Kriegsgefangenen beschäftigt Nachdem 
die Bundesregierung diesem Ausschuß dazu am 
31. Mai 1976 über die finanziellen Auswirkungen be- 
richtet hatte, die sich bei einer Verwirklichung ver- 
schiedener dazu vorgeschlagener Rechtsänderun- 
gen ergeben würden, hat der Ausschuß am 9. Juni 
1978 den einstimmigen Beschluß gefaßt, die Bundes- 
regierung solle prüfen, welche Möglichkeiten zur 
Beseitigung von Nachteilen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bei ehemaligen Kriegsteilneh- 
mern und Kriegsgefangenen realisiert werden kön- 
nen. 

Nachdem die Bundesregierung weiterhin mitgeteilt 
hat, daß sie wegen der Abgrenzungsschwierigkei- 
ten, der präjudiziellen Auswirkungen auf andere 
Personengruppen und auch niit Rücksicht auf die Fi- 
nanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung 
keine Möglichkeit für eine allgemeine und gene- 
relle Lösung dieser Angelegenheit in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung sieht, hat der Deutsche 
Bundestag Ende Juni 1979 das Siebente Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes verabschiedet. Hiernach 
kann die Heimkehrerstiftung ehemaligen Kriegsge- 
fangenen Leistungen zur Minderung von Nachtei- 
len gewähren, die durch die Bewertung der Zeiten 
des Kriegsdienstes und der Kriegsgefangenschaft 
als Ersatzzeiten in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung entstanden sind und eine Härte bedeuten. Die 
Fraktionen im Deutschen Bundestag waren sich 
darin einig, daß mit diesem Gesetz die Frage der Be- 
wertung der beitragslosen Ersatzzeiten für Kriegs- 
dienst und Gefangenschaft eine abschließende Re- 
gelung erfahren hat. Daher sah der Ausschuß keine 
Möglichkeit, das Anliegen der Petenten zu befür- 
worten. 

e) Rentenzahlungen an Ausländer im Ausland 

Ein Problem, das den Ausschuß schon seit Jahren 
beschäftigt hat, dürfte durch eine kürzlich ergan- 
gene Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
einer für die Petenten befriedigenderen Lösung nä- 
hergebracht worden sein. Schon seit mehreren Le- 
gislaturperioden sind von Zeit zu Zeit immer wieder 
Petitionen vorgebracht worden, mit denen Kritik an 
den Vorschriften der Rentengesetze über das Ruhen 
von Renten bei Wohnsitz des Versicherten im Aus- 
land geübt wurde. Beklagt wurde vor allem, daß die 
Rente eines Ausländers, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland hat, stets ruht, sofern sich 
nicht aufgrund eines zwischenstaatlichen Sozialver- 
sicherungsabkommens etwas anderes ergibt. 

Der Ausschuß hatte sich bislang nicht in der Lage 
gesehen, die in diesen Petitionen geforderte Rechts- 
änderung zu befürworten, nachdem sich nicht nur 
die dazu gehörte Bundesregierung stets gegen eine 
solche Änderung ausgesprochen, sondern auch der 
Gesetzgeber selbst stets an der geltenden Ruhensre- 
gelung festgehalten hatte. Begründet wurde diese 
Haltung damit, daß die genannte, in dem sog. Terri- 
torialitätsprinzip wurzelnde Regelung keine Eigen- 
tümlichkeit des deutschen Rechts darstelle. Auch 
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andere Länder hätten entsprechende einschrän- 
kende Rechtsvorschriften gegenüber Ausländern. 
Diese gleichartigen Regelungen verschiedener 
Staaten bedingten sich gegenseitig. Die einzelnen 
Staaten, so auch die Bundesrepublik Deutschland, 
seien nur unter der Bedingung bereit, Renten an 
Ausländer in das Ausland zu zahlen, wenn von den 
anderen Staaten die gleiche Begünstigung den 
eigenen Staatsbürgern eingeräumt würde, die nicht 
in dem betreffenden Land ihren Wohnsitz hätten, 
von dort aus gesehen sich also im Ausland aufhiel- 
ten. Um zur Aufhebung der für Ausländer geltenden 
Ruhensvorschriften zu kommen, sei daher der Ab- 
schluß eines Sozialversicherungsabkommens erfor- 
derlich. 

Nunmehr hat aber das Bundesverfassungsgericht in 
zwei Verfassungsbeschwerden entschieden, daß die 
Regelung, nach der Ausländern im Ausland eine 
Rente nicht gezahlt wird, mit dem allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes nicht vereinbar ist (Beschluß vom 
20. März 1979, 1 BvR 111/74 und 1 BvR 283/78). Das 
Gericht ist allerdings nicht zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß in Zukunft auch Ausländern im Ausland 
eine Rente gezahlt werden muß. Vielmehr hat es 
eine Reihe von Gesichtspunkten aufgezeigt, die es 
vertretbar erscheinen lassen, wenn die Ansprüche 
der im Ausland lebenden ausländischen Versicher- 
ten anders geregelt werden als die der im Inland le- 
benden ausländischen Versicherten und der im 
Ausland lebenden Deutschen. 

Das Bundesverfassungsgericht fordert allerdings, 
daß Ausländern, die sich freiwillig im Ausland auf- 
halten und deren Rente deshalb ruht, eine angemes- 
sene Ersatzleistung gewährt wird. Die geltende Bei- 
tragserstattungsregelung genüge in diesen Fällen 
nicht. Bei der Bestimmung der Höhe der angemesse- 
nen Ersatzleistung (die auch Witwen zustehen soll, 
deren Rentenanspruch ruht) sind nach dem Be- 
schluß des Gerichts eine Reihe von Gesichtspunk- 
ten zu berücksichtigen, die durch den Gesetzgeber 
noch festzulegen sind. 

Aufgrund dieser Entscheidung ist das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung, wie es in ei- 
ner Stellungnahme zu einer ihm kürzlich zugeleite- 
ten Petition mitgeteilt hat, bereits dabei, die erfor- 
derlich gewordenen Gesetzesänderungen vorzube- 
reiten. Über den voraussichtlichen Inhalt der Neure- 
gelungen und über den Zeitpunkt ihrer Verabschie- 
dung konnte aber noch keine Angabe gemacht wer- 
den. Die dazu vorstellig gewordenen Petenten wur- 
den daher gebeten, zunächst die weitere Entwick- 
lung abzuwarten. 

f) Versicherungspflicht von Pflegepersonen 

In zwei erst im Oktober 1979 beratenen Petitionen 
wurde der Wunsch an den Gesetzgeber herangetra- 
gen, freiwillige Beiträge von weiblichen Pflegeper- 
sonen als Pflichtbeiträge gelten zu lassen, damit die 
Pflegeperson das vorgezogene Altersruhegeld für 
Frauen mit 60 Jahren in Anspruch nehmen könne. 
Diesem speziellen Anliegen konnte der Ausschuß 
schon im Hinblick auf die Zielsetzung des vorgezo- 
genen Altersruhegeldes,, das der Doppelbelastung 


erwerbstätiger Frauen durch ihre Tätigkeit und die 
Haushaltsführung Rechnung tragen soll, nicht ent- 
sprechen. Dabei war weiter zu berücksichtigen, daß 
die Solidargemeinschaft die finanzielle Belastung 
auch der sozialen Vergünstigung des vorgezogenen 
Altersruhegeldes an Frauen trägt. Infolgedessen soll 
diese Regelung nur solchen Frauen zugute kommen, 
die durch langjährige, kontinuieHiche und einkom- 
mensgerechte Beiträge auch wesentlich zur dauer- 
haften Sicherung der Rentenfinanzen beitragen. 
Dies ist bei freiwillig Versicherten in der Regel nicht 
der Fall. 

Der Ausschuß hielt es aber dennoch für wünschens- 
wert, eine generelle Neuregelung anzustreben, die 
den mit der Petitipn verfolgten Anliegen wenigstens 
für die Zukunft Rechnung tragen würde, etwa in der 
Weise, daß bei einer unentgeltlichen Pflegetätigkeit 
ein Pflichtversicherungsverhältnis gesetzlich fin- 
giert wird. Die Bundesregierung hat dazu schon er- 
klärt, daß sie diese Frage im Rahmen der Neuord- 
nung der sozialen Sicherung der Frau und der Hin- 
terbliebenen bis 1984 prüfen werde. Die Sachver- 
ständigenkommission für die soziale Sicherung der 
Frau und der Hinterbliebenen hat hierzu in ihrem 
Gutachten vom 21. Mai 1979 bereits Lösungsmög- 
lichkeiten aufgezeigt. Für Personen, die einen Pfle- 
gebedürftigen unentgeltlich pflegen, sollen nach 
dem Kommissionsvorschlag künftig von dem zu- 
ständigen Sozialleistungsträger bzw. — wenn das 
Einkommen des Gepflegten ausreichend ist — von 
dem Gepflegten selbst Pflichtversicherungsbeiträge 
entrichtet werden. Dieser Vorschlag muß noch ein- 
gehend unter rechtlichen und finanziellen Gesichts- 
punkten erörtert werden. Die Petitionen erschienen 
in diesem Zusammenhang aber geeignet, der Bun- 
desregierung als Material für die bevorstehende Re- 
form überwiesen zu werden. 

g) Schleppende Bearbeitung eines Witwenrenten-An- 
trags 

Ein fehlerhaftes Verfahren bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte stellte der Petitionsaus- 
schuß bei der Prüfung der Eingabe einer 81jährigen 
Rentnerwitwe fest. Die Petentin hatte sich darüber 
beklagt, daß ihr nach dem Tode ihres Ehemannes zu- 
nächst keine Witwenrente gezahlt wurde und daß 
noch Rückfragen über die frühere Tätigkeit ihres 
Ehemannes an sie gerichtet wurden, die ihrer An- 
sicht nach bereits mit ihm bei seiner Rentenberech- 
nung hätten erörtert werden können. Der Petitions- 
ausschuß ersuchte die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte nachdrücklich um eine beschleu- 
nigte Erledigung des Rentenantrages, Daraufhin 
wurde wenig später mit der Rentenzahlung begon- 
nen und die Nachzahlung sogar telegrafisch über- 
wiesen. 

Im Rahmen der Prüfung der Angelegenheit hat der 
Versicherungsträger außerdem bei der Feststellung 
und Abwicklung des Hinterbliebenenrentenanspru- 
ches grobe Verstöße gegen die für seine Mitarbeiter 
verbindliche Geschäftsanweisung festgestellt. Der 
Vorfall wurde deshalb zum Anlaß genommen, von 
den betroffenen Mitarbeitern schriftliche Stellung- 
nahmen anzufordern. Nach Auswertung derselben 
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wurden die betroffenen Mitarbeiter belehrt Dar- 
über hinausgehende Schritte waren allerdings nicht 
erforderlich, da der Fall nach den Erfahrungen der 
Aufsichtsbehörde lediglich als Einzelfall gesehen 
werden muß. 

h) Nachentrichtung freiwilliger Beiträge für eine Prakti- 
kantenzeit 

Daß der Ausschuß' auch dort, wo er dem eigentli- 
chen Anliegen eines Petenten nicht entsprechen 
kann, immerhin durch eine sachgerechte Beratung 
wesentlich weiterhelfen kann, zeigte sich an folgen- 
dem Einzelfall: Der Petent hatte sich darüber be- 
schwert, daß bei der Rentenberechnung eine drei- 
jährige Praktikantenzeit, die zur Aufnahme seiner 
Fachschulausbildung erforderlich war, nicht als 
Ausfallzeit berücksichtigt worden war. Diese Ent- 
scheidung war nicht zu beanstanden. Dem Petenten 
konnte aber aufgrund einer Mitteilung des Bundes- 
versicherungsamtes der Hinweis gegeben werden, 
daß er für diesen Zeitraum die Nachentrichtimg 
freiwilliger Beiträge beantragen konnte. Da er die- 
sem Vorschlag entsprach, wurde ihm eine wesent- 
lich höhere Rente bewilligt. 

Der Petent zeigte sich über dieses Ergebnis sehr be- 
friedigt und hob lobend hervor, daß die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte ihm sogar eine Pro- 
beberechnung für seine Rente und für den Fall ge- 
schickt habe, daß er Beiträge für die Praktikanten- 
zeit nachentrichte; dies habe ihm seine Entschei- 
dung erleichtert. 

1 .2 Gesetzliche Krankenversicherung 

a) Ermittlung des Gesamteinkommens 

Änderungen des Rechts der gesetzlichen Kranken- 
versicherung haben auch in diesem Berichtszeit- 
raum nachgewirkt. Besonders umstritten war in ver- 
schiedenen Petitionen der Begriff des „Gesamtein- 
kommens'', welcher seit dem 1. Juli 1977 entschei- 
dend dafür ist, ob ein Familienmitglied auch in der 
gesetzlichen Krankenversicherung familienversi- 
chert ist. Anspruch auf Familienhilfe hängt danach 
u. a. davon ab, daß das Einkommen des mitversicher- 
ten Familienangehörigen eine bestimmte Höhe 
nicht überschreitet. 

Der Deutsche Bundestag ging bei der Verabschie- 
dung des Gesetzes von der Überlegung aus, daß Ein- 
kommen, welche normalerweise zur Versicherungs- 
und Beitragspflicht führen würden, auch für den Fall 
der Krankheit zu eigenen Beiträgen und damit zu ei- 
ner eigenen Sicherung führen sollten. Bei der Ausle- 
gung des Begriffs „Gesamteinkommen" hatte er den 
steuerrechtlichen Begriff vor Augen. Auf Renten be- 
zogen bedeutet dies, daß nur der jeweilige Ertrags- 
wert einer Rente, nicht aber der Zahlbetrag anzu- 
rechnen ist. Die Spitzenverbände der Krankenkas- 
sen hatten demgegenüber die Auffassung vertreten, 
daß eine Rente mit dem vollen Zahlbetrag und nicht 
nur mit dem Ertragsanteil anzusetzen sei. Auch auf 
Intervention des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung waren sie nicht bereit, von ihrer Hal- 
tung abzugehen. Erst durch höchstrichterliche Ent- 
scheidung des 3. und 5. Senats des Bundessozialge- 


richts wurde festgestellt, daß bei der Ermittlung des 
Gesamteinkommens steuerliche Grundsätze anzu- 
wenden sind mit der Folge, daß bei Renten jeweils 
nur der Ertragsanteil zu berücksichtigen ist. Es ist 
nunmehr davon auszugehen, daß die gesetzlichen 
Krankenkassen ihre bisherige Auffassung ändern 
werden. 

b) Wiederaufnahme in die Krankenversicherung der 
Rentner 

Auf häufiges Unverständnis traf die Regelung des 
Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetzes 
vom 1. Juli 1977, wonach die Pflichtmitgliedschaft in 
der kostenfreien Krankenversicherung der Rentner 
grundsätzlich davon abhängig ist, daß ein Versicher- 
ter zwischen der erstmaligen Aufnahme einer Er- 
werbstätigkeit und der Rentenantragstellung die 
Hälfte der Zeit Mitglied der gesetzlichen Kranken- 
versicherung war. Damit wollte der Gesetzgeber si- 
cherstellen, daß nur solche Versicherte in den 
kostenlosen Schutz der Krankenversicherung kom-. 
men, die eine hinreichende Zeit durch eigene Bei- 
träge am Solidarausgleich der Kassen teilgenom- 
men hatten. Daneben steht außerdem die Überle- 
gung, daß die Zuschüsse der Rentenversicherungen 
für die Krankenversicherung der Rentner nicht 
kostendeckend sind. Vielmehr muß jeder aktive 
Versicherte noch zusätzlich mit rd. 2 v. H. seines 
Grundlohnes zur Finanzierung dieser Ausgaben bei- 
tragen. Der Ausschuß sah sich deswegen nicht in der 
Lage, eine Änderung des § 165 Abs. 1 Nr. 3 a der 
Reichsversicherungsordnung anzuregen. 

Gestützt wurde seine Entscheidung auch auf die 
Überlegung, daß jeder. Rentner ohne Rücksicht auf 
seinen Gesundheitszustand oder sein Lebensalter 
freiwillig der gesetzlichen Krankenversicherung 
beitreten kann. Für diesen Fall erhält er von der 
Rentenversicherung einen Beitragszuschuß in Höhe 
von 11 V.H. der Rente. In den meisten Fällen reicht 
dann dieser Beitragszuschuß zur Zahlung des Versi- 
cherungsbeitrages aus. In den betreffenden Einga- 
ben hat der Ausschuß auch jeweils darauf hingewie- 
sen, daß ab 1982 ohnehin die beitragsfreie Mitglied- 
schaft in der Krankenversicherung der Rentner ent- 
fällt. Dann werden sowohl die versicherungspflichti- 
gen Rentner als auch die freiwillig versicherten 
Rentner Beiträge von ihrer Rente sowie vergleich- 
baren Einnahmen zu zahlen haben. Der in vielen Pe- 
titionen angesprochene Problemkreis „Übertritt in 
die Krankenversicherung der Rentner" wird dann 
nicht mehr die Bedeutung haben, die ihm heute zu- 
kommt. 

c) Krankengeld für Pflege erkrankter Kinder 

Ausführlich hat sich der Ausschuß auch mit einer 
anderen Frage aus dem Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung beschäftigt. Nach derzeitiger 
Rechtslage ist es so, daß ein Versicherter, der wegen 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege seines er- 
krankten Kindes der Arbeit fern bleiben muß, aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung Krankem 
geld unter der Voraussetzung erhält, daß sein Kind 
das achte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Wäh- 
rend der Ausschußberatung war die Auffassung ver- 
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treten worden, daß diese Altersgrenze zu niedrig ge- 
zogen sei. Die Schwierigkeiten würden sich auch 
noch dadurch verstärken, daß in den achtziger Jah- 
ren eine zunehmende Verknappung des Arbeitsan- 
gebotes zu erwarten stehe und diese Lücke nur 
durch berufstätige Ehefrauen geschlossen werden 
könne. 

Der Ausschuß sprach sich deswegen dafür aus, die 
Altersgrenze bis zum vollendeten 11. Lebensjahr 
auszudehnen. Die Kosten hierfür nannte ein vor den 
Ausschuß geladener Vertreter des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung mit jährlich 8,7 Millio- 
nen DM Mehraufwand. In seiner abschließenden 
Stellungnahme gegenüber dem Ausschuß brachte 
der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung jedoch zum 
Ausdruck, daß eine Erhöhung des Lebensalters ent- 
sprechend den Vorstellungen des Ausschusses der- 
zeit nicht in Frage kommen könne. Die Bundesregie- 
rung setze vielmehr bei der Weiterentwicklung des 
Krankenversicherungsrechts andere Schwerpunkte 
wie beispielsweise eine Verbesserung der Situation 
der Frauen, die wegen eigener Erkrankung ihren 
Haushalt nicht mehr weiterführen können und eine 
Haushaltshilfe benötigen. Ähnliches gilt nach Auf- 
fassung der Bundesregierung für die Verbesserung 
der häuslichen Krankenpflege, 

d) Rückführkosten 

Unwissenheit der gesetzlich Krankenversicherten 
führte nach den Erfahrungen des Ausschusses ge- 
rade bei Urlaubern häufig zu einem bösen Erwa- 
chen. Die Krankenkassen sind nämlich nach gelten- 
der Rechtslage — und abgestützt auf ein Urteil des 
Bundessozialgerichts — nicht zur Erstattung von 
Rückflugkosten im Notfall verpflichtet, auch wenn 
der jeweilige Urlauber gegen Krankheit gesetzlich 
versichert ist. Dabei sind Rechnungsbeträge von 
10 000 DM und mehr keine Seltenheit. Der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung wurde des- 
halb gebeten, die Bevölkerung im Rahmen der Öf- 
fentlichkeitsarbeit auf die Rechtslage hinzuweiseh. 
Das Kostenrisiko läßt sich für den einzelnen durch- 
aus auf fangen, wenn er für das mit einer am Urlaubs- 
ort auftretenden Erkrankung verbundene Trans- 
portrisiko eine Privatversicherung ab schließt. 


1.3 Gesundheitswesen 

a) Allgemeines 

Die meisten Eingaben, zum Teil Sammelpetitionen, 
standen im Zusammenhang mit dem geplanten 
Krankenpflege- und Hebammengesetz, Einige Sam- 
melpetitionen forderten die Abschaffung des Schul- 
geldes an privaten Krankengymnastikschulen. In 
weiteren Sammelpetitionen nahmen viele Petenten 
zum Gesetzentwurf über den Beruf des Logopäden 
Stellung. 

Mehrere Eingaben enthielten Bitten zur Gesetzge- 
bung für die Ausübung des Berufs des Arztes und 
der Zulassung anderer Berufe zur Ausübung der 
Heilkunde. Einige Petenten baten, sie bei der Aner- 


kennung ihrer in der DDR oder im Ausland erwor- 
benen Fachausbildung zu unterstützen. 

Von den Eingaben zum Arzneimittel- und Kranken- 
hauswesen waren mehrere auf eine Änderung von 
gesetzlichen Vorschriften gerichtet. Ein Teil der Pe- 
titionen, die zur Gesundheitsfürsorge eingingen, 
richtete sich gegen den Alkohol- und Drogenmiß- 
brauch. 

Soweit die Eingaben im Zusammenhang mit Geset- 
zesvorhaben standen, die im Deutschen Bundestag 
beraten wurden, sind sie den zuständigen Fachaus- 
schüssen als Material überwiesen worden. Die übri- 
gen Eingaben wurden in der Regel an die Bundesre- 
gierung als Material für die künftige Gesetzge- 
bungsarbeit weitergeleitet. 

b) Masseure und medizinische Bademeister sowie 
Krankengymnasten 

Aufgrund der Anhörung in der 46. Sitzung des Peti- 
tionsausschusses am 29. November 1978 erstattete 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit einen Bericht über die Neuregelung der 
Ausbildung für die Berufe des Masseurs, des Mas- 
seurs und medizinischen Bademeisters sowie der 
Krankengymnasten. In dem Bericht wurde ausge- 
führt, daß vor einer Neuregelung der Berufsausbil- 
dung für die genannten Heilhilfsberufe die damit 
zusammenhängenden tatsächlichen und rechtlichen 
Probleme geklärt werden müßten. Es werde ange- 
strebt, bis Ende 1980 mit allen Beteiligten eine Über- 
einstimmung über die geplante Neuregelung der 
Berufsausbildung zu erreichen. Der Ausschuß wird 
dieses Problem im Auge behalten. 

c) Unterbringung in psychiatrischen Kliniken 

Ein Petent strebte eine Gesetzesänderung an, um 
die Unterbringung in psychiatrischen Kliniken ge- 
gen den Willen des Betroffenen zu verhindern. Der 
Ausschuß beschloß, daß er eine Prüfung im Einzel- 
fall nicht vornehmen könne, da es sich um die Aus- 
führung landesrechtlicher Vorschriften handele. 
Eine Änderung des §63 des Strafgesetzbuches 
konnte dem Petenten ebenfalls nicht in Aussicht ge- 
stellt werden, da Voraussetzung für eine Bestrafung 
das Vorliegen einer Schuld ist, die bei psychisch 
Kranken verneint wird. Der auch hier geltende 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit stellt sicher, daß 
die Eingriffe in die Freiheit des Bürgers in einem an- 
gemessenen Verhältnis zu der vom Täter ausgehen- 
den Gefahr stehen müssen. 


d) Einzelfälle 

aa) Kostenlose Schwestemhelfer-Ausbildung für 
Männer 

Ein Petent forderte, auch ihm als Mann eine kosten- 
lose „Schwesternhelferinnenausbildung“ (in DRK- 
Lehrgängen) zu ermöglichen. Seinem Anliegen 
konnte leider nicht entsprochen werden. Der Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit sah 
keine Veranlassung zu einer entsprechenden Rege- 
lung, zumal genügend weibliche Bewerber vorhan- 
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den sind. Im übrigen erfolgt im Pflegedienst die Be- 
darfsdeckung durch Zivildienstleistende. 

bb) Beförderung von Lebensmitteln in Tanklast- 
zügen 

Ein in Berlin wohnender Petent beschwerte sich 
darüber, daß eine Firma wechselweise Lebensmittel 
oder Mineralölprodukte in demselben Tanklastzug 
befördere. Er bat um eine entsprechende gesetzliche 
Regelung, durch die ein solches Verhalten verhin- 
dert werde. Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit hielt die bisher erlassenen Vor- 
schriften für ausreichend, da es auch jetzt schon ver- 
boten sei, Lebensmittel und Mineralölprodukte 
wechselweise in denselben Tanklastzügen zu beför- 
dern. Die Überwachung erfolge im Rahmen der zoll- 
amtlichen Treibstoffkontrollen und an Hand der 
Fahrtenbücher. Bisher sei lediglich ein Verdachts- 
fall bekannt geworden, dem nach Mitteilung der zu- 
ständigen obersten Landesbehörde nachgegangen 
werde. — Die von dem Petenten in diesem Einzelfall 
erhobenen Vorwürfe wurden zuständigkeitshalber 
vom Petitionsausschuß des Berliner Abgeordneten- 
hauses überprüft. 


1.4 Kindergeld 

a) Zahlung für Kinder in Berlin (Ost) und in der 
DDR 

Durch mehrere Eingaben wurde der Ausschuß auf 
eine vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte Härte in 
Verbindung mit der Neuregelung* des Kindergeld- 
rechts zum 1. Januar 1979 aufmerksam. Nach der 
früheren Rechtslage konnten Eltern, die in der DDR 
oder in Berlin (Ost) Kinder zurücklassen mußten, für 
diese Kindergeld beziehen. Nach der Neuregelung 
wurde dieser Personenkreis — mit einer Dbergangs- 
frist bis zum 1. Januar 1980 — aus dem Kindergeld- 
bezug ausgeschlossen. Das nunmehr geltende Recht 
verwirklicht das sog. Wohnlandprinzip, wonach 
grundsätzlich für außerhalb des Bundesgebietes le- 
bende Kinder kein Kindergeld mehr gezahlt wird. 
Ausnahmen machen nur Kinder, die in einem Mit- 
gliedsstaat der Europäischen Gemeinschaften oder 
in einem Staat, mit dem die Bundesrepublik ein Ge- 
genseitigkeitsabkommen über Soziale Sicherheit 
hat, leben. Da für Kinder in der DDR und in Berlin 
(Ost) beide Ausnahmetatbestände nicht zutreffen, 
vertrat der Ausschuß die Auffassung, daß die sich 
daraus ergebenden Rechtsfolgen höchst unbefriedi- 
gend seien. Er empfand es als unbillig, den in der 
Bundesrepublik lebenden Eltern etwas vorzuenthal- 
ten, nur weil die Grundrechte ihrer Kinder im ande- 
ren Teil Deutschlands eingeschränkt sind und eine 
Familienzusammenführung häufig unmöglich ist. 
Daraufhin änderte die Bundesregierung ihre Auffas- 
sung und teilte dem Ausschuß mit, daß für den be- 
troffenen Personenkreis die Änderung des Kinder- 
geldgesetzes nicht zum Tragen komme, sondern die- 
ser — wie vor der Rechtsänderung am 1. Januar 1979 
— Kindergeld automatisch weiter erhalten würde. 
Es bleibt anzufügen, daß diese Regelung auch für 
Kinder gilt, die in den sog. Aussiedlungsgebieten le- 
ben. 


b) Anrechnung von Arbeitslosenunterstützung auf 
den Kindergeldanspruch 

Ein für viele Kindergeldbezieher wesentliches Er- 
gebnis konnte der Ausschuß bei der Frage der An- 
rechnung von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hilfe auf den Kindergeldanspruch erzielen. Nach § 2 
Abs. 4 a des Bundeskindergeldgesetzes werden Kin- 
der, die das 18., aber noch nicht das 23. Lebensjahr 
vollendet haben, bei der Gewährung von Kindergeld 
nur berücksichtigt, wenn sie beispielsweise keinen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz haben, nicht er- 
werbstätig sind und weder Arbeitslosengeld noch 
Arbeitslosenhilfe beziehen. Dies führte häufig dazu, 
daß wegen geringfügiger Arbeitslosengeld- oder 
Arbeitslosenhilfebeträge erheblich höhere Kinder- 
geldzahlungen entfielen. Bisher konnte nur der Rat 
gegeben werden, ggf. auf Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz zu verzichten, um dafür 
das höhere Kindergeld zu erhalten. 

Nunmehr hat die Bundesregierung die Kindergeld- 
stellen jedoch angewiesen, bei der Kindergeldzah- 
lung ein arbeitsloses Kind auch dann zu berücksich- 
tigen, wenn es Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hilfe von weniger als 200 DM monatlich bezieht. 
Durch diese „Bagatellklausel", die dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit und damit dem wohlver- 
standenen Sinn des Gesetzes entspricht, wird er- 
reicht, daß der Bezug von Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe die Kindergeldzahlung nur dann 
ausschließt, wenn er mindestens so hoch ist wie die 
maximale Kindergeldleistung, nämlich wie der Kin- 
dergeldsatz für das dritte Kind. 


1.5 Gesetzliche Unfallversicherung: Verfahrens- 
dauer bei Rentenanträgen 

Wie in der gesetzlichen Rentenversicherung, so 
mußte sich der Ausschuß auch wiederholt im Be- 
reich der gesetzlichen Unfallversicherung mit der 
langet! Verfahrensdauer bei Rentenanträgen befas- 
sen. Insbesondere im Bereich des medizinischen 
Gutachterwesens sind lange Wartezeiten leider 
nicht nur die Ausnahme. Hier eine Verbesserung 
herbeizuführen, wird langfristig das Ziel des Aus- 
schusses bleiben. Kurzfristige umfassende Verbes- 
serungen sind allerdings nicht zu erwarten. Dies 
liegt im wesentlichen daran, daß die Unfallversiche- 
rungsträger nur begrenzte Möglichkeiten haben, auf 
eine beschleunigte Erledigung von Gutachtenauf- 
trägen einzuwirken. Das Bundesversicherungsamt 
hat als Folge entsprechender Eingaben den Haupt- 
verband der Gewerblichen Berufsgenossenschaften 
angeregt, seine Mitglieder in einem Rundschreiben 
zu bitten, den Gesichtspunkt der Verkürzung der 
Verfahrensdauer hereits bei der Vergabe des Gut- 
achtenauftrages besser zu berücksichtigen. 


1.6 Arbeltsverwaltung 

Aus der Fülle der Eingaben, die in irgendeiner Form 
mit der Situation am Arbeitsmarkt Zusammenhän- 
gen, können nur einige Fallgruppen beispielhaft er- 
wähnt werden. 
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a) Arbeitslosengeld für Grenzgänger 

Petenten beschwerten sich über die Regelungen 
über die Zahlung von Arbeitslosengeld an Grenz- 
gänger, die in Belgien wohnen und in der Bundesre- 
publik beschäftigt sind. Dieser Personenkreis erhält 
lediglich die geringeren belgischen Leistungen und 
ist damit gegenüber denjenigen Grenzgängern be- 
nachteiligt, die in der Bundesrepublik wohnen und 
in Belgien arbeiten. Bei allem Verständnis für das 
Anliegen des Petenten sah sich der Petitionsaus- 
schuß jedoch außerstande, hier gesetzgeberische 
Maßnahmen anzuregen. Der Grund liegt im wesent- 
lichen darin, daß das Problem der Grenzgänger 
durch eine Verordnung der Europäischen Gemein- 
schaften verbindlich geregelt ist, wonach Arbeitslo- 
sengeld jeweils nach den Vorschriften des Wohn- 
landes geleistet wird. Dadurch erhalten Grenzgän- 
ger die Leistungen, die auf die an ihrem Wohnort 
maßgebenden Lebensverhältnisse abgestellt sind. 
Der Ausschuß hielt daher gesetzgeberische Maß- 
nahmen des Deutschen Bundestages nicht für mög- 
lich. Er ließ aber durch den Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung bei der zuständigen Verwal- 
tungskommission für die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer der Europäischen Gemein- 
schaften eine Regelung anregen, nach der langjäh- 
rige Grenzgänger bei Arbeitslosigkeit alternativ 
Leistungen auch nach den Vorschriften des Beschäf- 
tigungslandes bekommen können. Der Ausschuß 
hatte insoweit die Lösung vor Augen, wie sie im Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich — vom Deutschen 
Bundestag am 15. Mai 1979 verabschiedet — festge- 
legt ist. Nach diesem Abkommen haben langjährige 
Grenzgänger das Wahlrecht, auch Leistungen nach 
den Vorschriften des Beschäftigungslandes in An- 
spruch nehmen zu können. 

b) Einbeziehung von Studenten in die Arbeitslosen- 
versicherung 

Häufig forderten Studenten die Einbeziehung in die 
Arbeitslosenversicherung. Bei der Behandlung die- 
ser Petitionen war jedoch zu berücksichtigen, daß 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung nur 
Personen beanspruchen können, die vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit wenigstens sechs Monate inner- 
halb der letzten drei Jahre beitragspflichtig beschäf- 
tigt waren und damit Beiträge zu dieser Versiche- 
rungsart geleistet haben. Den Beitragszahlern kann 
nicht zugemutet werden, Leistungen für solche Per- 
sonen zu finanzieren, die bisher keine Beiträge ge- 
zahlt haben. Immerhin erfordert die Gewährung von 
Arbeitslosengeld für ein halbes Jahr Beitragslei- 
stungen von fast 15 Jahren. Auch für Studenten, die 
zwar Beschäftigungszeiten aufweisen können, die 
jedoch am Tag der Arbeitslosmeldung länger als 
drei Jahre zurückliegen, mußte Arbeitslosengeld 
aus den gleichen Gründen versagt werden. Eine Er- 
weiterung der dreijährigen Rahmenfrist um Zeiten, 
in denen der Arbeitslose wegen eines Studiums die 
Berufstätigkeit unterbrochen hat, müßte — und dies 
ist ein weiteres gewichtiges Argument — aus Grün- 
den der sozialen Gerechtigkeit auch at^f andere Zei- 
ten erstreckt werden, in denen der Arbeitslose aus 
gleichermaßen anzuerkennenden Gründen keine 


Beschäftigung ausgeübt hat, die einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld begründet (z. B. Krankheitszeiten, 
Zeiten medizinischer Rehabilitation, Zeiten des 
Rentenbezuges usw.). Damit würde aber nach Auf- 
fassung des Ausschusses die Anwartschaftszeit in 
der Arbeitslosenversicherung ihre Funktion, die 
Leistungspflicht des Versicherungsträgers zu be- 
grenzen, fast völlig verlieren. 

c) Rückforderung von Arbeitslosengeld 

Der eigentliche Erfolg des Ausschusses im Bereich 
„Arbeitslosengeld" liegt jedoch in der positiven Erle- 
digung zahlreicher Eingaben, in denen es nicht um 
grundsätzliche Fragen, sondern um die Anspruchs- 
dauer oder um die Bereinigung von Fehlberechnun- 
gen ging. 

Beispielsweise konnte der Ausschuß die Bundesan- 
stalt für Arbeit zum Verzicht auf die Rückforderung 
von mehr als 2 000 DM Arbeitslosengeld bei einer 
Frau bewegen, die vor wenigen Jahren aus Polen in 
die Bundesrepublik umgesiedelt worden war. Die 
Mitbürgerin hatte sich arbeitslos gemeldet, ohne die 
Gründe für die Aufgabe ihrer bisherigen Stellung zu 
erläutern, und hatte auf ihren Antrag hin Arbeitslo- 
sengeld für fast vier Monate erhalten. In dem An- 
tragsformular hatte sie nicht angegeben, daß sie ihre 
bisherige Tätigkeit hatte aufgeben müssen, weil sie 
ihre fast erblindete Mutter pflegen mußte. Das 
Arbeitsamt war deshalb von der unzutreffenden An- 
nahme ausgegangen, die Frau habe der Arbeitsver- 
mittlung zur Verfügung gestanden. Als sich heraus- 
stellte, daß sie wegen der Pflege ihrer Mutter wäh- 
rend dieser Zeit nicht hätte vermittelt werden kön- 
nen, also nicht als „arbeitslos“ betrachtet werden 
konnte, forderte das Arbeitsamt für diesen Zeitraum 
das Arbeitslosengeld zurück. Da dieses Versehen of- 
fenbar darauf beruhte, daß die Frau die deutschen 
Vorschriften noch nicht ausreichend gekannt hatte, 
hat sich der Ausschuß mit Erfolg für einen Verzicht 
auf die Rückforderung eingesetzt. 

d) Förderung der beruflichen Fortbildung/Umschu- 
lung 

Ein promovierter Akademiker fand nicht unmittel- 
bar nach Beendigung seines Studiums einen ent- 
sprechenden Arbeitsplatz. Er nahm deshalb zu- 
nächst eine Tätigkeit als Arbeiter auf. Im Anschluß 
daran wurde ihm vom Arbeitsamt eine Fortbil- 
dungsmaßnahme bewilligt, während der er Unter- 
haltsgeld bezog. Während die anderen Lehrgangs- 
teilnehmer (ebenfalls mit abgeschlossener Hoch- 
schulausbildung) Unterhaltsgeld nach dem fiktiven 
Einkommen eines Akademikers im öffentlichen 
Dienst erhielten, wurde bei ihm das Unterhaltsgeld 
nach seinem letzten Verdienst als Arbeiter bemes- 
sen. Auf Intervention des Ausschusses wurde diese 
Entscheidung des Arbeitsamtes revidiert, und der 
Petent erhielt nunmehr Unterhaltsgeld unter Be- 
rücksichtigung des Arbeitsentgeltes, welches er 
nach seinem Alter, seiner Leistungsfähigkeit und 
seiner Ausbildung bei Ausübung seines Berufes 
hätte erzielen können. 

Verschiedentlich wurde bei dieser Leistungsart die 
lange Bearbeitungsdauer bis zur Bewilligung bean- 
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standet. In diesen Fällen sind die beteiligten Dienst- 
stellen vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung angewiesen worden, eine schnellere Lei- 
stungsbewilligung zu gewährleisten. 

e) Berufliche Bildung 

Aus diesem Bereich sind mehrere Eingaben hervor- 
zuheben, die letztlich die Schaffung einer gesetzli- 
chen Weiterbeschäftigungspflicht für Auszubil- 
dende nach Abschluß der Ausbildung durch die aus- 
bildenden Betriebe zum Inhalt hatten. Die Petenten 
waren der Ansicht, daß hierdurch ein wesentlicher 
Beitrag zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit ge- 
leistet werden könne. Der Ausschuß vertrat hier die 
Auffassung, daß eine derartige Verpflichtung zur 
Weiterbeschäftigung nicht mit den Erfordernissen 
der Wirtschaft und den Prinzipien der Wirtschafts- 
ordnung in Einklang zu bringen sei. Denkbar wäre 
jedoch eine Mitteilungspflicht des Ausbildungsbe- 
triebes vor Ablauf der Ausbildungszeit, die darüber 
Auskunft gibt, ob eine Weiterbeschäftigung ins 
Auge gefaßt wird. Die betreffenden Eingaben wur- 
den deswegen insoweit der Bundesregierung als 
Material für ihre gesetzesvorbereitende Tätigkeit 
überwiesen. 

1 .7 Bundesausbildungsförderungsgesetz 

a) Allgemeines 

Die Mehrzahl der Petitionen enthielt Bitten zur Ge- 
setzgebung oder zur Änderung der zum Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz (BAföG) erlassenen Ver- 
ordnungen oder Durchführungsvorschriften. Nicht 
wesentlich geringer waren Auskunftsersuchen, 
Meinungsäußerungen oder Kritik an der Durchfüh- 
rung des BAföG. Die Bitten zur Gesetzgebung wur- 
den in der Regel dem zuständigen Fachausschuß 
überwiesen, der gerade das Sechste Gesetz zur Än- 
derung des BAföG (6. BAföG-ÄndG) beriet. Gingen 
Bitten zur Gesetzgebung nach Verabschiedung des 
6. BAJöG-ÄndG ein, mußte den Petenten mitgeteilt 
werden, daß ihnen so kurz nach der Verabschiedung 
der Neuregelung nicht eine nochmalige sofortige 
Änderung in Aussicht gestellt werden könne. 

Da das BAföG von den Ländern durchgeführt wird, 
mußten Beschwerden über das Verhalten der Bewil- 
ligungsbehörden an die zuständigen Landtage wei- 
tergeleitet werden. 

b) Rückforderung eines BAföG-Darlehens 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß er zwar sein 
Studium zwei Semester vor Ablauf der festgesetzten 
Förderungshöchstdauer abgeschlossen habe, ihm 
aber das gewährte BAföG-Darlehen trotzdem nicht 
erlassen worden sei, weil der festgesetzte Prüfungs- 
termin wenige Tage nach Beginn des neuen Seme- 
sters lag. Da es sich um einen Fall handelte, bei dem 
wegen der Anwendung der neuen Vorschriften 
noch Zweifel bestanden, konnte eine dem Anliegen 
des Petenten entsprechende Erledigung erreicht 
werden. 

Im übrigen teilte der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft zu der Regelung über den Teiler- 


laß eines gewährten Darlehens bei vorzeitiger Been- 
digung des Studiums folgendes mit: „Beim Vollzug 
des § 18 a BAföG bekanntgewordene Härtefälle (Ab- 
schlußprüfung wenige Tage nach Beginn des näch- 
sten Semesters) waren Anlaß für eine auf den 1. Au- 
gust 1974 rückwirkende Änderung der Teilerlaßre- 
gelung im 6. BAföG-ÄndG. Danach gilt das Darlehen 
bereits dann um den Betrag von 2 000 DM als erlas- 
sen, wenn der Auszubildende seine Ausbildung vier 
Monate vor dem Ende der Förderungshöchstdauer 
erfolgreich beendet." 

2. Finanzen; Steuern; Wirtschaft; Kriegsfol- 
genrecht 

2.1 Einkommensteuer 

a) Realsplitting des § 10 EStG 

Eine Reihe von Petenten weindte sich gegen das 
durch das Steueränderungsgesetz 1979 eingeführte 
Realsplitting des § 10 EStG, weil diese Steuerabzugs- 
möglichkeit nur dann genutzt werden kann, wenn 
der Empfänger der Unterhaltsleistung zustimmt. 
Der Ausschuß konnte sich der Forderung nach einer 
sofortigen Änderung des Gesetzes nicht anschlie- 
ßen. Er wies in den Beschlußgründen darauf hin, daß 
mit der genannten Vorschrift die einkommensteuer- 
rechtliche Berücksichtigung von Unterhaltsleistun- 
gen als Folgewirkimg der Ehescheidung, der Nich- 
tigkeit oder der Aufhebimg der Ehe sowie des dau- 
ernden Getrenntlebens von Ehegatten neu geregelt 
werde. Während in diesen Fällen bisher die Unter- 
haltsleistungen bei dem Verpflichteten nur als au- 
ßergewöhnliche Belastung nach § 33 a Abs. 1 EStG 
hätte berücksichtigt werden können und beim Be- 
rechtigten keine steuerpflichtigen Einkünfte darge- 
stellt hätten, sollten sie — wie dies auch schon von 
der Eherechtskommission beim Bundesminister der 
Justiz und der Steuerrefonnkommission 1971 vorge- 
schlagen worden sei — bei dem Verpflichteten als 
Sonderausgaben abgezogen werden können und bei 
dem Berechtigten besteuert werden. Die gesetzge- 
benden Körperschaften seien der Auffassung, daß 
diese Regelung der steuerlichen Leistungsfähigkeit 
der Betroffenen besser als die frühere Regelung ge- 
recht Werde. 

Auf Vorschlag des Finanzausschusses des Deut- 
schen Bundestages sei in den Gesetzentwurf seiner- 
zeit noch ein einvernehmliches Wahlrecht zwischen 
Realsplitting und dem bisher allein anwendbaren 
§ 33 a Abs. 1 EStG eingeführt worden. Durch dieses 
Wahlrecht solle verhindert werden, daß in Fällen 
geringer Unterhaltsrenten allein oder in Verbin- 
dung mit geringen Eigeneinkünften durch das Real- 
splitting eine Verschlechterung gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage eintrete. Auch in anderen Fällen 
werde dadurch die Stellung des unterhaltsabhängi- 
gen Ehegatten gestärkt. 

Der Gesetzgeber habe den Abzug von Unterhaltslei- 
stungen bei dem Unterhaltsverpflichteten deshalb 
von der Zustimmung des Unterhaltsempfängers ab- 
hängig gemacht, weil der Unterhaltsempfänger 
durch die neue gesetzliche Regelung nicht benach- 
teiligt werden solle. Das Erfordernis der Zustim- 


18 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4140 


mung des Unterhaltsempfängers führe im allgemei- 
nen dazu, daß die Beteiligten vereinbarten, daß dem 
Unterhaltsempfänger die auf die Unterhaltsleistun- 
gen entfallende Steuer durch den Steuerpflichtigen 
ersetzt werde. Der Unterhaltsempfänger habe hier- 
auf regelmäßig auch einen Anspruch. 

Der Ausschuß ließ erkennen, daß er zwar Verständ- 
nis für das Anliegen der Petenten habe, es aber aus 
den genannten Gründen z. Z. nicht unterstützen 
könne. Er wies bei dieser Gelegenheit darauf hin, 
daß der Unterhaltzahlende gegenüber dem Unter- 
haltsempfänger u. U. einen zivilrechtlichen An- 
spruch auf Schadensersatz habe, wenn die Zustim- 
mung mißbräuchlich versagt werde. Dies dürfte im- 
mer dann der Fall sein, wenn die Zustimmung zum 
Realsplitting nicht erteilt werde, obwohl der Unter- 
haltzahlende dem Unterhaltsempfänger die durch 
die Unterhaltsversteuerung entstehenden finanziel- 
len Nachteile ausgleiche. 

b) Rentenbesteuerung 

Viele Sozialrentner wandten sich gegen die nach ih- 
rer Meinung zu hohe steuerliche Erfassung ihrer So- 
zialrenten und beanstandeten vereinzelt auch ihre 
angebliche Doppelbesteuerung. Es handelte sich 
hierbei insbesondere um weiterarbeitende Rentner 
bzw. Witwen. 

Der Ausschuß konnte sich das Anliegen dieser Steu- 
erpflichtigen nicht zu eigen machen. Er wies in sei- 
ner Antwort an die Petenten insbesondere darauf 
hin, daß Leistungen aus der Sozialversicherung nur 
insoweit einkommensteuerlich erfaßt werden, als in 
den einzelnen Bezügen Einkünfte aus Erträgen des 
Rentenrechts enthalten seien. Besteuert werde also 
nicht der volle Betrag der Renten, sondern lediglich 
der sog. Ertragsanteil Dies habe zur Folge, daß in 
der Regel von der Rente keine Einkoihmensteuer zu 
zahlen sei. Eine steuerliche Belastung trete jedoch 
dann ein, wenn die Rente so hoch sei, daß der Er- 
tragsanteil die Grundfreibeträge übersteige oder 
der Bezieher der Rente bzw. sein mit ihm zusam- 
menlebender Ehegatte daneben noch andere zu ver- 
steuernde Einkünfte habe. In den letztgenannten 
Fällen werden der Ertragsanteil der Rente bei der 
Ermittlung des Einkommens den anderen Einkünf- 
ten hinzugerechnet. Durch die Zusammenrechnung 
der verschiedenen Einkünfte sei es möglich, daß 
sich für den Rentner insgesamt ein Einkommen er- 
gebe, das die einkommensteuerlichen Grundfreibe- 
träge übersteige. Eine Härte könne jedoch hierin 
nicht gesehen werden. Die steuerliche Erfassung 
des Ertragsanteils der Leibrente diene vielmehr der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung 

Eine völlige Steuerfreiheit der Renten sei nicht ge- 
rechtfertigt, weil aus Gründen der- steuerlichen 
Gleichbehandlung der in den Rentenbezügen ent- 
haltene Zinsanteil ebenso erfaßt werden müsse wie 
der Zinsanteil eines Altersruhegeldes. Einer völli- 
gen oder weitergehenden Steuerfreiheit stehe auch 
entgegen, daß die Versorgungsbezüge der Beamten 
bis ai5 einen begrenzten Freibetrag voll der Ein- 
kommensteuer unterlägen. Hinzu komme, daß wei- 
terarbeitende Rentner und Pensionäre durch den 
Altersfreibetrag und den insbesondere auch bei Ein- 


künften aus nichtselbständiger Arbeit anwendbaren 
Altersentlastungsbetrag nicht unbillig steuerlich 
belastet würden. 

Soweit eine angebliche Doppelbesteuerung bean- 
standet wurde, machte der Ausschuß deutlich, daß 
die Beiträge des Arbeitnehmers zur gesetzlichen 
Rentenversicherung im Rahmen des Sonderausga- 
benabzuges steuerfrei seien, so daß von einer Dop- 
pelbesteuerung nicht gesprochen werden könne. 

Die im zweiten Halbjahr neu entfachte Diskussion 
über eine stärkere steuerliche Belastung von Sozial- 
renten war für viele Rentner Anlaß, sich besorgt an 
den Petitionsausschuß zu wenden. Dieser wies dar- 
auf hin, daß dem Deutschen Bundestag 'bisher kein 
entsprechender Gesetzentwurf vor liege, zu dem er 
sich äußern könne. Es handele sich um Überlegun- 
gen im vorparlamentarischen Raum, zu denen der 
Ausschuß nicht Stellung nehmen könne. 

2.2 Umsatzsteuer auf die Ausgleichsabgabe des 
Dritten Verstromungsgesetzes 

Die Anhebung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes 
von 12 V. H. auf 13 v. H. ab 1. Juli 1979 war für viele 
Petenten Anlaß, sich an den Deutschen Bundstag zu 
wenden, weil sie es als unbillig ansahen, daß die 
Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstromungs- 
gesetz der Umsatzsteuer unterliegt. Der Ausschuß 
wies die Petenten darauf hin, daß vor und während 
der parlamentarischen Beratungen des Dritten Ver- 
stromungsgesetzes eingehend geprüft worden sei, 
ob die weitergegebene Ausgleichsabgabe durch Än- 
derung des Umsatzsteuergesetzes oder durch Auf- 
nahme einer Sondervorschrift in das Dritte Ver- 
stromungsgesetz selbst von der Umsatzsteuer frei- 
gestellt werden sollte. Dieser Weg habe sich jedoch 
wegen EG-rechtlicher Vorschriften als nicht gang- 
bar erwiesen. Die für die Mitgliedsstaaten bindende 
Zweite Richtlinie des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften über die Umsatzsteuer vom 
11. April 1967 (Amtsblatt EWG S. 1303) schreibe 
nämlich in Artikel 8 vor, daß Bemessungsgrundlage 
für die Umsatzsteuer alles sei, „was den Gegenwert 
für die Lieferung des Gegenstandes oder die Dienst- 
leistung bilde, einschließlich der Kosten und Abga- 
ben mit Ausnahme der Mehrwertsteuer selbst“. 
Diese Vorschrift stimme — trotz geringfügig abwei- 
chender Formulierung — sachlich völlig mit § 10 
Abs. 1 des deutschen Umsatzsteuergesetzes überein, 
der Grundlage für die steuerliche Erfassung sei. Für 
eine Freistellung der weitergegebenen Ausgleichs- 
abgabe von der Umsatzsteuer müsse also neben dem 
deutschen Umsatzsteuerrecht auch die o. a. EG- 
Richtlinie geändert werden. 

Die Umsatzsteuerbelastung der weitergegebenen 
Ausgleichsabgabe sei demnach nicht zur Erzielung 
von Einnahmen eingeführt worden; die Umsatzsteu- 
erpflicht ergebe sich vielmehr aus dem geltenden 
Steuerrecht, das wegen EG-rechtlicher Vorschriften 
insoweit durch den nationalen Gesetzgeber nicht 
geändert werden könne. 

Der Ausschuß sah sich daher nicht in der Lage, der 
Beanstandung der Petenten zum Erfolg zu verhel- 
fen. 
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2.3 Geltendmachung von Ansprüchen aus Reichs- 
markversicherungen durch Bewohner der DDR 
und Berlin (Ost) 

Nach dem Gesetz zur Regelung von Ansprüchen aus 
Lebens- und Rentenversicherungen in der Fassung 
vom 3. Juli 1964 (BGBL I S. 434) ist eine Auszahlung 
von Leistungen aus Reichsmarklebensversicherun- 
gen an Personen mit Wohnsitz in der DDR und Ber- 
lin (Ost) nicht möglich. 

Anders als durch das Gesetz zum Abschluß der 
Währungsumstellung vom 17. Dezember 1975, nach 
dem alle noch auf Reichsmark laufenden Guthaben 
u. a. von Bürgern der DDR und Berlin (Ost) bei Geld- 
instituten in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Ablauf des 30. Juni 1976 erloschen, besteht für die 
Geltendmachung von Ansprüchen nach dem ein- 
gangs erwähnten Gesetz jedoch keine Frist. Nach § 7 
Abs. 2 des Gesetzes zum Abschluß der Währungs- 
umstellung verlieren Anspruchsberechtigte aus 
Versicherungsverträgen ihre Ansprüche nicht 
durch Fristablauf, sondern können sie auch nach 
den Stichtagen dieses Gesetzes weiterhin geltend 
machen, wenn die Voraussetzungen hierfür vorlie- 
gen, insbesondere auch die Wohnsitzvoraussetzung 
erfüllt ist. 

An diesem Erfordernis, daß der Betreffende in der 
Bundesrepublik wohnen muß, stoßen sich viele Be- 
wohner der DDR und Berlin (Ost). Sie machen gel- 
tend, daß ihnen nicht mehr zuzumuten sei, in die 
Bundesrepublik Deutschland umzuziehen (sofern 
ihnen die Erlaubnis gegeben würde), nur um ihre 
Versicherungsansprüche geltend machen zu kön- 
nen. Diese Petenten wurden vom Ausschuß darauf 
aufmerksam gemacht, daß die beanstandete Rege- 
lung getroffen wurde, weil Geldmittel für die Aus- 
zahlung dieser abgewerteten Altversicheruhgen 
wegen der Kriegsereignisse und Kriegsfolgen bei 
den Versicherungsun ternehmen nicht mehr vorhan- 
den sind. Derartige Kriegsfolgenlasten müssen von 
den beiden deutschen Staaten jeweils für ihren Zu- 
ständigkeitsbereich selbst getragen werden. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß in der DDR die dort bele- 
genen Vermögenswerte dieser Versicherungsunter- 
nehmer entschädigungslos enteignet worden sind. 

Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung 
haben inzwischen mehrfach geprüft, ob die Geltend- 
machung dieser Versicherungsansprüche wenig- 
stens für den Fall zugelassen werden könnte, daß 
der Anspruchsberechtigte sich besuchsweise in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhält. Auch diese 
Möglichkeit ist jedoch aus finanziellen und techni- 
schen Gründen verneint worden. Ob sich im Zuge 
der weiteren Entwicklung der innerdeutschen Be- 
ziehungen die Grundlagen, die zu der beanstande- 
ten Regelung geführt haben, ändern, läßt sich gegen- 
wärtig nicht übersehen. 

2.4 Preissteigerungen bei Benzin und Heizöi 

Die Preiserhöhungen bei Mineralöl und Benzin lie- 
ßen bei vielen Petenten den Wunsch nach staatli- 
chen Eingriffen wach werden. Der Ausschuß konnte 
diesen Anregungen aus gesamtwirtschaftlichen Er- 
wägungen nicht folgen. Erfahrungen in anderen 
Ländern beweisen, daß administrative Eingriffe die 


Versorgungslage nicht verbessern, sondern eher 
verschlechtern. Die Petenten mußten darauf auf- 
merksam gemacht werden, daß gerade die Bundes- 
republik Deutschland in hohem Maße nicht nur bei 
Rohöl, sondern auch bei Heizöl und Benzin auf Im- 
porte angewiesen ist. Eine marktwidrige staatliche 
Preisreglementierung yrÜT&e dazu führen, daß teure 
Importe unterbleiben oder zurückgehen. Trotz kar- 
tellierter OPEC-Preisgestaltung und mancher staat- 
licher Reglementierungen einzelner Länder be- 
stimmt letztlich das Prinzip von Angebot und Nach- 
frage und damit der Preis, wohin die Ware geht. 
Preisregulierungen gegen die Markttendenzen wä- 
ren ein Kurieren an Symptomen, das nur zu weiterer 
Angebotsverknappung führen würde. Abhilfe ist 
nur möglich, indem man bei den Ursachen ansetzt, 
d. h. die Nachfrage drosselt durch Energiesparen so- 
wde durch Angebotsvermehrung durch beschleu- 
nigte Entwdcklung von Altemativenergie. 

Da die Preiserhöhungen die Bürger unterschiedlich 
treffen und die Preisentwicklung des Heizöls auch 
zu sozialen Härten führen kann, haben die gesetzge- 
benden Körperschaften den Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung eines einmaligen Heizöl- 
kostenzuschusses /P79 gebilligt. Nach dem Vorbild 
des Heizölkostenzuschußgesetzes von 1973 erhalten 
danach Alleinstehende und Haushalte mit geringem 
Einkommen, deren Wohnung mit leichtem Heizöl 
beheizt wird, für die Heizperiode 1979/80 einen ein- 
maligen Zuschuß. Anspruchsberechtigt sind alle 
Wohngeldempfänger, außerdem solche Haushalte, 
deren verfügbares Einkommen eine nach der Zahl 
der Haushaltsangehörigen gestaffelte Einkommens- 
grenze nicht übersteigt. 

Anspruchsberechtigt sind auch Heimbewohner, 
wenn sich wegen des Ölpreisanstiegs die Aufent- 
haltskosten erhöhen. 

Der Zuschuß beträgt für den Ein-Personen-Haushalt 
120 DM, für den Mehr-Personen-Haushalt entspre- 
chend der Personalzahl zwischen 180 und 420 DM. 
Die Bemessung des Zuschusses soll einerseits eine 
fühlbare Entlastung bewirken, andererseits aber 
dem von der Preiserhöhung ausgehenden Anreiz 
zum Energiesparen nicht entgegenwirken. 

2.5 Finanzieller Ausgleich bei Minderung 

von Auslandsrenten durch Währungsmaßnah- 
men 

Viele Bürger wandten sich an den Ausschuß, weil 
ihre ausländische Rente durch die Änderung der 
Währungsparitäten einer ständigen Wertminde- 
rung ausgesetzt sei. Obwohl der Ausschuß Ver- 
ständnis für die Enttäuschung dieser Mitbürger 
über die Minderung des Zahlbetrages ihrer Rente 
hat, sah er sich nicht in der Lage, das Anlibgen zu 
unterstützen. Er wies die Petenten darauf hin, daß 
insbesondere mit den Aufwertungen der Deutschen 
Mark, die vorwiegend Anlaß für die Beanstandun- 
gen seien, grundsätzlich ihre Unterbewertung ge- 
genüber fremden Währungen beseitigt wird. Damit 
werden auch die Verzerrungen im Lohn- und Preis- 
gefüge zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den anderen Staaten eingeebnet. Maßnahmen, 
die die entstehenden Wechselkursverluste wieder 
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ausgleichen, sind aus währungs- und wirtschaftspo- 
litischen Gründen nicht wünschenswert, da sie die 
Folgen der Aufwertungen wieder rückgängig ma- 
chen würden. Zudem würde hier in Abweichung von 
dem allgemeinen Wechselkurs ein besonderer Kurs 
für Renten eingeführt werden, was dazu führen wür- 
de, daß bei jeder Änderung der Währungsparität ein 
finanzieller Ausgleich erwartet wird. Dies ist nicht 
zuletzt wegen nicht abzuwehrender Berufungen in 
anderen Bereichen auch ein zu großes finanzielles 
Risiko. 

Zum Ausgleich sozialer Schwierigkeiten bzw, Här- 
ten hat der Bundesgesetzgeber im übrigen eine 
Reihe von Maßnahmen getroffen, von der Steuerge- 
setzgebung über das Wohngeldgesetz bis zum Sozi- 
alhilf ege setz. Damit ist Sorge getragen, daß ein Bür- 
ger der Bundesrepublik Deutschland von der Ge- 
meinschaft nicht im Stich gelassen wird. Der Gesetz- 
geber hält diesen Weg für ausreichend und sieht 
keinen Anlaß, währungspolitische Entscheidungen 
und Entwicklungen durch die von den Petenten vor- 
geschlagenen Maßnahmen zu korrigieren. 

2.6 Verbraucherschutz 

Das Spektrum der zum Verbraucherschutz an den 
Deutschen Bundestag gerichteten Eingaben war so 
breit, daß es hier nur auszugsweise dargestellt wer- 
den kann. 

Von einigen Petenten wurde eine Liberalisierung 
des Ladenschlußgesetzes gefordert. Der Ausschuß 
wies sie darauf hin, daß die derzeitige Regelung im 
Ladenschlußgesetz ein Kompromiß ist, bei dem sich 
der Gesetzgeber bemüht hat, die unterschiedlichen 
Interessen der Verkaufsstelleninhaber, der in den 
Verkaufsstellen beschäftigten Arbeitnehmer und 
der Verbraucher gegeneinander abzuwägen. Die 
Stellungnahmen dieser Gruppen, die zu der derzeiti- 
gen Regelung führten, sind in ihrem grundlegenden 
Gehalt seither unverändert. Während die Verbrau- 
cherverbände und bestimmte Kreise der Wirtschaft 
die Aufhebung oder zumindest eine Auflockerung 
des Ladenschlußgesetzes erstreben, befürworten die 
Gewerksch^t Handel, Banken und Versicherungen 
und die Deutsche Angestelltengewerkschaft sowie 
die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhan- 
dels im Grundsatz die bestehende Regelung. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß Familienbetriebe bei ei- 
ner Aufhebung oder Lockerung der Ladenschlußzei- 
ten gewisse Wettbewerbsvorteile erzielen könnten, 
wenn sie ihre Verkaufsstellen mit Hilfe von Fami- 
lienangehörigen länger offenhalten würden. Für Fa- 
milienangehörige gelten nämlich, soweit sie keine 
Arbeitnehmer sind, die Arbeitszeitbeschränkungen 
der Arbeitszeitordnung nicht. Betriebe, die Arbeit- 
nehmer beschäftigen und die daher die in der 
Arbeitszeitordnung vorgeschriebenen Arbeitszei- 
ten beachten müssen, könnten dagegen längere La- 
denöffnungszeiten nur durch zusätzliche Personal- 
maßnahmen verwirklichen, z.B. Einführung von 
Schichtarbeit oder Einstellung von Halbtagskräf- 
ten. 

Da sich z. Z. keine bessere Lösung dieses Interessen- 
konflikts anbietet, hat der Ausschuß davon abgese- 
hen, zu diesen Eingaben konkret Stellung zu neh- 


men, und hat sie der Bundesregierung — dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung — zur 
Kenntnis gegeben. 

Ein Petent forderte, das derzeitige System der 
Selbstbedienung %eseix\ich zu verbieten, weil es La- 
dendiebstähle begünstige. Der Ausschuß war der 
Auffassung, daß die Frage des Ladendiebstahls bei 
der Selbstbedienung nur im Zusammenhang mit ei- 
ner Gesamtbewertung dieses Verkaufssystems be- 
urteilt werden kann. Das System der Selbstbedie- 
nung bietet zwar leichtere Möglichkeiten zur Bege- 
hung von Ladendiebstählen als die herkömmlichen 
Verkaufssysteme. Andererseits müssen aber auch 
die großen Vorzüge des Systems der Selbstbedie- 
nung für den Verbraucher gesehen werden, die dazu 
geführt haben, daß es sich auf breiter Front durchge- 
setzt habe. 

Wegen der erheblichen Vergrößerung des Waren- 
sortiments in den letzten Jahrzehnten (ein Waren- 
haus führt heute etwa 100000 verschiedene Artikel) 
würde ein Verkauf, der nur durch Bedienungsperso- 
nal durchgeführt würde, einen sehr großen Perso- 
bedingen, was wiederum zu einer erheb- 
lichen Verteuerung der Waren führen wird. Zudem 
sind auch bei einem Verkauf durch Bedienungsper- 
sonal Gelegenheiten zum Diebstahl nicht ausge- 
schlossen, da viele Waren auch bei diesem System 
nicht außer Reichweite der Kunden gelagert werden 
können. Zum anderen hat das System der Selbstbe- 
dienung nicht allein wegen der damit verbundenen 
Kostenerparnis bei Handel und Verbraucher Zu- 
stimmung gefunden. Der Verbraucher hat diese 
Verkaufsform — die sich zudem im wesentlichen 
auf bestimmte, nämlich „problemlose" Waren ohne 
Beratungsnotwendigkeit beschränkt — auch des- 
halb akzeptiert, weil ihm dadurch einerseits zum 
Teil zeitraubendes Schlangestehen vor den Ladenti- 
schen erspart bleibt, er andererseits genügend Zeit 
hat, ein bestimmtes Produkt in Ruhe auszuwählen. 
Eine Rückkehr zum herkömmlichen Bedienungssy- 
stem in allen Bereichen würde nach Auffassung des 
Ausschusses demnach sowohl auf seiten des Han- 
dels als auch auf seiten der Verbraucher auf Wider- 
stand stoßen. 

2.7 Wiedergutmachungs- und Kriegsfolgerecht • 

a) Allgemeines 

Bei den Eingaben zur Wiedergutmachungs- und 
Kriegsfolgengesetzgebung mußten die Petenten 
darauf hingewiesen werden, daß sowohl der Deut- 
sche Bundestag als auch die Bundesregierung diese 
Gesetzgebung grundsätzlich als abgeschlossen be- 
trachten und daher nicht mehr mit Verbesserungen 
dieser Gesetze gerechnet werden könne. 

In einer Reihe von Fällen haben sich allerdings bei 
der Anwendung dieser Gesetze Härten ergeben, 
beispielsweise weil Betroffene die gesetzlich vorge- 
schriebenen Fristen nicht einhalten konnten. Es gibt 
daher Überlegungen, eine Regelung für besondere 
Härtefälle zu finden. 

So ist die CDU/CSU-Fraktion der Auffassung, daß 
besondere Härten, die sich aus dem geltenden Wie- 
dergutmachungs- und Kriegsfolgenrecht ergeben. 
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im Rahmen einer Gesamtkonzeption über abschlie- 
ßende Regelungen in diesen Gesetzesbereichen 
ausgeglichen werden sollten. 

Die SPD-Fraktion ist ebenfalls der Ansicht, daß die 
Fälle, in denen Opfer der Gewaltherrschaft bisher 
keine finanzielle Wiedergutmachung erhalten ha- 
ben, gelöst werden sollten. Sie hat deshalb in einer 
Entschließung vom 15. November 1978 die Bundes- 
regierung u. a. aufgefordert, zum Ausgleich von be- 
gründeten Ansprüchen von Opfern der NS-Gewalt- 
herrschaft, die im Rahmen bestehender Gesetze 
nicht befriedigt werden können, eine „Stiftung Wie- 
dergutmachung'' xm errichten, die einen angemesse- 
nen Ausgleich in Härtefällen ermöglicht. Ferner hat 
sie im Herbst 1979 einen „Entwurf eines Gesetzes 
über eine Stiftung Wiedergutmachung" vorgelegt; er 
soll als Grundlage für Gespräche mit den übrigen 
Fraktionen über einen interfraktionellen Gesetzent- 
wurf dienen. 

Auch die FDP-Fraktion spricht sich grundsätzlich 
für eine Entschädigungsregelung zur Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts in bestimm- 
ten Härtefällen aus und hält die Gründung einer mit 
einem bestimmten Finanzvolumen ausgestatteten 
„Stiftung Wiedergutmachung" für eine denkbare Lö- 
sung. 

Inzwischen hat der Deutsche Bundestag anläßlich 
der Haushaltsberatungen 1980 im Dezember 1979 
einen Entschließungsantrag verabschiedet, in dem 
die Bundesregierung ersucht wird, dem Bundestag 
bis zum 31. März 1980 zu berichten, ob und in wel- 
cher Weise noch bestehende Härten bei Vertrie- 
benen und Flüchtlingen in der Kriegsfolgengesetz- 
gebüng, besonders im Lastenausgleich, in der Ent- 
schädigungsgesetzgebung, im Gesetz zu Artikel 131 
GG und im Häftlingshilfegesetz ebenfalls beseitigt 
werden können. 

b) Lastenausgleichsverfahren 

Die Zahl der Eingaben auf dem Gebiet des Lasten- 
ausgleichs ist im Vergleich mit den Jahren 1977 und 
1978 konstant geblieben, Schwerpunkte sind weiter- 
hin Verfahrensdauer, Beweiserhebung und Beweis- 
würdigung. 

Dieser immer noch unbefriedigenden Situation ver- 
suchte das Bundesausgleichsamt, dem die Fachauf- 
sicht über die Ausgleichsverwaltung obliegt, mit sei- 
nem Rundschreiben „Mut zur Entscheidung bei un- 
zulänglichem Beweisbild" vom 30. November 1978 
entgegenzuwirken. Dieses Schreiben enthält die 
Mäßstäbe für die Beweiswürdigung sowie für die 
Entscheidungsfindung des Ausgleichsamtes in sei- 
nem Verantwortungsbereich. 

Beispielhaft ist eine Petition aus dem Jahre 1977, mit 
der der Petent auf den Abschluß eines seit 1960 lau- 
fenden Entschädigungsverfahrens drängte. Der Fall 
zeigte die typischen Schwierigkeiten, mit denen der 
Antragsteller bei der Glaubhaftmachung seiner 
Schäden und das Ausgleichsamt angesichts eines 
zunächst unzureichenden Beweisbildes zu tun ha- 
ben. Daß die Schadensfeststellung 1979 doch noch 
positiv abgeschlossen werden konnte, ist sowohl auf 
die Einschaltung des Ausschusses zurückzuführen 


als auch auf den nötigen „Mut" des Ausgleichsamtes, 
sich zur Feststellung einer den Umständen nach an- 
gemessenen Höhe des Schadens durchzuringen. Die 
Entscheidung zeigt das Bestreben des Ausgleichs- 
amtes, unter Ausschöpfung des gesetzlichen Rah- 
mens eine sachgerechte, wohlwollende Entschei- 
dung zu finden. Dieses Wohlwollen wurde nicht be- 
einträchtigt durch die Tatsache, daß mit dem ver- 
ständlichen Wunsch des Antragstellers auf schnel- 
lere Entscheidung wenig Verständnis für die 
Schwierigkeiten der Arbeit des Ausgleichsamtes 
verbunden war. 

Es versteht sich von selbst, daß die lange Verfah- 
rensdauer besonders betrüblich ist in Fällen, in de- 
nen die Betroffenen bereits ein hohes Alter erreicht 
haben. Der Ausschuß versucht deshalb immer wie- 
der, vorrangig alten und kranken Menschen zu ih- 
rem Recht zu verhelfen. 

So ist es in einem Fall dem unbürokratischen Tätig- 
werden des Ausschusses zu verdanken, daß die be- 
rechtigten Ansprüche von zwei über 70 Jahre alten 
alleinstehenden Mitbürgerinnen in Höhe von rund 
20000 DM erfüllt wurden. Die bereits vor sieben 
Jahren beantragte Scbadensfeststellung war im Ja- 
nuar 1979 zunächst abgelehnt worden. Der Aus- 
schuß konnte erreichen, daß der Beschwerdeaus- 
schuß die Sache bevorzugt und beschleunigt über- 
prüfte. Die positive Entscheidung war insbesondere 
auf Grund neuerer Erkenntnisse möglich gewor- 
den. 

c) Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetz (BFG) 

Der Hauptteil der Petitionen zum Lastenausgleich 
betraf den Bereich der Feststellung von Vermögens- 
schäden in der DDR oder in Berlin (Ost) nach dem 
BFG. Die Problematik, die in den vergangenen Be- 
richten eingehend dargestellt wurde, liegt in der 
Klärung der Frage, ob den Betroffenen ein „Wegnah- 
meschaden" entstanden ist. 

Im Jahr 1979 stand die sogenannte „Nacherfassung" 
im Vordergrund: 

In den letzten Jahren wurden in der DDR zuneh- 
mend Vermögenssanktionen gegen Grundstücksei- 
gentümer verhängt, die entweder schon immer im 
Bundesgebiet lebten oder aber die DDR bis zum 
10. Juni 1953 — aus der Sicht der DDR „legal" — ver- 
lassen hatten. Ausgangspunkt ist dabei eine DDR- 
Verordnung aus dem Jahre 1952. Sie sah die Be- 
schlagnahme des Grundbesitzes dieser Personen 
vor, wurde aber nach kurzer Zeit wieder aufgeho- 
ben. Deshalb blieben viele Grundstücke seinerzeit 
von den vorgesehenen Maßnahmen verschont. Vor 
einigen Jahren begannen die DDR-Behörden auf 
Grund der an sich aufgehobenen Regelung, auch die 
Grundstücke staatlicher Verwaltung zu unterstel- 
len, die bereits seinerzeit erfaßt werden sollten. In 
den letzten Monaten hat diese Entwicklung ein sehr 
großes Ausmaß angenommen. 

Das Bundesausgleichsamt sah sich daher veranlaßt, 
eine Neuregelung zu treffen, die für die Betroffenen 
von erheblicher Auswirkung im Lastenausgleich 
sein kann. In einschlägigen Fällen kann jetzt unter- 
stellt werden, daß das betreffende Wirtschafts gut 
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staatlich verwaltet wird und damit weggenommen 
wurde, sofern sich nicht ausnahmsweise Anhalts- 
punkte dafür ergeben, daß eine Nacherfassung un- 
terblieben ist. 

ln diesem Zusammenhang hat der Ausschuß die 
Frage aufgeworfen, wie die Ausgleichsverwaltung in 
bereits abgeschlossenen Fällen verfährt, wenn die 
tatsächliche und rechtliche Entwicklung in der DDR 
nachträglich zu einer anderen Beurteilung hinsicht- 
lich des Wegnahmeschadens zwingt. Hierzu teilte 
das Bundesausgleichsamt mit, daß solche Verände- 
rungen bei noch nicht abgeschlossenen Verfahren 
von Amts wegen berücksichtigt werden, im übrigen 
nur dann, wenn die Betroffenen dies beantragen. In 
den Medien werde aber auf solche Änderungen hin- 
gewiesen, um die Anspruchsberechtigten in die 
Lage zu versetzen, eine Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens zu beantragen. 

Der Ausschuß verfolgt die weitere Entwicklung mit 
großer Aufmerksamkeit und wird im Rahmen seiner 
Möglichkeiten darauf hinwirken, daß die Betroffe- 
nen die ihnen zustehende Entschädigung erhalten. 

d) Einziehung von Vertriebenenausweisen 
auf Veranlassung der Ausgleichsverwaltung 

Dem Ausschuß wurden zu Beginn des Jahres 1979 
mehrere Fälle bekannt, in denen Mitbürgern der 
Vertriebenenausweis entzogen worden war, nach- 
dem im Lastenausgleichsverfahren Zweifel an ihrer 
deutschen Volkszugehörigkeit aufgetreten waren. 

Der Bundesminister des Innern, der auf Ersuchen 
des Ausschusses die Angelegenheit überprüfte, kam 
zu dem Ergebnis, daß der Vertriebenenausweis nach 
§ 15 Abs. 5 des Bundesvertriebenengesetzes auch 
für die Lastenausgleichsverwaltung bindend sei und 
deshalb für eine erneute Prüfung der deutschen 
Volkszugehörigkeit im Lastenausgleichsverfahren 
grundsätzlich kein Raum sei. Im Rahmen der lasten- 
ausgleichsrechtlichen Überprüfungen von Schaden 
und Schadenshöhe sowie der Umstände der Aufent- 
haltnahme könnten sich aber im Einzelfall berech- 
tigte Zweifel an der deutschen Volkszugehörigkeit 
ergeben. In solchem Fall — und nur in solchem — 
könne die Lastenausgleichsverwaltung die Ände- 
rung oder Aufhebung der Entscheidung über den 
Vertriebenenausweis durch die Ausstellungsbe- 
hörde beantragen. Von dieser Möglichkeit mache 
die Lastenausgleichsverwaltung nach Darstellung 
des Präsidenten des Bundesausgleichsamtes nur 
dann Gebrauch, wenn die Voraussetzungen für die 
deutsche Volkszugehörigkeit eindeutig nicht vorlä- 
gen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes sah sich 
daraufhin veranlaßt, in einem Rundschreiben vom 
30. Mai 1979 den örtlichen Ausgleichsämtem die 
Grenzen aufzuzeigen, innerhalb deren die Lasten- 
ausgleichsverwaltung bei der Flüchtlingsverwal- 
tung die Einziehung von Vertriebenenausweisen be- 
antragen kann. 

Im Interesse der Vermeidung von Unruhe und Miß- 
verständnissen bei den Betroffenen hat der Aus- 
schuß den Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
gebeten, zusätzlich darauf hinzuwirken, daß alle 


Ausgleichsämter vor Stellung eines Antrages auf 
Einziehung des Vertriebenenausweises die Akten 
dem jeweiligen Landesausgleichsamt zur abschlie- 
ßenden Beurteilung vorlegen. Wie es in Berlin be- 
reits praktiziert wird. 

Dem gleichen Ziel dient die bereits von einer" 
Arbeitsgruppe des Rechtsausschusses der Landes- 
flüchtlingsverwaltungen gegebene Empfehlung, wo- 
nach die Flüchtlingsverwaltungen wie im Land 
Nordrhein-Westfalen die Akten dem zuständigen 
Landesminister zuleiten sollen, wenn die Einzie- 
hung eines Vertriebenenausweises beantragt wor- 
den ist. Dieser Ausschuß hat darüber hinaus eine 
Arbeitsgruppe mit der Erstellung eines Musterer- 
lasses (zu dem die Voraussetzungen der deutschen 
Volkszugehörigkeit regelnden § 6 des Bundesver- 
triebenengesetzes) beauftragt, der den einzelnen 
Landesflüchtlinsverwaltungen als Grundlage für 
entsprechende einheitliche Regelungen dienen 
soll. 

Es ist daher zu erwarten, daß durch korrespondie- 
rende Maßnahmen der Landesflüchtlingsverwaltun- 
gen und der Ausgleichsverwaltung in den fraglichen 
Fällen künftig Unzuträglichkeiten vermieden wer- 
den können. 

e) Rückforderung von Ausgleichsleistungen 

Dem Ausschuß gingen — wie in den vergangenen 
Jahren — Beschwerden über Rückforderung von 
Überzahlungen durch die Lastenausgleichsverwal- 
tung zu. 

Nach § 59 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnüng 
(BHO) kann eine Forderung niedergeschlagen wer- 
den, wenn feststeht, daß die Einziehung keinen Er- 
folg haben wird oder wenn die Kosten der Einzie- 
hung außer Verhältnis zur Höhe der Forderung ste- 
hen. Falls die Einziehung nach Lage des Falles für 
den Betroffenen eine besondere Härte bedeuten 
würde, kann die Forderung auch erlassen werden. 

In einem Fall wurde eine Petentin mit einer Forde- 
rung des Ausgleichsfonds als Folge einer Bürgschaft 
für ein Mitte der fünfziger Jahre gewährtes Darle- 
hen konfrontiert Durch eine Eingabe an den Aus- 
schuß wurde der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes auf die Sache aufmerksam. Er hat die Petentin 
auf Grund ihrer wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnisse aus der Bürgschaft entlassen, so daß sie 
für die Restforderung von ca. 8000 DM nicht mehr in 
Anspruch genommen wird. 

In einem weiteren Fall ging es um eine Rückforde- 
rung von 1 1 1, 37 DM. Es gelang leider nicht das Bun- 
desausgleichsamt zum Erlaß dieser Forderung zu 
bewegen. 

Der Ausschuß hat die Angelegenheit zum Anlaß ge- 
nommen, den Präsidenten des Bundesausgleichsam- 
tes zu bitten, die Ausgleichsverwaltung zum Zwecke 
der vollen Ausschöpfung der rechtlichen Möglich- 
keiten anzuhalten, in Rückfordeningsfällen mög- 
lichst unbürokratisch und bürgernah zu verfahren, 
und ihr die diesbezüglichen Bestimmungen in Erin- 
nerung zu rufen. Hierbei geht es dem Ausschuß 
nicht darum, die Lastenausgleichsverwaltung zu ei- 
nem § 59 der BHO widersprechenden Verhalten zu 
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veranlassen, sondern nur darum, daß die rechtlichen 
Möglichkeiten, Forderungen niederzuschlagen oder 
zu erlassen, auch ausgenutzt werden. 

f) Wiedergutmachung 

nationalsozialistischen Unrechts 

aa) Ausschlußfrist des Bundesentschädigungs- 
gesetzes (BEG) 

Bereits seit einigen Jahren befaßt sich der Ausschuß 
mit der Problematik der Ausschlußfrist des BEG, 
Nach diesem Gesetz haben Personen, die durch na- 
tionalsozialistische Gewaltmaßnahmen verfolgt 
worden sind und hierdurch Schaden an Leben, Kör- 
per, Gesundheit, Freiheit, Eigentum, Vermögen oder 
in ihrem beruflichen oder wirtschaftlichen Fortkom- 
men erlitten haben, Anspruch auf Entschädigung. 
Voraussetzung ist aber u. a., daß bei der örtlich zu- 
ständigen Landesentschädigungsbehörde rechtzei- 
tig ein entsprechender Antrag gestellt worden ist. 
Die Antragsfrist lief nach Artikel VIII des BEG- 
Schlußgesetzes (BEG-SG) vom 14. September 1965 
am 31. Dezember 1969 endgültig ab. Dies gilt auch 
bei unverschuldeter Fristversäumung; bei Versäu- 
mung der Schlußfrist gibt es keine Wiedereinset- 
zungsmöglichkeit. 

Den zahlreichen Einsendern von Petitionen, die im 
Ergebnis eine Hinausschiebung bzw. Aufhebung 
dieser Schlußfrist forderten, konnte der Ausschuß 
nicht helfen. Wie bereits ausgeführt, mußte den Be- 
troffenen mitgeteilt werden, daß der Deutsche Bun- 
destag die Wiedergutmachungs- und Kriegsfolgen- 
gesetzgebung grundsätzlich als abgeschlossen be- 
trachtet und deshalb eine Änderung der einschlägi- 
gen Vorschriften nicht in Aussicht gestellt werden 
kann. 

Die Fraktionen des Deutschen Bundestages sind al- 
lerdings der Auffassung, daß eine Möglichkeit ge- 
funden werden sollte, in Fällen besonderer Härten, 
die sich bei der Ausführung des Wiedergutma- 
chungs- und Kriegsfolgenrechts ergeben, zu helfen 
(vgl. Abschnitt a, S. 22 f.). 

bb) Entschädigung für Zwangssterilisierte 

Zu diesem Bereich lagen dem Anschuß ca. 50 Einga- 
ben vor. Die Einsender forderten, daß Personen, die 
während der Zeit des NS-Regimes zwangsweise ste- 
rilisiert worden sind und bisher keine Wiedergut- 
machungsleistungen erhalten haben, eine Entschä- 
digung gewährt wird. 

Nach geltendem Recht haben die Betroffenen im 
wesentlichen nur dann Anspruch auf Entschädi- 
gung, wenn die Zwangssterilisation ohne jedes Ver- 
fahren vor dem Erbgesundheitsgericht erfolgt ist, 
die im Erbgesundheitsgesetz vorgesehene Opfer- 
grenze überschritten worden ist, das Verfahren vor 
dem Erbgesundheitsgericht Mängel aufweist oder 
die Sterilisation aus Verfolgungsgründen im Sinne 
des BEG vorgenommen worden ist. Eine weitere 
Voraussetzung für eine Entschädigung nach dem 
BEG ist auch die Einhaltung der zuvor genannten 
Antrags- und Ausschlußfrist. 

Die Zwangssterilisation widerspricht der Rechtsauf- 
fassung von der Würde des Menschen. Deshalb hat 


der Deutsche Bundestag bereits im Jahre 1971 auf 
Antrag des Ausschusses eine derartige Petition den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages als erwä- 
genswerte Anregung für eine Gesetzesinitiative zur 
Kenntnis gegeben. 

Inzwischen haben sich die Bundestagsfraktionen für 
eine Härteregelung ausgesprochen, in die auch die 
Zwangssterilisierten einbezogen werden sollen (vgl. 

♦ Abschnitt a). 

Um sicherzustellen, daß ein entsprechendes Gesetz- 
gebungsverfahren noch rechtzeitig in der laufenden 
Legislaturperiode in Gang kommt, hat der Ausschuß 
die Eingaben der Bundesregierung zur „Berücksich- 
tigung" überwiesen. 

cc) Härtefonds für rassisch Verfolgte 

nichtjüdischen Glaubens (HNG^Fonds) 

Einige Petitionen gaben dem Ausschuß Veranlas- 
sung, vom Bundesminister der Finanzen prüfen zu 
lassen, ob eine finanzielle Hilfe aus diesem Fonds 
möglich ist. Nach den „Richtlinien zur Vergabe von 
Mitteln für individuelle Betreuungsmaßnahmen aus 
dem Härtefonds für rassisch Verfolgte nichtjüdi- 
schen Glaubens" können Zuwendungen an Perso- 
nen gewährt werden, die wegen ihrer jüdischen Ab- 
stammung im Sinne der „Nürnberger Gesetze" ver- 
folgt oder als nahe Angehörige von der Verfolgung 
mitbetroffen worden sind, der jüdischen Glaubens- 
gemeinschaft aber weder zur Zeit der Verfolgung 
angehört haben noch ihr gegenwärtig angehören. 
Wesentliche Voraussetzung ist weiterhin, daß der 
Antragsteller einen eigenen Schaden im Sinne des 
BEG erlitten hat und seine persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse eine finanzielle Hilfe aus 
dem HNG-Fonds rechtfertigen. 

So konnten einer Petentin, die wegen ihrer jüdi- 
schen Abstammung von den Nationalsozialisten an 
einer Berufsausbildung gehindert worden war, auf 
Vermittlung des Ausschusses im Frühjahr und im 
Sommer 1979 zur Linderung ihrer finanziellen Sor- 
gen einmalige Beihilfen in Höhe von 5000 bzw. 3000 
DM aus diesem Fonds gewährt werden. Mit diesem 
Geld war es der Frau möglich, ihre Schulden zu be- 
gleichen, die durch dringend erforderliche Opera- 
tions-, Behandlungs- und Kurmaßnahmen entstan- 
den waren. 


2.8 Hilfe für Aussiedler 

Mit der Zunahme der Aussiedler aus Ost- und Süd- 
osteuropa wenden sich diese auch immer häufiger 
hilfesuchend an den Ausschuß, weil die bestehen- 
den Vorschriften nicht in jedem Einzelfall den tat- 
sächlichen Gegebenheiten Rechnung tragen. 

So konnte der Ausschuß mehreren deutschen Aus- 
siedlern aus Polen zur Erstattung von Ausbildungs- 
kosten verhelfen, die sie vor ihrer Aussiedlung an 
die polnischen Behörden hatten zurückzahlen müs- 
sen. Bisher hatte sich die Bundesregierung gewei- 
gert, diese Beträge als , Aussiedlungskosten" zu be- 
trachten, also als Kosten, die mit der Aussiedlung 
unmittelbar in Zusammenhang stehen, und sie da- 
her auch nicht den Aussiedlern erstattet. 
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Nachdem der Deutsche Bundestag diese Eingaben 
— entsprechend der Empfehlung des Petitions aus- 
schusses — der Bundesregierung zur Erwägung 
überwiesen hatte, wurde schließlich ein Weg gefun- 
den, dem Anliegen der Aussiedler zu entsprechen. 
Die Bundesregierung hat die zuständigen Landesbe- 
hörden gebeten, künftig die Erstattung von Ausbil- 
dungs- und Studienkosten nur dann abzulehnen, 
wenn diese in Form eines Darlehens mit konkreten 
Rückzahlungsverpflichtungen gewährt worden wa- 
ren. In den übrigen Fällen, wo die Ausreisegenehmi- 
gung von der Erfüllung der pauschalierten Rückzah- 
lungsverpflichtung abhängig gemacht wird, kann 
nunmehr eine Verrechnung zu Lasten des Bundes- 
haushaltes erfolgen. 


2.9 Leistungsverbesserungen für ehemalige politi- 
sche Häftlinge 

Ungeklärt ist noch, ob die gesamten Zeiten, in denen 
Spätaussiedler aus der UdSSR an ihrer Rückkehr 
nach Deutschland gehindert worden sind, als Ge- 
wahrsam im Sinne des § 1 des Häftlingshilfegesetzes 
anerkannt werden können. 

Ein Petent, der als Volksdeutscher während des 
Zweiten Weltkrieges aus der UdSSR umgesiedelt 
und nach Abschluß der Kampfhandlungen trotz Ein- 
bürgerung in Deutschland von sowjetischen Stellen 
in Gewahrsam genommen und in die UdSSR ver- 
schleppt worden war, hat insoweit eine Änderung 
des Häftlingshilfegesetzes gefordert, weil aufgrund 
der neueren Rechtsprechung des Bundesverwal- 
tungsgerichts und der entsprechenden Verwal- 
tungspraxis in diesen Fällen Leistungen nach dem 
Häftlingshilfegesetz nicht für den gesamten Zeit- 
raum der Verbringung gewährt werden können. 

Auch der Ausschuß ist der Auffassung gewesen, daß 
das Häftlingshilfegesetz alsbald im Sinne des Peten- 
ten geändert werden müsse, um Härten bei der Ein- 
gliederung des betroffenen Personenkreises zu ver- 
meiden. Daher wurde die Eingabe den Fraktionen 
des Deutschen Bundestages als erwägenswerte An- 
regung zur Kenntnis gegeben und gleichzeitig der 
Bundesregierung zur Erwägung überweisen, um so 
auf eine Gesetzesänderung hinzuwirken. 

Hierzu teilte die Bundesregierung mit, daß dem An- 
liegen des Petenten auch ohne Gesetzesänderung 
entsprochen werden könne, wenn das Bundesver- 
waltungsgericht von seiner Rechtsprechung abwei- 
che. Dafür habe es nämlich durch eine Entscheidung 
in einem vergleichbaren Fall einen Ansatz geschaf- 
fen. Sollte hingegen das Gericht bei seiner Recht- 
sprechung festhalten, müßte die Bundesregierung 
erwägen, ob und gegebenenfalls in welcher Weise 
das Häftlingshilfegesetz zu ändern sei. 

In der Folgezeit hat sich der Ausschuß mit weiteren 
sachgleichen Eingaben befaßt und in seiner Sitzung 
am 13. Juni 1979 auch einen Vertreter der Bundesre- 
gierung angehört. Die Bundesregierung hat dabei 
ihren Standpunkt bekräftigt, daß auch sie eine Än- 
derung des Gesetzes im Sinne des Petenten für er- 
forderlich halte, sofern das Bundesverwaltungsge- 
richt nicht von der bisherigen Spruchpraxis abwei- 
che. Der Ausschuß hat daraufhin beschlossen, den 


Ausgang des vor dem Bundesverwaltungsgericht 
anhängigen Verfahrens abzuwarten, und die weitere 
Behandlung der Eingaben bis dahin zurückgestellt. 

Auch in einem anderen Fall forderte ein Petent, der 
in der DDR inhaftiert gewesen war, eine Änderung 
des Häftlingshilfegesetzes und verlangte die Lei- 
stungen an ehemalige politische Häftlinge mit weni- 
ger als zweijährigem Gewahrsam zu erhöhen. Zur 
Klärung des Sachverhalts führte der Ausschuß auch 
hier eine Anhörung von Regierungsvertretern 
durch. Die Bundesregierung riet hierbei von der zu- 
nächst vom Ausschuß ins Auge gefaßten Änderung 
des Häftlingshilfesetzes ab und schlug statt dessen 
eine verstärkte Unterstützung des betroffenen Per- 
sonenkreises aus Mitteln der Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge vor. Eine solche Unterstützung 
könne im Einzelfall den Bedürfnissen besser ange- 
paßt und nach allen Erfahrungen auch ohne großen 
Verwaltungsaufwand gewährt werden. Der Aus- 
schuß griff diese Anregung auf und schlug dem 
Deutschen Bundestag vor, die Eingabe in diesem 
Sinne der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen. 

Zwischenzeitlich hat die Bundesregierung auch ei- 
nen Gesetzentwurf vorgelegt, um das Stammvermö- 
gen der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 
aufzustocken, so daß die Fortführung der der Stif- 
tung übertragenen Aufgaben sowie die vom Aus- 
schuß angeregte verstärkte Unterstützung von ehe- 
maligen politischen Häftlingen mit einer Haftdauer 
unter zwei Jahren mittelfristig gewährleistet sind. 
— Das Gesetz ist inzwischen am 22. März 1980 in 
Kraft getreten. 


3 Umweltschutz; Verkehr; Post; Tierschutz 

3.1 Umweltschutz 

Auch 1979 setzte sich die schon in den Vorjahren zu 
beobachtende Tendenz fort, daß der Bürger — ob als 
Einzelperson oder in Form von Bürgerinitiativen — 
nicht bereit ist, Einbußen an Umweltqualität wider- 
spruchslos hinzunehmen. Das zeigt die ständig stei- 
gende Zahl von Eingaben zu Fragen des Umwelt- 
schutzes. 

a) Straßenlärm 

So beschweren sich in zunehmender Zahl die Anlie- 
ger von stark befahrenen Autoschnellstraßen über 
die hiervon ausgehende Lärmbelastung, Um eine 
Berücksichtigung dieser Eingaben im Gesetzge- 
bungsverfahren für das Verkehrslärmschutzgesetz 
zu gewährleisten, sind die hierzu eingegangenen Pe- 
titionen dem Verkehrsausschuß als Material für 
seine Beratungen überwiesen worden. 

Zur Verringerung der Umweltbelastung verlangen 
die Bürger neben einer weiteren Herabsetzung der 
zulässigen Geräuschentwicklung von Kraftfahrzeu- 
gen verstärkt auch die Festsetzung niedrigerer 
Grenzwerte für die Schadstoffemission im Abgas so- 
wie für den Bleigehalt im Benzin. 

Bereits nach den gegenwärtigen Regelungen 
schreibt die Straßenverkehrszulassungsordnung 
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eine Verminderung der Geräuschentwicklung von 
Kraftfahrzeugen nach dem jeweiligen Stand der 
technischen Möglichkeiten vor, bis letztlich eine 
Annäherung des zulässigen Gesamtpegels an die 
durch das Rollgeräusch einstweilen gesetzte Grenze 
erreicht ist. Auch hinsichtlich der Schadstoffemis- 
sionen bestehen aufgrund internationaler Vereinba- 
rungen für die Abgasentwicklung von Otto- und 
Dieselmotoren Grenzwerte, die in den vergangenen 
Jahren laufend den technischen und wirtschaftli- 
chen Gegebenheiten angepaßt worden sind. Ferner 
ist nach einer EG-Richtlinie die Senkung des Bleige- 
haltes im Benzin ab 1. Januar 1981 auf 0,4 Gramm 
pro Liter vorgeschrieben. 

Dennoch hält der Ausschuß die vorgetragenen Be- 
denken wegen der daraus sprechenden Sorge um 
die Erhaltung lebensfreundlicher Umweltbedingun- 
gen für verständlich und hat deshalb die Bundesre- 
gierung aufgefordert, diese Gesichtspunkte in ihre 
künftigen Überlegungen zur Verminderung der ins- 
besondere vom Straßenverkehr in den großen Städ- 
ten ausgehenden Belastungen einzubeziehen. 

b) Fluglärm 

Aber auch das Ansteigen des Flugverkehrs, die 
gleichzeitige Ausdehnung der Siedlungen bis in die 
unmittelbare Nähe der Flughäfen und Flugplätze so- 
wie der Einsatz von Strahltriebwerken haben die 
Umweltbelastung weiterhin ansteigen lassen. Das 
geben die in diesem Zusammenhang eingereichten 
Eingaben deutlich zu erkennen. 

Soweit sich die Eingaben gegen die von dem militä- 
rischen Flugbetrieb ausgehende Lärmbelastung 
wenden, ist dem Ausschuß leider eine grundsätzli- 
che Lösung des Widerstreits zwischen der Entla- 
stung des Bürgers von Fluglärm und der Wahrung 
unserer äußeren Sicherheit, die ständig eine hohe 
Einsatzbereitschaft der Luftwaffe erfordert, nicht 
möglich. Insoweit kann der Ausschuß die in ihn ge- 
setzte Erwartung nicht erfüllen. Wegen der räumli- 
chen Enge der Bundesrepublik Deutschland kommt 
für militärische Tiefflüge fast das gesamte Bundes- 
gebiet in Frage. Ausgenommen davon werden aller- 
dings Städte und zusammenhängende Stadtgebiete 
mit mehr als 100 000 Einwohnern, Gebiete um Zivil- 
flughäfen mit hoher Luftverkehrsdichte und die 
Grenzgebiete der Bundesrepublik Deutschland zu 
ihren östlichen und südlichen Nachbarn. Letztlich 
muß die Luftwaffe aber über dem Gebiet üben, das 
sie im Verteidigungsfall wirksam schützen soll. Der 
Bundesminister der Verteidigung hat daher eine 
Anregung des Ausschusses aufgefriffen, durch ver- 
stärkte Öffentlichkeitsarbeit Verständnis für die Be- 
lange der Bundeswehr zu wecken. Zudem hat er im 
Juni 1979 in einer Informationstagung in Memmin- 
gen/Allgäu mit Abgeordneten, Landräten und Bür- 
germeistern die Belastung der Bürger durch den mi- 
litärischen Fluglärm erörtert. 

Im August 1979 haben die Befehlshaber der in der 
Bundesrepublik stationierten NATO-Luftstreit- 
kräfte beschlossen, durch Berufung einer multinja- 
tionalen Arbeitsgruppe die Fluglärmproblematik zu 
analysieren, um Vorschläge zur Minderung der Be- 
lastung machen zu können. Daraufhin hat der Aus- 


schuß die hierzu vorliegenden Eingaben dem Bun- 
desminister der Verteidigung als Material über- 
sandt, damit er sie bei seinen in diesem Zusammen- 
hang anzustellenden Überlegungen berücksichtigt. 
Die Senkung der Lärmbelastung bleibt ein ernstes 
Anliegen für alle Verantwortlichen. Der Ausschuß 
wird deshalb darauf achten, daß alle Möglichkeiten 
zugunsten der Lärmbetroffenen ausgenutzt wer- 
den. 

Aber auch die vom zivilen Flugverkehr ausgehende 
Belästigung führt zu Beeinträchtigungen. Das be- 
weist die Eingabe einer Berliner Ärztin, die darge- 
legt hatte, daß die Berliner Bevölkerung wegen des 
hohen Verkehrsaufkommens im Luftraum über Ber- 
lin besonders unter Fluglärm zu leiden habe. 

Die Eingabe wurde der Bundesregierung mit dem 
Ziel zur Erwägung überwiesen, die Bemühungen zu 
verstärken, daß nach Möglichkeit international die 
Strahlflugzeuge aus dem Verkehr gezogen werden, 
die die neuen Lärmschutzforderungen nicht mehr 
erfüllen. 

In ihrer Auskunft über die Ausführung dieses Be- 
schlusses teilt die Bundesregierung mit, daß mit den 
Zivilluftfahrtattach^s der Drei Mächte und den Ber- 
lin-Fluggesellschaften im Rahmen der Gespräche 
über die Verbesserung des Flugangebotes und der 
Serviceleistungen im Berlin-Verkehr als Vorausset- 
zung für eine Neugestaltung der Flugpreissubven- 
tion auch die Frage nach dem Einsatz leiserer Flug- 
zeuge erörtert worden ist. Daraufhin haben die Flug- 
gesellschaften in einer gemeinsamen Erklärung „be- 
reitwillig bestätigt, daß ihre Flotten-Neuausrü- 
stungsplanung dem Bedarf von Flugzeugtypen, die 
den Lärmvorschriften im ICAO- Anhang 16, Kapi- 
tel 3, genügen, voll Rechnung trägt" und „daß meh- 
rere Neuausrüstungsoptionen für den innerdeut- 
schen Linienverkehr z. Z. aktiv geprüft werden“. In- 
soweit bleibt die Bundesregierung, wie sie mitgeteilt 
hat, über die Zivilluftfahrtattach6s der Drei Mächte 
weiter bemüht, die Berlin-Fluggesellschaften zur 
baldigen Ablösung lauter Flugzeuge im Berlin-Luft- 
verkehr zu bewegen. 

Wenn damit im Rahmen des Möglichen das Anlie- 
gen der Petentin eine erste Beachtung gefunden hat, 
wird mit einer Verwirklichung erst nach 1980 zu 
rechnen sein. So lange wird es voraussichtlich noch 
dauern, bis auf dem Markt Flugzeuge zur Verfügung 
stehen, die erheblich leiser als die jetzt geflogenen 
Maschinen sein werden. 

c) Umweltrisiken durch Kernkraftwerke 

Wahrscheinlich als Folge der Ereignisse in Harris- 
burg/USA hat im Berichtszeitraum die Zahl der Ein- 
gaben, die sich mit Fragen der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie befassen, nach einer gewissen Be- 
ruhigung in den Vorjahren wieder zugenommen. 
Der Deutsche Bundestag hat sich in der Vergangen- 
heit mehrmals sehr eingehend mit den Problemen 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie befaßt. Ein 
einheitliches Meinungsbild besteht aber nicht. Viel- 
mehr ist der Meinungsbildungsprozeß noch nicht 
abgeschlossen, wie die Auseinandersetzungen über 
die Errichtung des Entsorgungszentrums und die 


26 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4140 


Endlagerstätte für Atommüll sowie über den Bau 
der Wiederaufbereitungsanlage für abgebrannte 
Kernbrennstäbe in Gorleben zeigen. Im übrigen hat 
die Bundesregierung die Ereignisse in Harrisburg 
zum Aniah genommen, eine umfassende und kriti- 
sche Bestandsaufnahme der für deutsche Kernkraft- 
werke geltenden Sicherheitsvorkehrungen durch- 
zuführen. 

Unabhängig hiervon wird jedoch das Ergebnis der 
verstärkten Bemühungen der Bundesregierung ab- 
zuwarten bleiben, alle Bürger davon zu überzeugen, 
daß sämtliche Entscheidungen über die Genehmi- 
gung von Kernenergieanlagen in dem Bewußtsein 
der hohen Verantwortung für den Schutz der Bevöl- 
kerung getroffen werden. Hierzu könnte auch bei- 
tragen, daß der Entscheidungsprozeß hei der Geneh-. 
migung von Kernenergieanlagen für den Bürger 
durchschaubarer und einsichtiger gemacht wird und 
die Bürger schon frühzeitig über den Planungspro- 
zeß unterrichtet werden. Dies ist z. B. möglich durch 
die grundsätzliche Festlegung von Kernkraftwerk- 
Standorten in einem Raumordnungsverfahren, in 

dem eine stärkere Beteiligung der Bürger vorgese- 
hen werden könnte. Darüber hinaus könnten in Zu- 
kunft bei der Erstellung von Landesentwicklungs- 
plänen die Parlamente in öffentlicher Sitzung über 
die Planung von Kernkraftwerk-Standorten ent- 
scheiden. Insgesamt wrürde dadurch eine wirksame 
Einbeziehung der Einsprüche von Bürgern und Bür- 
gervereinigungen in den parlamentarischen Wil- 
lensbildungsprozeß ermöglicht, ohne daß dies in Wi- 
derspruch zu unserer repräsentativ verfaßten parla- 
mentarischen Grundordnung gerät. 

In diesem Zusammenhang kommt der Sammelein- 
gabe einer Berliner Frauenzeitung Bedeutung zu. 
Mit ihr wrurde die Betriebseinstellung aller Kern- 
kraftwerksanlagen und ein Volksentscheid über die 
friedliche Nutzung der Atomenergie gefordert. An- 
sonsten wird die Verbesserung der verschuldens- 
unabhängigen Gefährdungshaftung bei Atomunfäl- 
len verlangt. 

Die geltenden Schadensbestimmungen begrenzen 
die Haftpflicht des Reaktorbetreibers auf 1 Mrd. DM 
pro Schadensereignis und lassen eine Verjährung 
von Schadensersatzansprüchen erst innerhalb von 
drei Jahren nach Kenntniserlangung über die Schä- 
digung, spätestens nach Ablauf von 30 Jahren ab 
Schadensereignis, zu. Dieser Opferschutz gilt auch 
für Unfälle, die sich außerhalb des Bundesgebietes 
ereignen, aber im Inland auswrirken. Wenn damit 
auch qualitativ weitreichende Schutzbestimmungen 
geschaffen worden sind, ist der Ausschuß gerade im 
Hinblick auf die Ereignisse in Harrisburg der An- 
sicht, daß eingehend geprüft werden sollte, ob nicht 
eine weitergehende Entschädigung zugunsten der 
Bevölkerung nötig ist. Insoweit ist die Eingabe der 
Bundesregierung als Material für eine mögliche 
weitere Verbessserung der Haftungsregelungen 
überwiesen worden. 

Die Bedenken der Petentin gegen die friedliche 
Nutzung der Kernenergie vermochte der Ausschuß 
indes nicht zu teilen. Das Atomgesetz berücksichtigt 
die verständlichen Befürchtungen der Bevölkerung 
vor gesundheitlichen Schäden, die von Kernkraft- 
werk-Anlagen ausgehen können. Dem Sicherheits- 


und Schutzbedürfnis der Bevölkerung wird gegen- 
über allen anderen Überlegungen, die im Zusam- 
menhang mit Kernkraftwerk-Anlagen stehen, ein- 
deutig der absolute Vorrang eingeräumt. Kernkraft- 
werke werden nur in dem Maße genehmigt, wie tat- 
sächlich wirksame Vorsorge dafür geschaffen ist, 
daß nach menschlichem Ermessen aus Errichtung 
und Betrieb der Anlage für Bevölkerung und Um- 
welt keine Schäden zu befürchten sind. 

Dem Vorschlag der Petentin, im Wege eines allge- 
meinen Volksentscheides in der Bundesrepublik 
Deutschland über die Anwendung der Atomenergie 
zu entscheiden, stehen verfassungsrechtliche 
Gründe entgegen. Das Grundgesetz sieht die unmit- 
telbare Volksentscheidung nur für den Bereich der 
gebietlichen Neugliederung (Artikel 29) vor. Im üb- 
rigen fußt die verfassungsmäßige Grundordnung auf 
den Grundsätzen der repräsentativen Demokratie 
und der Gewaltenteilung, die für eine unmittelbare 
Beteiligung des Volkes zu der hier vorliegenden 
Frage keinen Raum läßt. 

In einer weiteren Eingabe fordert ein Petent aus Si- 
cherheitsgründen ein Flugverböt für tieffliegende 
Militärstrahlflugzeuge übär Kernkraftwerken. Die 
Absturzwahrscheinlichkeit ist jedoch so gering, daß 
der Ausschuß sich der Ansicht der Bundesregierung 
angeschlossen hat, wonach „schnellfliegende Mili- 
tärflugzeuge keine Gefährdung für das einzelne 
Kernkraftwerk darstellen". Da zudem den Flugzeug- 
führern der Luftstreitkräfte zur Pflicht gemacht wur- 
de, Kernkraftwerke — wenn möglich — zu umflie- 
gen, wodurch eine zusätzliche Sicherheit erreicht 
woirde, sah der Ausschuß keine Notwendigkeit, die- 
ses Anliegen zu befürworten. 

d) Abfallbeseitigung 

Die Petitionen aus diesem Bereich bezogen sich 
überwiegend auf ein Verbot der Verwendung von 
Einwegflaschen. Begründet wurde die Forderung 
mit der Belastung der Umwelt durch die Glasabfälle 
und dem Hinweis auf den immer größer werdenden 
Rohstoffmangel. 

Bereits nach dem Abfallwirtschaftsprogramm 76 
und dem Umweltbericht 76 wird eine weitere Zu- 
nahme der zu beseitigenden Abfallmengen aus Ge- 
tränkebehältern nicht zugelassen. Getränke- und 
Getränkebehälterindustrie sind entsprechend un- 
terrichtet und haben ihrerseits zugesagt, im Rahmen 
freiwilliger Initiativen zu einer Problemlösung bei- 
zutragen. 

Im Hinblick darauf, daß die Stückzahl der Einweg- 
flaschen rückläufig ist und das Altglasrecycling ge- 
steigert werden konnte, teilt auch der Ausschuß die 
Auffassung der Bundesregierung, daß das nach dem 
Abfallbeseitigungsgesetz grundsätzlich mögliche 
Verbot von Einwegflaschen derzeit nicht in Betracht 
zu ziehen ist. Gleichwohl wurde die Eingabe der 
Bimdesregierung als Material für künftig anzustel- 
lende Überlegungen hinsichtlich einer weiteren 
Verringerung der Abfälle, ihrer Wiederverwendung 
und Weiterverwertung überwiesen. — Inzwischen 
hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vor- 
gelegt, der u. a. eine stärkere Berücksichtigung von 
Verwertungsmöglichkeiten bei der Abfallbeseiti- 
gung bezweckt. 
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3.2 Verkehr 

a) Straßenbau 

Die parlamentarische Behandlung der im Jahresbe- 
richt 1977/78 in Abschnitt 3.2 a) (S. 27)-geschilderten 
Eingaben der Besitzer eines Hotels und einer Kfz- 
Reparaturwerkstätte in einer nordhessischen Ge- 
meinde (die sich diesen Petitionen angeschlossen 
hatte) wurde im Berichszeitraum abgeschlossen. Die 
Petenten hatten die Anbindung einer Gemeinde- 
straße, an welcher ihre Betriebe liegen, an eine Bun- 
desstraße gefordert, nachdem die vormals vorhan- 
dene Anbindung wegen der Verlegung dieser Bun- 
desstraße aus dem unmittelbaren Ortsbereich her- 
aus unterbrochen worden war. 

Entgegen der Auffassung der Straßenbauverwal- 
tung hielt der Ausschuß die Anbindung dieser 
Straße ohne eine Gefährdung der Sicherheit des 
Verkehrs für möglich und hatte deshalb dem Bun- 
destag empfohlen, die Eingaben der Bundesregie- 
rung zur Berücksichtigung zu überweisen. Als je- 
doch trotz dieser bestätigten Beschlußempfehlung 
die Bundesregierung und auch die Hessische Lan- 
desregierung ihre ablehnende Haltung zur geforder- 
ten Straßenanbindung aus Gründen der Verkehrssi- 
cherheit aufrechterhielten, beschloß der Ausschuß, 
Vertreter der Bundesregierung und der Hessischen 
Landesregierung in einer gemeinsamen Sitzung mit 
dem hessischen Petitionsausschuß zu hören, um auf 
diese Weise eine von allen Verantwortlichen ge- 
meinsam getragene Lösung im Sinne der Petenten 
zu finden. Nach Auffassung des Ausschusses hätte 
ein solches Ergebnis im öffentlichen Interesse gele- 
gen, weil hier öffentliche Mittel zur Förderung von 
Gewerbebetrieben und gemeindlichen Vorhaben 
aufgewendet worden waren, die jetzigen Verkehrs- 
verhältnisse aber der Förderung die Grundlage ent- 
zogen. 

In der gemeinsamen Sitzung der Petitionsausschüs- 
se des Deutschen Bundestages und des Hessischen 
Landtages am 29. Juni 1979 wurde beschlossen, auf 
der Grundlage eines von der betroffenen Gemeinde 
vorgelegten Planes von der durch alle Beteiligten 
als unabhängig und sachkundig anerkannter Bun- 
desanstalt für Straßenwesen ein Gutachten darüber 
erstellen zu lassen, ob die Anbindung ohne eine Er- 
höhung der Unfallgefahr möglich sei. Wäre danach 
die Anbindung möglich gewesen, hätten sich weder 
die Bundesregierung noch die Hessische Landesre- 
gierung der Anbindung widersetzt. Die Bundesan- 
stalt für Straßenwesen hat jedoch die von’ der Bun- 
desregierung vertretene Auffassung bestätigt, wo- 
nach einer Anbindung der fraglichen Gemeinde- 
straße an die verlegte Bundesstraße aus Gründen der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs Bedenken 
entgegenstehen. Da auch die alternativ geprüften 
Vorschläge schon aus Kostengründen keine Aus- 
sicht auf Verwirklichung haben, sind leider alle Be- 
mühungen des Ausschusses, den Petenten zu helfen, 
ohne Erfolg geblieben. Dieser Fall zeigt deutlich, daß 
der Deutsche Bundestag wegen des Grundsatzes der 
Gewaltenteilung die Bundesregierung nicht zwan- 
gen kann, seiner Auffassung zu folgen, sondern daß 
seine Beschlüsse nur den Charakter von Empfehlun- 
gen haben. 


b) Straßenverkehrsrecht 

Wegen des durch die Erhöhung der Erdölpreise in 
diesem Jahr ausgeübten Zwanges zur Energieein- 
sparung mehren sich wieder die Stimmen, die von 
der Bundesregierung u. a. auch die Einführung einer 
Geschwindigkeitsbegrenzung für Kraftfahrzeuge 
fordern. 

Die Frage weiterer Geschwindigkeitsbeschränkun- 
gen wird mit allem Für und Wider seit langem 
diskutiert. Wegen der mit einer solchen Maß- 
nahme einhergehenden unerwdinschten Nebenfol- 
gen und der nur in geringem Umfang zu erwarten- 
den Einsparwirkungen hat sich der Ausschuß nicht 
dazu entschließen können, der Bundesregierung 
Geschwindigkeitsbegrenzungen vorzuschlagen. 
Gleichwohl hielt er es für geboten, daß sowohl bei 
Automobilherstellem als auch bei Kraftfahrern 
durch geeignete Maßnahmen das Verständnis und 
die Bereitschaft für die Energieeinsparung auf frei- 
williger Basis gefördert wird. Er hat daher die vorlie- 
genden Eingaben der Bundesregierung für die hier- 
bei anzustellenden Überlegungen als Material über- 
wiesen. 

c) Bundesbahn 

Wie auch im Vorjahr überwiegen hier die Eingaben, 
die sich einerseits mit den von der Bahn geplanten 
Rationalisierungsmaßnahmen und andererseits mit 
Tarifangelegenheiten befassen. 

So wandten sich mehrere Petenten gegen die Pla- 
nungen der Deutschen Bundesbahn (DB) über eine 
Einführung des Regional-Eilzug-Systems und trugen 
dabei umfangreiche Bedenken gegen die Auswir- 
kungen der in Aussicht genommenen Nahverkehrs- 
bedienung vor. Sie führten im wesentlichen an, daß 
durch den Wegfall der Nahverkehrszüge trotz der 
grundsätzlich vorgesehenen ersatz weisen Busbedie- 
nung Erschwernisse für die auf gute Verkehrsver- 
bindungen insbesondere in ländlichen Regionen an- 
gewiesene Bevölkerung nicht auszuschließen seien. 
Dies würde ausgerechnet in den schwach struktu- 
rierten Landesteilen, die auf den Zuzug oder doch 
wenigstens auf das Verbleiben heranwachsender 
und jüngerer Menschen angewiesen seien, alle För- 
derungsmaßnahmen des Bundes und der Länder 
stark gefährden. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat inzwi- 
schen mitgeteilt, daß aufgrund der bisherigen Erfah- 
rungen das Regional-Eilzug-System nicht mehr wei- 
ter verfolgt, sondern der Eilzug wie bisher dort ein-, 
gesetzt werde, wo dies wirtschaftlich und kundenge- 
recht erfolgen könne. 

In einer weiteren Eingabe wandte sich eine Bürger- 
vereinigung gegen die von der Deutschen Bundes- 
bahn geplante Trassenführung der Neubaustrecke 
Hannover-Würzburg, die südlich von Veitshöch- 
heim eine Querung des Maintales mittels eines 
Brückenbauwerkes vor sieht. Die Petenten fordern 
hingegen im Interesse des Landschafts- und Um- 
weltschutzes die Querung des Maintales durch ei- 
nen Tunnel. 

Der Ausschuß schloß sich den Argumenten der Pe- 
tenten an und gab der Tunnellösung den Vorzug vor 
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der von der Deutschen Bundesbahn ins Auge gefaß- 
ten Trassenführung, weil bei deren Verwirklichung 
weder eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
noch eine zusätzliche Umweltbelastung auszu- 
schließen sei. Die Eingabe wurde daher der Bundes- 
regierung mit dem Ziel zur Erwägung überwiesen, 
durch eingehende Prüfung festzustellen, ob die von 
den Petenten vorgeschlagene Trassenführung nicht 
insgesamt doch die bessere Lösung darstelle. In ih- 
rer Auskunft über die Ausführung dieses Beschlus- 
ses hat die Bundesregierung mitgeteilt, daß die 
Deutsche Bu iviesbahn ihre vertiefte und gutachter- 
lich gestützte „Untersuchung von Alternativlösun- 
gen zur Queruiig des Maintales bei Würzburg" vor- 
gelegt habe, wonach die Deutsche Bundesbahn in ih- 
rer Planung den Belangen des Umweltschutzes und 
der Landschaftserhaltung eine hohe Bedeutung bei- 
gemessen habe. Daneben müßten aber auch finanz- 
und betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte sowie 
auf der Grundlage geologischer und hydrologischer 
Gegebenheiten auch eisenbahn- und bautechnische 
Erfordernisse berücksichtigt werden. 

Da die Faktoren in dem noch anhängigen Raumord- 
nungsverfahren und in dem sich daran anschließen- 
den Planfeststellungsverfahren noch gegeneinander 
abgewogen werden, erscheint sichergestellt, daß 
alle wichtigen Gesichtspunkte ausreichend Berück- 
sichtigung finden und das Anliegen der Petenten 
nicht ohne Einfluß auf die abschließende Entschei- 
dung bleibt 

d) Verkehrstarife 

Mehrere Petenten regten in ihren Eingaben an, In- 
habern von Seniorenpässen auch die Benutzung der 
Strecken der Deutschen Bundesbahn innerhalb von 
Verkehrs- und Tarifverbünden zu ermöglichen. Der 
Ausschuß schloß sich dem an und empfahl, eine ent- 
sprechende Eingabe der Bundesregierung zur Erwä- 
gung zu überweisen. Er verkannte dabei nicht, daß 
es sich bei dem Seniorenpaß der Deutschen Bundes- 
bahn um keinen Sozialtarif, sondern um ein nach 
kommerziellen Gesichtspunkten kalkuliertes Ra- 
battangebot handelt, das der besseren Ausnutzung 
freier Kapazitäten im Fernverkehr dient. Gleich- 
wohl erschien dem Ausschuß unbefriedigend, daß 
von dieser Vergünstigung diejenigen Strecken der 
Deutschen Bundesbahn ausgenommen sind, die von 
ihr und den angeschlossenen Verkehrsunterneh- 
men als Gemeinschaftsunternehmen betrieben wer- 
den. 

Auch der vom Bundeskabinett 1977 durch Ände- 
rung des Leistungsauftrages der Deutschen Bundes- 
bahn beschlossene Abbau von Sozialtarifen im 
Schienenpersonenverkehr war Anlaß für mehrere 
Bürger, sich an den Ausschuß zu wenden. Sie be- 
fürchteten, daß zum Nachteil kinderreicher Fami- 
lien auch die bisher vorgesehenen Sonderregelun- 
gen fortfallen könnten. Im Juni 1979 ist jedoch das 
Bundeskabinett nach Überprüfung des geänderten 
Leistungsauftrages der Anregung des Ausschusses 
gefolgt und hat die Anpassung des Tarifs für kinder- 
reiche Familien an die Regelungen des Bundeskin- 
dergeldgesetzes beschlossen. Damit ist es nun mög- 
lich, in allen dem Ausschuß vorgetragenen Härtefäl- 
len den Petenten zu helfen. 


In einer anderen Eingabe über die Tarifbestimmun- 
gen der Deutschen Bundesbahn beschwerte sich ein 
Berliner Bürger darüber, daß in Reisezügen lediglich 
kleine, zahme und in sicheren Behältern unterge- 
brachte Tiere unentgeltlich befördert werden, wäh- 
rend für fiunde unter denselben Voraussetzungen 
eine Beförderungsgebühr zu entrichten ist. Nach 
dem Ergebnis der parlamentarischen Prüfung er- 
schien dem Ausschuß diese Ungleichbehandlung als 
nicht gerechtfertigt. Die Argumente der Bundesre- 
gierung, daß die Preisfestsetzung im Hundesteuer- 
gesetz eine Parallele habe und daß im übrigen die 
Zulassung von Behältnissen für den Hundetransport 
unter gleichzeitiger Höchstmaßbeschränkung auf 
Handgepäckgröße Einsprüche von Tierschutzver- 
bänden zur Folge haben würde, vermochten den 
Ausschuß nicht zu überzeugen. Er überwies die Ein- 
gabe daher der Bundesregierung zur Eiwägung mit 
dem Ziel, durch Einwirkung auf die Tarifgestaltung 
zu vergleichbaren Regelungen für die Mitnahme 
von Tieren zu gelangen. 


e) Eisenbahnhaftpflichtrecht 

Der Verlust seines Koffers auf der Fahrt von Heidel- 
berg nach Berlin war für einen Berliner Bürger An- 
laß, sich gegen die unterschiedlichen Entschädi- 
gungsrichtlinien der Deutschen Bundesbahn bei 
Verlust von Gepäckstücken auf Strecken der Deut- 
schen Reichsbahn von und nach Berlin und inner- 
halb des Bundesgebietes zu wenden. Insoweit gilt 
gemäß Artikel 11 des Verkehrsvertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR auf 
den Bahnstrecken von und nach Berlin (West) für 
die Beförderung von Reisenden und Gepäck das In- 
ternationale Übereinkommen über den Eisenbahn- 
Personen- und Gepäckverkehr (CIV). Danach haftet 
die Eisenbahn bei Verlust oder Beschädigung von 
Reisegepäck für den Schaden höchstens in Höhe 
von 40 Goldfranken je fehlendem Gewicht (1 Fran- 
ken = ca. 1 DM). 

Auf den Eisenbahnlinien innerhalb des Bundesge- 
bietes hingegen erstattet die Deutsche Bundesbahn 
nach den Vorschriften der Eisenbahnverkehrsord- 
nung (EVO) je fehlendem Gepäckstück einen Betrag 
bis zur Höhe von 1 500 DM, also manchmal prak- 
tisch das Mehrfache. 

Der Ausschuß hielt diese Diskrepanz für unbefriedi- 
gend und empfahl die Überweisung der Eingabe an 
die Bundesregierung zur Erwägung mit dem Ziel, 
entweder eine unserem innerstaatlichen Recht ent- 
sprechende Regelung der Haftungsfragen im Berlin- 
Verkehr anzusteuern oder durch eine innerstaatli- 
che Regelung sicherzustellen, daß die Deutsche 
Bundesbahn auch für Verlust im Berlin-Verkehr in 
dem für das Bundesgebiet üblichen Umfang haftet. 

In ihrer Auskunft zur Ausführung dieses Beschlus- 
ses des Deutschen Bundestages teilte die Bundesre- 
gierung mit, daß ihr Antrag, die CIV insoweit der 
EVO anzupassen, im Rahmen der laufenden 8. or- 
dentlichen Revision dieses internationalen Überein- 
kommens abgelehnt worden sei. Statt dessen sei ein 
Kompromißvorschlag Dänemarks angenommen 
worden. Er würde eine geringere Anhebung der 
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Haftungshöchstgrenzen vorsehen, die voraussicht- 
lich 1985 in Kraft treten würden. 

Zum anderen könne auf absehbare Zeit weder mit 
einer Änderung des Verkehrsvertrages gerechnet 
noch könne die Deutsche Bundesbahn ohne beson- 
dere gesetzliche Regelung zur Anwendung der EVO 
im Berlin-Verkehr verpflichtet werden. 

Da jedoch die Deutsche Bundesbahn seit Sommer 
dieses Jahres im Kulanzwege Reisegepäckstücke im 
Berlin-Verkehr nach den Haftungshöchstbeträgen 
der EVO erstattet, wird der Ausschuß die Erfahrun- 
gen mit dem so geübten Verfahren abwarten. 

3.3 Post 

Im Bereich des Post- und Fernmeldewesens hatte 
sich der Ausschuß wieder mit zahlreichen Eingaben 
zu beschäftigen, die zum großen Teil Gebührenbean- 
standungen betrafen. Andere Themen waren z. B. 
die Einrichtung von Telefonanschlüssen und die 
Herabsetzung von Gebühren für CB- Funker. 

a) Versorgung mit Postämtern 

Wie im letzten Berichtszeitraum erreichten den 
Ausschuß einige Eingaben, in denen die Einrichtüng 
von Postämtern gefordert wrurde. So beschwerten 
sich einige Petenten, daß in einer Siedlung Berlins, 
in der ca. 20 000 Bürger — darunter viele ältere 
Menschen und ca. 150 Rollstuhlfahrer — wohnen, 
ein Postamt fehlte. Bisher hatten die Bürger lange 
Fußwege bzw. mit Kosten verbundene Busfahrten in 
Kauf nehmen müssen, um ein weiter entferntes 
Postamt zu erreichen. Diese Beschwerden veranlaß- 
ten den Ausschuß, sich mit verschiedenen Stellen 
der Deutschen Bundespost in Verbindung zu setzen 
und über die berechtigte Forderung der Petenten — 
nämlich die Einrichtung eines Postamtes im Bereich 
der Wohnsiedlung — zu verhandeln. 

Nachdem entschieden war, daß dieses Postamt ein- 
gerichtet werden sollte, war vordringlich die Frage 
einer Übergangslösung zu prüfen, damit die betrof- 
fenen Bürger möglichst schnell in den Genuß einer 
nahegelegenen Poststelle kamen und nicht mehr 
wie bisher weite Wege zurücklegen mußten. Ver- 
handlungen mit der Deutschen Bundespost führten 
im August 1979 zur Einrichtung eines Behelfspost- 
amtes innerhalb dieses Wohngebietes, bis der Neu- 
bau fertiggestellt sein wird. 

b) Serviceleistungen der Deutschen Bundespost 

Verschiedene Petenten beanstandeten die nach ih- 
rer Ansicht verbesserungsbedürftigen Servicelei- 
stungen der Deutschen Bundespost und wiesen in 
diesem Zusammenhang auf die im Rahmen des 
Femsprechdienstes erzielten Überschüsse hin, die 
für eine Verbesserung eingesetzt werden könnten. 

So beschwerte sich ein Petent darüber, daß nicht alle 
Fernmeldeentstörungsstellen am Wochenende 
dienstbereit seien, sondern Störmeldungen nur in 
den üblichen Geschäftszeiten entgegengenommen 
würden. 


Zwar ist die Deutsche Bundespost der grundsätzli- 
chen Auffassung, daß ihre Leistungen in dem bean- 
standeten Bereich ausreichend seien. Auch sei si- 
chergestellt, daß in Ausnahmesituationen, wie zum 
Beispiel zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, Reparaturen am Fern- 
sprechnetz vorgenommen würden. Im übrigen ent- 
stünden für Reparaturarbeiten außerhalb der 
Dienstzeiten erhebliche Mehraufwendungen. Die 
Kosten für den Entstörungsdienst könnten schon 
deshalb nicht gänzlich durch die erzielten Über- 
schüsse aufgefangen werden, weil diese Über- 
schüsse allen Fernsprechkunden zugute kommen 
sollen. 

Dennoch prüft die Deutsche Bundespost, ob das Lei- 
stungsangebot des Entstörungsdienstes noch ver- 
bessert werden kann. Hier wird zum Beispiel daran 
gedacht, den Kunden im Einzelfall an der Entstö- 
rung außerhalb der Dienstzeit finanziell zu beteili- 
gen. Das Ergebnis der zur Zeit noch laufenden Prü- 
fung bleibt abzuwarten. 

3.4 Tierschutz (Tierversuche) 

Die Frage der Notwendigkeit von Tierversuchen ist 
unverändert Gegenstand von Eingaben. Bereits 1978 
waren Eingaben dieser Art der Bundesregierung als 
Material zur geplanten Erstellung eines europäi- 
schen Übereinkommens über den Schutz von Tieren 
bei Versuchen in Wissenschaft und Technik über- 
wiesen worden. 

Auch 1979 erreichten den Ausschuß ca. 4 000 Einga- 
ben — davon der größte Teil als Masseneingaben — , 
die die Einschränkung bzw. Abschaffung von Tier- 
versuchen forderten. Durch den Besuch des Bundes- 
gesundheitsamts in Berlin am 24. September 1979 
bot sich dem Ausschuß die Gelegenheit unter ande- 
rem Näheres über Tierversuche bei der Arzneimit- 
telherstellung und über den derzeitigen För- 
schungsstand der Ersetzbarkeit von Tierversuchen 
zu erfahren. Dabei ist nochmals deutlich geworden, 
daß Tierversuche im Bereich des Gesundheitswe- 
sens nicht verzichtbar sind. Gleichzeitig ist aber 
deutlich die Absicht zu erkennen gewesen, Tierver- 
suche nur in dem unabweisbar notwendigen Maße 
vorzunehmen. Dies kann vor allem durch die Aus- 
wertung der Ergebnisse von Tierversuchen anderer 
Stellen sowie den Verzicht von Tierversuchen in 
den Fällen erreicht werden, in denen schon Ergeb- 
nisse vorliegen. 

Der Ausschuß kam hier überein, diesen Fragen wei- 
ter nachzugehen und sich durch die Bundesregie- 
rung über Fortschritte auf diesem Gebiet unterrich- 
ten zu lassen. 


4. Staats- und Verfassungsrecht; 
Rechtswesen 

4.1 Verfassungsrecht 

a) „Neue Jugendreligionen“ 

Ein Themenbereich, mit dem sich der Petitionsaus- 
schuß eingehend befaßt hat, waren die sog. Neuen 
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Jugendreligionen, Zahlreiche Petenten forderten 
staatliche Maßnahmen in Form der Ausschöpfung 
bestehender oder der Schaffung neuer Gesetze ge- 
gen die sogenannten Neuen Jugendreligionen. Da- 
bei wurde vorgetragen, daß es sich bei diesen reli- 
giösen Gruppierungen um anti-christliche, politi- 
sche, militante und kommerzielle Vereinigungen 
handele. Sie entzögen die Jugendlichen ihren Fami- 
lien und Freundeskreisen. Die Mitglieder würden 
zum Sammeln für angeblich wohltätige Zwecke ver- 
anlaßt; tatsächlich fließe das Geld den Führern der 
Gruppierungen zu. 

Auch die Bundesregierung hatte sich bereits einge- 
hend mit der Problematik befaßt. Sie hat im Bereich 
der Prophylaxe und der Rehabilitation der Betroffe- 
nen Modellversuche angeregt und unterstützt. Es 
wurde zudem sichergestellt, daß die für die Ent- 
scheidung über die Gemeinnützigkeit von Vereini- 
gungen zuständigen Landesfinanzbehörden die je- 
weils neuesten Erkenntnisse über die Jugendsekten 
berücksichtigen. Die Länder wurden gebeten, gegen 
nicht genehmigte Sammlungsaktionen einzuschrei- 
ten. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Bundes- 
regierung darüber hinaus die bislang gewonnenen 
Erkenntnisse dazu nutzen sollte, alsbald ein Ge- 
samtkonzept zu erarbeiten, um nicht zu billigenden 
Bestrebungen der Neuen Jugendreligionen begeg- 
nen und Betroffene wirksam unterstützen zu kön- 
nen. ln diesem Sinne wurden die Petitionen der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung überwiesen; 
zugleich wurden sie dem Ausschuß für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit sowie den Volksvertretungen 
der Länder zur Kenntnis gegeben. — Die Bundesre- 
gierung hat im Januar 1980 den erbetenen Bericht 
vorgelegt. Er wurde inzwischen im Ausschuß bera- 
ten. Dieser hat in einigen Punkten Kritik geübt; bei- 
spielsweise sei zu verschiedenen Fragen (notwendi- 
ge gesetzgeberische Maßnahmen; sozialversiche- 
rungsrechtliche Probleme usw.) nichts Konkretes 
gesagt worden. Sodann ist der Bericht dem zuständi- 
gen Fachausschuß zur weiteren Beratung überlas- 
sen worden, verbunden mit der Bitte, die Kritik des 
Petitionsausschusses zu berücksichtigen. 

Andererseits beschäftigte sich der Ausschuß auch 
mit Eingaben, mit denen sich Petenten gegen die 
Aufklärungsarbeit der Bundesregierung in diesem 
Bereich wandten und diese als „grundgesetzwidrige 
Kampagne" bezeichneten. Der Ausschuß war mit der 
Bundesregierung der Meinung, daß diese nicht nur 
das grundgesetzliche Recht, sondern sogar die 
Pflicht habe, auf Gefahren aufmerksam zu machen, 
die jungen Menschen durch Jugendsekten drohen 
können. Darüber hinaus könne die Bundesregierung 
nach § 25 des Jugendwohlfahrtsgesetzes bestimmte 
Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe anre- 
gen und fördern, wozu auch die Förderung von Kon- 
ferenzen und die Vergabe von Forschungsaufträgen 
gehöre, die sich mit dem Problem der Jugendsekten 
befassen. Solche Maßnahmen stellen nach Ansicht 
des Ausschusses keinen Angriff auf das Recht der 
freien Religionsausübung dar. Deshalb konnte der 
Ausschuß Eingaben dieser Art nicht unterstützen. 


b) Asylrecht 

Auf dem Gebiet des Ausländerrechts erreichten den 
Ausschuß vor allem zum Asylrecht Eingaben, in de- 
nen meistens Ausländer den Ausschuß um Unter- 
stützung bei der Anerkennung als Asylberechtigte 
baten. 

An dieser Stelle muß zunächst darauf hingewiesen 
werden, daß die Möglichkeiten des Petitionsaus- 
schusses gerade in Asylangelegenheiten sehr be- 
grenzt sind. Da nämlich über die Anerkennung als 
Asylberechtigter beim „Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge" weisungsunabhän- 
gige Anerkennungsausschüsse entscheiden, haben 
weder der Deutsche Bundestag noch die Bundesre- 
gierung die Möglichkeit, auf diese Entscheidungen 
Einfluß zu nehmen oder sie gar zu überprüfen. Dies 
ist allein den dafür zuständigen Verwaltungsgerich- 
ten möglich. Der Ausschuß hat allenfalls Einfluß auf 
Verfahrensfragen, zum Beispiel auf die Dauer der 
Bearbeitung beim Bundesamt. 

Auch Ausländern, die bereits gegen den ablehnen- 
den Bescheid des Bundesamtes in ihrer Asylangele- 
genheit vor dem Verwaltungsgericht geklagt haben, 
muß unter Hinweis auf die verfassungsmäßig festge- 
legte Dreiteilung der Staatsgewalt und die Unab- 
hängigkeit der Richter mitgeteilt werden, daß der 
Ausschuß hier nicht helfen kann. 

Andererseits gehen auch Eingaben deutscher Bür- 
ger ein, die sich grundsätzlich gegen die Aufnahme 
asylsuchender Ausländer wenden bzw. der Meinung 
sind, daß das deutsche Asylrecht mißbraucht wer- 
de. 

Aus diesen Gründen hat sich der Ausschuß anläß- 
lich seiner Sitzung in Berlin mit Fragen des Asyl- 
rechts und seines Mißbrauchs beschäftigt. Da ge- 
rade Berlin durch eine hohe Quote von Asylbewer- 
bern, von denen sich viele ohne hinreichenden Asyl- 
grund dort aufhalten, übermäßig belastet ist, wollte 
sich der Ausschuß ein Bild verschaffen, inwieweit 
das Gesetz zur Beschleunigung des Asylverfahrens 
schon zu Erfolgen geführt hat Gerade von einer Be- 
schleunigung des Asylverfahrens war nämlich eine 
Verminderung der mißbräuchlichen Ausnutzung 
des Asylrechts erhofft worden. 

Durch dieses Gesetz ist zwar seit August 1978 das 
Widerspruchsverfahren beim Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge abge- 
schafft worden, über die dadurch bewirkte Beschleu- 
nigung ist durch die weitere Zunahme der Asylan- 
träge begrenzt geblieben. Eine Beschleunigung wird 
aber nun dennoch von der am 1. Januar 1980 erfolg- 
. ten Aufhebung der alleinigen örtlichen Gerichtszu- 
ständigkeit des Verwaltungsgerichts Ansbach unter 
gleichzeitiger Schaffung neuer Zuständigkeiten 
weiterer Verwaltungsgerichte erhofft. 

Für eine weitergehende sachliche Einschränkung 
des Asylrechts sieht der Ausschuß gegenwärtig kei- 
nen Anlaß. 

c) Schaffung eines Grundrechts auf eine gesunde Um- 
welt 

Zwei Interessengemeinschaften setzten sich dafür 
ein, das „Recht auf eine gesunde Umwelt“ im Grund- 
gesetz zu verankern. 
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Der Ausschuß kam zu dem Ergebnis, daß gegen die 
Aufnahme eines subjektiven Rechts solchen Inhalts 
(etwa auf „menschenwürdige Umwelt") in den 
Grundrechtskatalog des Grundgesetzes eine Reihe 
beachtlicher Gründe spricht, u. a. der Umstand, daß 
unsere Verfassung keine sog. Leistungsgrundrech- 
te kennt. Außerdem wäre es bei der erwogenen 
„Grundrechts-Lösung" kaum möglich, bei eventuel- 
len Divergenzen mit anderen legitimen öffentlichen 
Aufgaben bzw. Zielen eine sachgerechte Güterab- 
wägung durchzuführen. 

Eine angemessene Abwägung zwischen miteinan- 
der konkurrierenden Belangen vorzunehmen, ist 
aber gerade die Aufgabe der Gesetzgebung im de- 
mokratischen Staat. Auch in anderen Staaten ver- 
gleichbarer Gesellschaftsordnung wird ein absolu- 
tes Recht des Bürgers auf Schutz der Umwelt nicht 
gewährleistet. 

Anders wäre die rechtliche Beurteilung bei Auf- 
nahme Staatszielbestimmung für den Umwelt- 
schutz in das Grundgesetz, Hierdurch könnte eine 
wirksame und umfassende Verpflichtung der staatli- 
chen Organe zum Umweltschutz begründet werden. 
Damit gäbe es gleichzeitig einen Auslegungsmaß- 
stab auch für andere Bereiche des Rechts mit ent- 
sprechender Ausstrahlungswirkung. Eine solche 
Staatszielbestimmung wäre geeignet, der politi- 
schen Bedeutung des Umweltschutzes Rechnung zu 
tragen und gleichzeitig dem Gesetzgeber den erfor- 
derlichen Abwägungsspielraum zu belassen. Die 
rechts- und verfassungspolitischen Überlegungen 
hierzu sind allerdings noch nicht abgeschlossen. 
Der Ausschuß hielt daher die Eingaben insoweit für 
geeignet, sie dem Bundesminister des Innern als 
Material zu den anstehenden Überlegungen zu 
überweisen. 

Vgl. im übrigen Abschnitt 3.1 „Umweltschutz" 
(S. 25 ff.), 

d) Parteiverbote 

Der Ausschuß befaßte sich auch mit der Forderung 
eines Bürgers, gegen alle in den Verfassungsschutz- 
berichten aufgeführten verfassungsfeindlichen Par- 
teien und Gruppen Verbotsanträge beim Bundes- 
verfassungsgericht gemäß Artikel 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes zu stellen. 

Der Ausschuß teilte jedoch die Auffassung der Bun- 
desregierung, daß Verbote von Parteien und sonsti- 
gen Vereinigungen Fällen Vorbehalten bleiben soll- 
ten, in denen eine wirklich ernsthafte Gefährdung 
des Staates zu befürchten sei. Im übrigen müsse in 
unserem freiheitlichen Rechtsstaat die politische 
Auseinandersetzung mit extremistischen Bestre- 
bungen das vorrangige Mittel zur Bekämpfung des 
Extremismus bleiben. Es sei daher auch nicht sach- 
dienlich, öffentliche Erwägungen über die Opportu- 
nität der Einleitung eines Verbotsverfahrens nach 
Artikel 21 Abs. 2 GG anzustellen. Solche Erwägun- 
gen wären für die betroffene Organisation auf- 
schlußreich und würden ihr Gelegenheit geben, sich 
frühzeitig auf ein mögliches Verbot einzustellen 
oder ihm entgegenzuwirken. Der Ausschuß hielt die 
Eingabe gleichwohl für geeignet, sie der Bundesre- 
gierung — dem Bundesminister des Innern — als 
Material zu überweisen, damit die Erfahrungen des 


Petenten und die von ihm geäußerten Bedenken in 
etwaige künftige, den Problemkreis des Pärteienver- 
botes betreffende Überlegungen einbezogen wer- 
den. 

4.2 Wahlrecht (Europawahl) 

a) Wahlrecht für Ausländsdeutsche 

Die in § 6 Abs. 2 des Europawahlgesetzes vom 
16. Juni 1978 statuierte Möglichkeit für Deutsche, 
die am Wahltag seit mindestens drei Monaten in 
den europäischen Gebieten der übrigen Mitglieds- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften eine 
Wohnung innehaben oder sich sonst gewöhnlich 
aufhalten, an der ersten — auf der Basis nationale 
Wahlgesetze durch geführten — Direktwahl des Eu- 
ropäischen Parlaments teilnehmen zu können, war 
offensichtlich nicht allen Ausländsdeutschen be- 
kannt, denn es erreichten den Ausschuß hierzu ver- 
schiedene Anfragen. 

Die Petenten wurden über die Rechtslage unterrich- 
tet und darauf hingewiesen, daß sie Briefwahlunter- 
lagen bei der zuständigen inländischen Behörde an- 
fordern können. 

b) Wahlrecht für In der Bundesrepublik lebende EG- 
Bürger 

Ein Mitbürger forderte ein Sonderwahlgesetz zur 
Beteiligung ausländischer EG-Bürger der Bundesre- 
publik Deutschland an der ersten Direktwahl des 
Europäischen Parlaments. Nach dem Ergebnis sei- 
ner Prüfung vermochte der Ausschuß das Anliegen 
nicht zu unterstützen. 

Die Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften hatten sich nach langwierigen Verhandlun- 
gen im Wege eines Kompromisses nur darauf ver- 
ständigen können, daß sich das Verfahren für die 
Wahl zum Europäischen Parlament einstweilen in 
jedem Mitgliedsstaat nach innerstaatlichem Recht 
bestimmt. Zu diesen der nationalen Gesetzgebung 
unterliegenden Fragen gehörte daher auch die Fest- 
legung des Kreises der aktiv und passiv zum Euro- 
päischen Parlament Wahlberechtigten. Eine Ge- 
meinschaftsregelung war in diesem Punkt nicht er- 
reichbar, so sehr dies wünschenswert gewesen 
wäre. 

Der Ausschuß war gleichwohl der Auffassung, daß 
die vom Petenten aufgeworfene Frage des Kreises 
der aktiv und passiv zum Europäischen Parlament 
Wahlberechtigten in künftige Überlegungen einbe- 
zogen werden sollte! 

Er hielt die Eingabe insoweit für geeignet, sie der 
Bundesregierung — dem Bundesminister des In- 
nern — als Material zu überweisen. 

c) Öffnungszeiten der Wahllokale 

In mehreren Petitionen wurde von Wahlleitern und 
Beisitzern bei den Wahlen zum Europäischen Parla- 
ment Kritik an den langen Öffnungszeiten der 
Wahllokale von 8 bis 21 Uhr geübt, weil diese Rege- 
lung für alle Wahlhelfer eine Zumutung gewesen 
sei. 
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Hierzu ist zu bemerken, daß die vom Bundeswahllei- 
ter getroffene Entscheidung, das Ende der Wahlzeit 
für die erste unmittelbare Wahl der Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland am 10. Juni 1979 auf 21 Uhr festzu- 
legen, mit einer Entscheidung des Ministerrats der 
Europäischen Gemeinschaft zusammenhing. Hier- 
nach durfte mit der Auszählung der Stimmen erst 
begonnen werden, wenn in allen Mitgliedsländern 
die Wahllokale geschlossen worden waren. Mit die- 
ser Regelung sollte der Gefahr der Wahlbeeinflus- 
sung durch die Bekanntgabe von Wahlergebnissen 
aus Ländern begegnet werden, die ihre Wahllokale 
früher als andere Länder schließen. Das Land, das — 
kraft gesetzlicher Regelung — bei dieser Wahl seine 
Wahllokale am längsten offenhielt, war Italien, näm- 
lich bis 22 Uhr Sommerzeit (=21 Uhr nach unserer 
Zeit). 

Der zu den Eingaben um Stellungnahme gebetene 
Bundesminister des Innern hat dem Ausschuß mit- 
geteilt, daß es theoretisch zwar möglich gewesen 
wäre, auch bei dem auf 21 Uhr festgeschriebenen 
frühestmöglichen Beginn der Stimmenauszählung 
— dieser Regelung haben sich alle EG-Mitgliedstaa- 
,ten unterworfen — im Bundesgebiet entsprechend 
der hiesigen Tradition die Wahllokale bereits um 
18 Uhr zu schließen. Diese Möglichkeit sei jedoch 
verworfen worden, weil sich mit der Schließung der 
Wahllokale von 18 bis 21 Uhr, der Beaufsichtigung 
der Wahlurnen während der dreistündigen Unter- 
brechung sowie mit der Wiederherstellung der Öf- 
fentlichkeit bei Beginn der Auszählung nach 21 Uhr 
eine Reihe organisatorischer Schwierigkeiten erge- 
ben hätten. 

Der Ausschuß vermochte sich dieser Begründung 
nicht anzuschließen, zumal erfahrungsgemäß Wahl- 
helfer und Beisitzer nur unter erheblichen Schwie- 
rigkeiten gewonnen werden können. Insbesondere 
muß dem Hinweis auf organisatorische Schwierig- 
keiten entgegengehalten werden, daß es in anderen 
EG-Ländern möglich gewesen ist, entsprechend den 
dortigen Traditionen die Wahllokale erheblich frü- 
her zu schließen, so beispielsweise in Belgien um 
13 Uhr und in Luxemburg um 14 Uhr. Hinzu kommt, 
daß in einigen Ländern sogar vier Tage früher ge- 
wählt worden ist und auch dort die Überbrückung 
der Zeit bis zum 10. Juni 1979, 21 Uhr, offensichtlich 
nicht zu organisatorischen Schwierigkeiten geführt 
hat. Der Ausschuß vertrat daher den Standpunkt, 
daß die Frage der Öffnungszeiten (die für die Wahl 
im vergangenen Jahr nicht mehr anders geregelt 
werden konnte) bei der nächsten Wahl neu über- 
dacht werden sollte. 

Während die EG-Länder bei dieser ersten Direkt- 
wahl zum Europäischen Parlament unterschiedli- 
ches nationales Wahlrecht angewandt hatten, weil 
sie sich noch nicht auf ein einheitliches Wahlverfah- 
ren hatten verständigen können, ist es nunmehr Sa- 
che des direkt gewählten Parlaments, den Entwurf 
eines einheitlichen, für alle EG-Partnerstaaten gel- 
tenden Wahlgesetzes auszuarbeiten. Dabei wird es 
in der hier zur Diskussion stehenden Frage des 
Wahlzeitraumes darauf ankommen, für die nächste 
Wahl zum Europäischen Parlament eine ausgewo- 
gene, die Traditionen aller EG-Mitgliedsstaaten be- 


rücksichtigende Regelung zu finden. Der Ausschuß 
hielt die Eingabe insoweit für geeignet, sie der Bun- 
desregierung — dem Bundesminister des Innern — 
als Material zu überweisen. 


4.3 Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

a) Entscheidungen durch den sog. Dreieraus- 
schuß 

Recht häufig wandten sich im Berichtszeitraum Bür- 
ger an den Ausschuß und beschwerten sich über Be- 
schlüsse des „Dreierausschusses“ des Bundesverfas- 
sungsgerichts, durch die ihre erhobenen Verfas- 
sungsbeschwerden nicht zur Entscheidung ange- 
nommen wurden. Die Petenten mußten darauf hin- 
gewiesen werden, daß Beschwerden dieser Art zur 
parlamentarischen Prüfung ungeeignet sind, weil 
nach der verfassungsmäßigen Ordnung der Bundes- 
republik Deutschland die Rechtsprechung aus- 
schließlich den Richtern anvertraut ist. 

Im übrigen hat das Bundesverfassungsgericht mehr- 
fach entschieden, daß die Richterausschüsse im Rah- 
men ihrer Kompetenz zur Ablehnung oder An- 
nahme einer Verfassungsbeschwerde „das Bundes- 
verfassungsgericht“ sind. Die Entscheidungen der 
Vorprüfungsausschüsse sind daher stets letztin- 
stanzliche Entscheidungen, Gegen sie gibt es keinen 
Rechtsbehelf an den Senat des Bundesverfassungs- 
gerichts. 

b) Ablehnung von Verfassungsbeschwerden „durch 
Beamte“ des Bundesverfassungsgerichts 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß das Bundes- 
verfassungsgericht verschiedene von ihm einge- 
legte Verfassungsbeschwerden durch „Beamte des 
Bundesverfassungsgerichts“ zurückgewiesen habe, 
ohne sie den „gesetzlichen Richtern" oder wenig- 
stens dem sog. Dreierausschuß vorzulegen. 

Der Ausschuß wies den Petenten darauf hin, daß es 
nach der Geschäftsordnung des Bundesverfassungs- 
gerichts zulässig sei, Verfassungsbeschwerden, die 
offensichtlich unzulässig sind, nicht in das Register 
für förmliche Verfassungsbeschwerden einzutragen, 
sondern nur in das Allgemeine Register. 

In diesen Fällen, in denen also ein eingehender An- 
trag den allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzungen 
zur Erhebung einer Verfassungsbeschwerde nicht 
genügt, weist das Gericht durch einen Beamten der 
Verwaltung, der die Befähigung zum Richteramt be- 
sitzt, den Beschwerdeführer auf die Mängel seiner 
Eingabe hin. Dies geschieht vor allem im Interesse 
des Beschwerdeführers selbst. Ihm wird auf diese 
Weise noch Gelegenheit zur Behebung etwaiger 
Formmängel oder zur Zurücknahme seiner Verfas- 
sungsbeschwerde gegeben. Darüber hinaus liegt 
dieses Verfahren auch im Hinblick auf die Bestim- 
mung des § 34 Abs. 5 Bundesverfassungsgerichtsge- 
setz in seinem Interesse. Danach kann das Bundes- 
verfassungsgericht bei Verfassungsbeschwerden, 
die unzulässig sind oder aus anderen Gründen keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg haben, dem Be- 
schwerdeführer eine Gebühr auferlegen, wenn die 
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Einlegung der Beschwerde einen Mißbrauch dar- 
stellt. 

Hält ein Beschwerdeführer ungeachtet der ihm zu- 
gegangenen Hinweise auf Mängel seiner Eingabe an 
seiner Verfassungsbeschwerde fest, so kann er ohne 
weiteres bitten, das Verfahren weiter zu betreiben. 
Seine Verfassungsbeschwerde wird dann unter dem 
speziellen Aktenzeichen für Verfassungsbeschwer- 
den registriert und alsbald dem zuständigen Richte- 
rausschuß zur Entscheidung über die Annahme vor- 
gelegt. 

Da die Mehrzahl der Beschwerdeführer aufgrund 
dieser Belehrung darauf verzichtet, ihre offensicht- 
lich unzulässige Verfassungsbeschwerde weiter zu 
verfolgen, führt die geschilderte Praxis zu einer 
spürbaren Entlastung der — mit derzeit insgesamt 
ca. 2 400 Verfassungsbeschwerden jährlich ohnehin 
sehr in Anspruch genommenen — richterlichen De- 
zernate. 

c) Dienstaufsicht über Richter am Bundesverfas- 
sungsgericht 

Wiederholt wurde von Petenten gerügt, daß der 
Bundesminister der Justiz Beschwerden über das 
Bundesverfassungsgericht nicht nachkomme. 

Die Einsender wurden in diesen Fällen darauf hin- 
gewiesen, daß das Bundesverfassungsgericht ein 
alle übrigen Verfassungsorganen gegenüber selb- 
ständiger und unabhängiger Gerichtshof des Bun- 
des ist (§ 1 BVerfGG), daß es als selbständiges Ver- 
fassungsorgan insoweit neben den übrigen Verfas- 
sungsorganen steht und daß dem Bundesminister 
der Justiz deshalb eine Dienstaufsicht über das Ge- 
richt nicht zusteht. Den Petenten konnte nur an- 
heimgestellt werden, sich an das Bundesverfas- 
sungsgericht selbst bzw. an dessen Präsidenten zu 
wenden. 

d) Fristen zur Einlegung einer Verfassungsbe- 
schwerde 

Nicht zu unterstützen vermochte der Ausschuß das 
Anliegen eines Petenten, die in § 93 Abs. 2 des Bun- 
desverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) festge- 
legte Ein-Jahres-Frist, binnen der eine Verfassungs- 
beschwerde gegen ein Gesetz oder den Erlaß eines 
Hoheitsaktes erhoben werden kann, aufzuheben, 
weil er sie für „widerrechtlich“ erachtete. 

Der Ausschuß war hingegen der Meinung, daß die 
Fristenregelung des § 93 BVerfGG im Interesse der 
Rechtssicherheit klare Verhältnisse schaffen soll. 
Die Bestandskraft der mit der Verfassungsbe- 
schwerde angegriffenen Hoheitsakte soll um der 
Gerechtigkeit willen nicht weiter ausgehöhlt wer- 
den, als dies mit den Grundsätzen der Rechtssicher- 
heit noch zu vereinbaren ist. 

Eine solche Fristenregelung ist verfassungsrecht- 
lich zulässig. Sie entspricht dem für alle gerichtli- 
chen Verfahren zur Erlangung eines Rechtsschutzes 
gleichermaßen geltenden Grundsatz, daß der Betrof- 
fene innerhalb einer bestimmten Frist gegen eine 
Rechtsverletzung vorzugehen hat. Die Setzung pro- 
zessualer Handlungsfristen ist ein allgemeiner Be- 


standteil des deutschen Verfahrensrechts und dient 
der Rechtssicherheit Die in § 93 Abs. 2 BVerfGG ge- 
setzte Frist gibt dem Betroffenen auch genügend 
Zeit, sich von der Wahrung oder Beeinträchtigung 
seiner verfassungsmäßigen Rechte zu überzeugen. 
Die Institution der Verfassungsgerichtsbarkeit und 
die Möglichkeit der Verfassungsbeschwerde bei 
Grundrechtsverletzungen sind auch so allgemein 
bekannt, daß jedermann zugemutet werden kann, 
sich über die Voraussetzungen dieses außerordent- 
lichen Rechtsbehelfs an geeigneter Stelle näher zu 
informieren, wenn er im Einzelfall glaubt, durch die 
öffentliche Gewalt in seinen Grundrechten beein- 
trächtigt worden zu sein. 

4.4 Einbürgerung von Ausländern 

Im Berichtszeitraum wandten sich auch wieder eine 
Reihe von Ausländern an den Ausschuß mit Fragen 
zu einer gewünschten Einbürgerung oder mit Be- 
schwerden über die mit ihrem Einbürgerungsantrag 
befaßten Behörden. 

In der Regel wurden diese Eingaben an den zustän- 
digen Landtag abgegeben, da für die Ausführung des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes die Be- 
hörden der Länder zuständig sind. Der Petitionsaus- 
schuß konnte sich mit Beschwerden in Einbürge- 
rungsverfahren nur dann befassen, wenn sich her- 
ausstellte, daß von den zuständigen Landesbehör- 
den die Verleihung der deutschen Staatsangehörig- 
keit beabsichtigt, der Bundesminister des Innern je- 
doch nach Meinung der Petenten seine Entschei- 
dung verzögerte. In diesen Fällen versuchte der 
Ausschuß, auf eine schnelle Entscheidung hinzuwir- 
ken. ' 

a) Rückzahlung von Ausblldungsbelhllfen 

Nicht helfen konnte der Ausschuß einigen Staatsan- 
gehörigen aus Entwicklungsländern, die sich dar- 
über beschwerten, daß ihre Einbürgerung in der 
Bundesrepublik Deutschland von der Rückzahlung 
der von deutschen staatlichen Stellen gewährten 
Stipendien abhängig gemacht wurde. 

In diesen Fällen schloß sich der Ausschuß der Auf- 
fassung der Bundesregierung an, daß Einbürgerun- 
gen von Staatsangehörigen der Entwicklungsländer 
die zwischenstaatlichen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Entwicklungsland in 
besonderem Maße belasten können. Diese Länder 
ermöglichen ihren Staatsangehörigen zur Aus- oder 
Weiterbildung einen Aufenthalt im Bundesgebiet, 
um sie zu Fach- oder Führungskräften heranbilden 
zu lassen. Die Bundesrepublik Deutschland stellt ih- 
nen im Rahmen ihrer Entwicklungshilfepolitik Aus- 
bildungs-, Studien- oder Forschungsplätze sowie fi- 
nanzielle Mittel zur Verfügung, um so einen Beitrag 
zuni wirtschaftlichen und sozialen Aufbau dieser 
Länder zu leisten. Alle diese Leistungen sind an die 
Erwartungen geknüpft, daß die Ausbildungsgäste 
aus den Entwicklungsländern nach Abschluß ihrer 
Aus- oder Fortbildung in ihre Heimatländer zurück- 
kehren und ihre hier erworbenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur Verbesserung der dortigen Lebens- 
verhältnisse einsetzen. Dieser angestrebte Erfolg 
kann nicht erreicht werden, wenn die hier im Rah- 
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men der Entwicklungshilfe ausgebildeten Auslän- 
der unter Nichtbeachtung der Ziele der Entwick- 
lungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
gebürgert werden. Aus diesem Grunde soll die Ein- 
bürgerung von Angehörigen der Entwicklungslän- 
der, die im Bundesgebiet oder in anderen Industrie- 
staaten im Rahmen der personellen Entwicklungs- 
hilfe gefördert worden sind, generell unterbleiben. 

Wenn von diesem Grundsatz in bestimmten Fällen 
Ausnahmen zugelassen und die entwicklungspoliti- 
schen Bedenken zurückgestellt werden, so erfordert 
das deutsche öffentliche Interesse einen Ausgleich 
zwischen den in einem Einbürgerungsverfahren zu 
beachtenden entwicklungshilfepolitischen Belan- 
gen und den individuellen Interessen des Einbürge- 
rungsbewerbers. Dieser Ausgleich hat nach überein- 
' stimmender Auffassung des Bundes und der Länder 
dadurch zu erfolgen, daß der Einbürgerungsbewer- 
ber die ihm von deutschen Stellen gewährten finan- 
ziellen Ausbildungshilfen zurückzahlt. Diese Rege- 
lung ermöglicht es, die von dem Einbürgeiungsbe- 
werber nicht zweckgerecht verwandten Mittel an- 
deren Staatsangehörigen aus Entwicklungsländern 
zur Verfügung zu stellen, um so den Zielen der deut- 
schen Entwicklungshilfepolitik Rechnung zu tragen 
und ihre GlaubAvürdigkeit nicht zu beeinträchti- 
gen. 

b) Hinnahme von Mehrstaatigkeit 

Die steigende Zahl ausländischer Mitbürger, z. B. 
der Gastarbeiter, hat auch zu Eingaben aus diesem 
Personenkreis geführt, u. a. wegen ihrer Staatsange- 
hörigkeitsprobleme. So wenden sich des öfteren 
ausländische Staatsangehörige an den Ausschuß, 
die eine Einbürgerungszusicherung mit der Auflage 
erhalten haben, die Entlassung aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit nachzuweisen. Diese Petenten 
bitten entweder, sie bei ihren Bemühungen, aus der 
bisherigen Staatsangehörigkeit entlassen zu wer- 
den, zu unterstützen oder ihnen dabei behilflich zu 
sein, unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit einge- 
bürgert zu werden. 

Auch in diesen Fällen konnte der Ausschuß nicht 
helfen. Die Entlassung aus einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit richtet sich allein nach den 
Vorschriften der jeweiligen innerstaatlichen Staats- 
angehörigkeitsgesetze und entzieht sich daher jegli- 
cher Einflußmöglichkeit des Ausschusses. 

Soweit die Petenten darum baten, unter Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit eingebürgert zu werden, wur- 
den sie darauf hingewiesen, daß die Vermeidung der 
Mehrstaatigkeit ein tragender Grundsatz des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes ist. Durch 
diesen Grundsatz soll u. a. verhindert werden, daß 
die Loyalität eines Bürgers zu seinem Staat durch 
die Zugehörigkeit zu einem anderen Staat beein- 
trächtigt wird und daß international-privatrechtlich 
für die Betroffenen Rechtsunsicherheiten entste- 
hen. Dazu gehören vor allem Einschränkungen des 
konsularischen und diplomatischen Schutzes im 
Ausland und damit eine möglicherweise verbun- 
dene Beeinträchtigung der Person oder des Vermö- 
gens des Einbürgerungsbewerbers. Ausnahmen 
können nur in Betracht kommen, wenn vorrangige 


Gesichtspunkte es erfordern, daß das rechtspoliti- 
sche Ordnungsprinzip, Mehrstaatigkeit zu vermei- 
den, zurücktritt, und wenn die Versagung der Ein- 
bürgerung eine unzumutbare Härte darstellen wür- 
de. Nach den zwischen Bund und Ländern abge- 
stimmten Einbürgerungsrichtlinien wird eine Unzu- 
mutbarkeit grundsätzlich angenommen bei Asylan- 
ten; in deutsche Obhut übernommenen ausländi- 
schen Flüchtlingen sowie bei heimatlosen Auslän- 
dern. Im übrigen wird Mehrstaatigkeit dann hinge- 
nommen, wenn nachgewiesene intensive Entlas- 
sungsbemühungen eines Ausländers über einen 
Zeitraum von zwei Jahren aus Gründen, die er nicht 
selbst zu vertreten hat, nicht zum Erfolg geführt ha- 
ben. Ob eine solche Ausnahme, die eine Einbürge- 
rung unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit rechtfer- 
tigt, vorliegt, wird von den zuständigen Landesbe- 
hörden unter Beteiligung des Bundesministers des 
Innern entschieden. 

4.5 Rechtswesen 

Änderung des Rechtsberatungsgesetzes 

Wie bereits der Tätigkeitsbericht des Ausschusses 
für die erste Hälfte der 8. Wahlperiode zeigte, bietet 
das Rechtsberatungsgesetz vom 13. Dezember 1935 
(RBerG) wiederholt Anlaß zur Kritik. 

So bat ein Petent zu prüfen und festzustellen, ob ein 
kommunaler Mandatsträger, nämlich ein Kreistags- 
abgeordneter, bei seiner üblichen Tätigkeit, einen 
Bürger zu beraten und kleinere Rechtsbesorgungen 
vorzunehmen, gegen das Rechtsberatungsgesetz 
verstoße. 

Dazu hat der Ausschuß im Grundsatz festgestellt, 
daß die Rechtsberatung von Bürgern durch Man- 
datsträger unter die Ausnahmeregelung des Arti- 
kels 1 § 3 Nr. 2 RBerG fällt. Hiernach wird die Be- 
rufstätigkeit von Personen, die ein öffentliches Amt 
ausüben, durch das Rechtsberatungsgesetz nicht be- 
rührt. Diese Ausnahmeregelung gilt allerdings nur 
für rechtsberatende Tätigkeiten, die sich innerhalb 
des Aufgabenbereiches des Mandatsträgers halten. 
Wird er außerhalb dieses Rahmens rechtsberatend 
tätig, kann er nicht anders behandelt werden als 
sonstige Personen, von denen man vor einer Auf- 
nahme der geschäftsmäßigen Rechtsberatung den 
Nachweis der Eignung und Sachkunde erwartet (Ar- 
tikel 1 § 1 RBerG). 

Der Ausschuß war jedoch gleichwohl der Auffas- 
sung, daß die Bundesregierung bei der auf längere 
Sicht beabsichtigten Novellierung des Gesetzes 
Möglichkeiten einer klareren Fassung, insbeson- 
dere des Artikels 1 § 3 Nr. 2, nachgehen sollte. Er hat 
darauf verwiesen, daß zunehmend auch in der Öf- 
fentlichkeit Unklarheiten und Mängel des gelten- 
den Gesetzes beklagt werden und es bei Personen, 
die ein öffentliches Amt ausüben, schwierige Ab- 
grenzungsfragen zwischen noch zulässiger und der 
Erlaubnispflicht unterliegender Tätigkeit geben 
kann. Der Ausschuß hielt die Eingabe insoweit für 
geeignet, sie der Bundesregierung — dem Bundes- 
minister der Justiz — als Material für künftige Ge- 
setzgebungsarbeiten auf dem Gebiete des Rechtsbe- 
ratungsgesetzes zu überweisen. 
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4.6 Strafrecht und Strafprozeßrecht 

a) Allgemeines 

Im Bereich des Strafrechts wurden verschiedene 
Bitten zur Gesetzgebung vorgelegt, die vom Aus- 
schuß nicht unterstützt werden konnten. 

So forderte ein Petent, die Schädigung der Gesund- 
heit des Ungeborenen durch Verbot der Genußgifte 
Alkohol und Nikotin für Schwangere zu verhindern. 
Nach geltendem Recht ist das werdende Leben ge- 
mäß § 218 Strafgesetzbuch nur gegen vorsätzliche 
Abtreibung geschützt Andere Einwirkungen, wie 
etwa fahrlässige Schädigung der Leibesfrucht, sind 
strafrechtlich nicht erfaßt Diese Rechtslage beruht 
auf der bewußten Entscheidung des Gesetzgebers, 
daß eine totale strafrechtliche Kontrolle einer 
Schwangerschaft und der Schwangeren selbst kein 
taugliches rechtspolitisches Instrument sein könne. 
Demgegenüber erscheint es viel dringender gebo- 
ten, möglichen Gefahren durch gesundheitspoliti- 
sche und aufklärerische Maßnahmen zu begegnen. 

Wiederholt wurde von älteren Petenten Straffrei- 
heit für aktive oder passive Sterbehilfe gefordert, 
um zum Teil qualvollen Leiden älterer und schwer- 
kranker Menschen beenden zu können. 

Nach dem geltenden Strafrecht ist die Tötung eines 
anderen strafbar, auch wenn der andere in die Tö- 
tungshandlung eingewilligt hat. Nur die Höhe der 
Strafdrohung ist ermäßigt, wenn der Täter durch das 
ausdrückliche und ernstliche Verlangen des Getöte- 
ten zur Tötung bestimmt worden ist (§ 216 des Straf- 
gesetzbuches). Eine Änderung dieser Vorschrift ist 
nicht beabsichtigt. Eine Zulassung der mit Einwilli- 
gung des Betroffenen vorgenommenen Tötung 
würde die Unantastbarkeit des menschlichen Le- 
bens in Frage stellen und damit der Aufgabe des 
Staates, Leben zu schützen, zuwiderlaufen. Auch ist 
stets damit zu rechnen, daß die Einwilligung des Be- 
troffenen zu Zweifeln Anlaß gibt, weil der Sterbende 
entweder nicht mehr völlig Herr seiner Entschei- 
dungen ist oder aber eine frühere Einwilligung in ei- 
ner Situation erklärt hat, von der sich die Verhält- 
nisse im Zeitpunkt des Todes wesentlich unterschei- 
den können. Zudem würde im Einzelfall schwer fest- 
zustellen sein, zu welchem Zeitpunkt eine Sterbe- 
hilfe bereits gerechtfertigt wäre. 

Wilde Streiks veranlaßten einen Petenten zur For- 
derung, diese zum Schutz des sozialen Friedens und 
der Rechtssicherheit unter Strafe zu stellen. Der 
Ausschuß konnte dieses Anliegen nicht unterstüt- 
zen. Es ist weder erforderlich nocht angebracht, Teil- 
aspekte des gesetzlich nicht geregelten Arbeits- 
kampfrechts im Strafrecht zu regeln. Ein derartiges 
Vorgehen würde in deutlichem Widerspruch zu den 
heutigen gesellschaftlichen und rechtlichen An- 
schauungen zur Koalitionsfreiheit und Tarifautono- 
mie stehen. Im übrigen bestehen im Bereich des 
Strafrechts bereits eine Reihe allgemein einschlägi- 
ger Straftatbestände (Hausfriedensbruch, Landfrie- 
densbruch, Nötigung u. a.), mit denen sich ebenso 
wie durch die von der Rechtsprechung der Arbeits- 
gerichte entwickelten Rechtsregeln die Grenzen der 
Rechtmäßigkeit von Arbeitskämpfen bestimmen 
lassen. 


Verschiedene Masseneingaben und Einzeleingaben 
aus dem In- und Ausland setzten sich zum größten 
Teil gegen, zum kleineren Teil für eine Verjährung 
der Strafverfolgung von Mord ein. Sie wurden dem 
Rechtsausschuß als Material für die Beratung des in- 
zwischen in Kraft getretenen 18. Strafrechtsände- 
rungsgesetzes überwiesen, das eine Verjährung der 
Strafverfolgung von Mord ausgeschlossen hat. 

b) Haftverschonung gegen Sicherheitsleistung 

Ein Petent forderte, die Bestimmungen der Strafpro- 
zeßordnung über die Haftverschonung gegen Si- 
cherheitsleistung ersatzlos zu streichen. 

Nach § 116 Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeß ordnung 
(StPO) hat der Richter den Vollzug eines Haftbe- 
fehls, der lediglich wegen Fluchtgefahr gerechtfer- 
tigt ist, auszusetzen, wenn der Zweck der Untersu- 
chungshaft voraussichtlich durch weniger ein- 
schneidende Maßnahmen erreicht werden kann. Zu 
den nach dem Gesetz in Betracht kommenden Maß- 
nahmen gehört unter anderem die Leistung einer 
angemessenen Sicherheit durch den Beschuldigten 
(§116 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 StPO). 

Gegen diese Regelung ist verschiedentlich geltend 
gemacht worden, sie führe in der Praxis zu einer un- 
gleichen Behandlung vermögender und nichtvermö- 
gender Beschuldigter. Ein vermögender Beschuldig- 
ter, der in der Lage sei, einen größeren Geldbetrag 
als Sicherheitsleistung zu hinterlegen, könne eher 
mit einer Aussetzung des Haftvollzuges rechnen als 
ein Beschuldigter ohne entsprechendes Vermögen. 

Hierzu ist grundsätzlich anzumerken, daß die Unter- 
suchungshaft — wie das Bundesverfassungsgericht 
entschieden hat — ohnehin nur angeordnet und auf- 
rechterhalten werden darf, wenn sie unbedingt er- 
forderlich erscheint, um ein geordnetes Strafverfah- 
ren und die Sicherstellung der späteren Strafvoll- 
streckung zu gewährleisten. Der Richter muß des- 
halb bei jeder Verhaftung prüfen, ob der Zweck der 
Untersuchungshaft auch durch weniger einschnei- 
dende Maßnahmen erreicht werden kann, z. B. die 
Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit, deren 
Höhe der Richter nach pflichtgemäßem Ermessen 
festsetzt. Ein Mindestbetrag ist nicht vorgeschrie- 
ben. Die Sicherheitsleistung muß so bemessen sein, 
daß der Beschuldigte durch ihren Verlust von einer 
Flucht abgehalten wird. Sie ist deshalb an dem Ver- 
mögen des Beschuldigten auszurichten. Ist dieses 
gering, kann auch ein niedriger Betrag — u. U. in 
Verbindung mit anderen Auflagen (etwa Melde- 
pflichten) — ausreichen. Es ist dabei stets der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 
Die Möglichkeit der Haftverschonung gegen Sicher- 
heitsleistung ist im übrigen in der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten verankert. 

Da der Bundesminister der Justiz dem Ausschuß 
mitgeteilt hat, er werde die mit der Haftverscho- 
nung gegen Sicherheitsleistung verbundenen Fra- 
gen sowie die gerichtliche Praxis sorgfältig beob- 
achten und bei den weiteren Überlegungen auch die 
in der Petition angesprochenen Gesichtspunkte ein- 
beziehen, wurde ihm die Eingabe als Material über- 
wiesen. 
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c) Entschädigung wegen Strafverfolgungsmaßnah- 
men 

Ein Petent bat darum, das Gesetz über die Entschä- 
digung für Strafverfolgungsmaßnahmen vom 
8. März 1971 (StrEG) zu ändern und ihm rückwir- 
kende Kraft beizulegen. Gleichzeitig forderte er von 
der Bundesrepublik Deutschland unter Berufung auf 
Grundsätze des Aufopferungsanspruches und des 
„legislativen Unrechts“ Schadenersatz wegen zu Un- 
recht erfolgter straf gerichtlicher Verurteilung. 

Der Petent war wegen fortgesetzten Betruges zu ei- 
ner Gefängnisstrafe verurteilt worden? seine Revi- 
sion war durch den Bundesgerichtshof verworfen 
worden. Ein drittes Wiederaufnahmegesuch führte 
zu einer neuen Hauptverhandlung. Der Petent 
wurde nach damals geltendem Recht „mangels Be- 
weises“ freigesprochen. Ihm wurde aber eine Ent- 
schädigung für erlittene Strafhaft und ein Ersatz der 
notwendigen Auslagen des Verfahrens versagt 
Seine Beschwerden dagegen wurden durch das 
Kammergericht verworfen. Er versuchte daraufhin 
erfolglos, im Zivilrechtsweg Schadenersatzansprü- 
che durchzusetzen. 

Der Petent vertrat die Auffassung, daß der Gesetz- 
geber zwar mit dem StrEG die früher unterschiedli- 
che Entschädigungsregelung bei Freispruch wegen 
erwiesener Unschuld oder nur mangels Beweises 
beseitigt habe. Diese Unterscheidung sei unter der 
Geltung des Grundgesetzes jedoch stets als rechts- 
staatswidrig empfunden worden. Wenn der Bundes- 
gesetzgeber erst im Jahre 1971 insoweit die legisla- 
tiven Konsequenzen gezogen habe, aber ohne Rück- 
wirkung oder Härteklausel, müsse nach rechts- und 
sozialstaatlichen Grundsätzen der gesamte außerge- 
wöhnliche Schaden über die Anerkennung eines 
Aufopferungsanspruches wiedergutgemacht wer- 
den. 

Der Ausschuß konnte das Anliegen des Petenten 
nicht unterstützen. Ein verfassungsrechtliches Ge- 
bot, das StrEG mit rückwirkender Kraft auszustat- 
ten, läßt sich weder dem Sozialstaatsprinzip (Arti- 
kel 20 Abs. 1 GG) noch dem Rechtsstaatsprinzip ent- 
nehmen. Bei der Gewährung finanzieller Leistungen 
ist der Gesetzgeber regelmäßig gezwungen, Stich- 
tagsregelungen vorzusehen. Solche Regelungen 
sind verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, 
wenn die Regelung als solche und die Wahl des 
Zeitpunktes am Sachverhalt orientiert und somit 
sachlich vertretbar sind. 

Auch das Rechtsstaatsprinzip gebietet keine für je- 
den Sachverhalt in allen Einzelheiten eindeutig be- 
stimmte Gebote oder Verbote. Vielmehr bedarf die- 
ser Verfassungsgrundsatz jeweils der Konkretisie- 
rung, die am Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit aus- 
gerichtet sein muß. Der Gesetzgeber wollte bei der 
Verabschiedung des StrEG nicht, daß die gerichtlich 
abgeschlossenen Fälle wegen der Entschädigungs- 
frage neu auf gerollt werden müßten. Auch eine Här- 
teklausel wurde abgelehnt, weil sich eine gerechte 
Abgrenzung zwischen schwerwiegenden und weni- 
ger schwerwiegenden Fällen nicht finden läßt und 
daher eine solche Klausel nicht praktikabel wäre. 

Zu dem vom Petenten erwähnten Aufopferungsan- 
spruch ist zu bemerken, daß der Bundesgerichtshof 


in einem Urteil vom 14. Juli 1971 ausdrücklich seine 
frühere Rechtsprechung bekräftigt hat, daß das Ent- 
schädigungsgesetz als Spezialregelung die Anwen- 
dung der Grundsätze zum Aufopferungsanspruch 
auf den gleichen Fall ausschließe. Dieser Grundsatz 
gilt in gleichem Maße mit Bezug auf das neue Recht, 
also das StrEG. Der in der Eingabe vertretenen ge- 
genteiligen Auslegung dieser Rechtsprechung ver- 
mochte sich der Ausschuß nicht anzuschließen. 


d) Entschädigung bei Auslieferungshaft 

Ein Exilkroate wurde auf jugoslawischen Antrag hin 
festgenommen und für mehr als zwei Monate in 
Auslieferungshaft festgehalten. Durch Beschluß ei- 
nes Oberlandesgerichts wurde die Auslieferung für 
unzulässig erklärt. Die dem Petenten entstandenen 
notwendigen Auslagen wurden zwar der Staats- 
kasse zur Last gelegt; der Antrag auf eine Entschädi- 
gung für die erlittene Auslieferungshaft wurde aber 
zurückgewiesen. 

Der Petent bat unter Berufung auf rechtsstaatliche 
Grundsätze, ihm eine Entschädigung zu gewähren. 
Das Anliegen des Petenten konnte jedoch nicht un- 
terstützt werden, weil ihm eine Entschädigung nach 
dem Gesetz über die Entschädigung für Strafverfol- 
gungsmaßnahmen (StrEG) nicht zusteht. Die Straf- 
verfolgungsmaßnahmen, die nach dem StrEG ent- 
schädigungsfähig sind, werden dort abschließend 
aufgezählt. Nach § 2 Abs. 3 StrEG gehören zwar 
auch die Auslieferungshaft und die vorläufige Aus- 
lieferungshaft zu den Strafverfolgungsmaßnahmen, 
für die — unter bestimmten Voraussetzungen — 
Entschädigung gewährt wird. Die Auslieferungshaft 
muß aber im Ausland auf Ersuchen einer deutschen 
Behörde angeordnet worden sein. Das war hier nicht 
der Fall gewesen; die Auslieferungshaft war viel- 
mehr auf Ersuchen einer ausländischen Behörde in 
der Bundesrepublik Deutschland vollzogen wor- 
den. 

Zwar macht es für den Betroffenen keinen Unter- 
schied, wo und auf wessen Ersuchen er in Ausliefe- 
rungshaft war. Das StrEG muß hier aber eine Unter- 
scheidung treffen. Das auf Ersuchen einer ausländi- 
schen Behörde durchgeführte deutsche Ausliefe- 
rungsverfahren dient nur der Unterstützung des er- 
suchenden Staates bei dessen Strafverfolgung. Die 
deutschen Gerichte und Behörden sind in diesem 
Rahmeh darauf beschränkt, die formelle Ordnungs- 
mäßigkeit des Auslieferungsersuehens zu prüfen. 
Sie können dagegen nicht nachprüfen, ob hinrei- 
chender Tatverdacht besteht und ob der ersuchende 
Staat den Schuldvorwurf zu Recht erhoben hat. Eine 
Entschädigung nach dem StrEG setzt aber voraus, 
daß die Strafverfolgungsmaßnahme von einer deut- 
schen Strafverfolgungsbehörde in eigener Verant- 
wortung veranlaßt worden ist und daß das deutsche 
Strafverfahren schließlich zur Freisprechung oder 
Einstellung geführt hat. Fehlt es an diesen Voraus- 
setzungen, scheidet eine Entschädigungspflicht der 
Bundesrepublik aus. Auch eine Änderung des StrEG 
durch Einbeziehung der auf ausländische Ersuchen 
vollzogene Auslieferungshaft kommt au^ diesen 
Gründen nicht in Betracht. 
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e) Amnestie 

Mehrfach wurde eine großzügige Amnestie für ver- 
urteilte Gesetzesbrecher aus Anlaß des 30jährigen 
Bestehens der Bundesrepublik Deutschland oder 
der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament 
angeregt Diese Anregungen vermochte der Aus- 
schuß nicht zu unterstützen. 

Weder das 30jährige Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland noch die erste Direktwahl zum Euro- 
päischen Parlament wären ein legitimer Anlaß für 
einen solchen gesetzgeberischen Eingriff in die 
Strafrechtspflege gewesen. Bei der Beratung des 
Straffreiheitsgesetzes 1954, das der Bereinigung der 
als Folge des Krieges und der Nachkriegsereignisse 
eingetretenen außergewöhnlichen Verhältnisse 
diente und darin seine rechtsstaatliche Legitimation 
hatte, hat der Bundestag eingehend erörtert, ob Am- 
nestien aus Anlaß von wiederkehrenden politischen 
Ereignissen, z. B. Wahlen, zu rechtfertigen sind oder 
gar zur Regel werden dürfen. Dies ist eindeutig ver- 
neint worden. 

Seither hat sich die Auffassung gefestigt, daß Jubi- 
läen oder wiederkehrende Ereignisse politischer 
oder anderer Art nicht zur inneren Rechtfertigung 
einer Amnestie dienen können. Es hat daher aus 
keinem derartigen Anlaß bisher ein Amnestiegesetz 
gegeben. Dies beruht auf dem Gedanken, daß nicht 
ohne zwingenden Anlaß in den geordneten Gang 
der Strafrechtspflege eingegriffen werden sollte, 
weil sonst der Sinn für den Ernst strafrechtlicher 
Gebote und Verbote verloren gehen und die Straf- 
verfolgung gelähmt werden würde. Ohnehin sind 
durch die Gesetzgebung die kurzfristigen Freiheits- 
strafen zugunsten von Geldstrafen zurückgedrängt 
worden. Die Vollstreckung von Freiheitsstrafen 
kann zudem im Einzelfall teilweise im Gnadenwege 
erlassen werden. 

4.7 Freiwillige Gerichtsbarkeit: Kostenrecht 

Der Vormund eines Waisenkindes wandte sich da- 
gegen, daß für die Tätigkeit des Vormundschaftsge- 
richts (Prüfung der Rechnungslegung und des Ver- 
mögensverzeichnisses) Gebühren erhoben werden, 
weil man davon ausgehen könne, „daß Waisen- 
kinder auch in finanzieller Hinsicht arme Kinder" 
seien. 

Nach der Kostenordnung sind in dem vorliegenden 
Fall für jedes Jahr 0,50 DM je angefangene 1 000 DM 
des reinen Mündelvermögens, das über 5 000 DM 
hinausgeht, mindestens aber 10 DM, zu erheben. Mit 
dieser Gebühr wird die gesamte Aufsicht des Vor- 
mundschaftsgerichts über die Tätigkeit des Vor- 
munds abgegolten. Gebühren für einzelne Verrich- 
tungen des Vormundschaftsgerichts, vor allem für 
vormundschaftsgerichtliche Genehmigungen, fallen 
daneben regelmäßig nicht mehr an. 

Da das Reinvermögen der meisten Minderjährigen 
die Freigrenze von 5 000 DM nicht erreicht, führt 
diese Regelung dazu, daß für die Tätigkeit der Vor- 
mundschaftsgerichte von den Minderjährigen in der 
Regel keine Gebühren erhoben werden. Diese 
Kosten der Vormundschaftsgerichte werden viel- 
mehr weitgehend vom Steuerzahler getragen; nur 


von den vermögenderen Minderjährigen wird ein 
Beitrag zu den Kosten erhoben. 

Diese Regelung stellt einen angemessenen Aus- 
gleich zwischen den Interessen der armen Mündel, 
der vermögenderen Mündel und der Gesamtheit 
der Steuerzahler dar und ist daher im Grundsatz 
nicht zu beanstanden. Jedoch dürfte die Freigrenze 
von 5 000 DM unter den heutigen Verhältnissen zu 
gering sein. 

Dies veranlaßte den Ausschuß, die Eingabe dem 
Bundesminister der Justiz als Material für die dort 
anstehenden Überlegungen zur Erhöhung der Frei- 
grenze zu überweisen. 

4.8 Bürgerliches Recht 

a) Mitverschulden wegen Nichtanlegens von Si- 
cherheitsgurten 

Verschiedene Petenten kritisierten das sogenannte 
„Gurtmuffel-Urteil" des Bundesgerichtshofs vom 
20. März 1979, nachdem dem Kraftfahrer grundsätz- 
lich ein seinen Ersatzanspruch minderndes Mitver- 
schulden trifft, wenn er bei einem Unfall Verletzun- 
gen erleidet, die bei Benutzen moderner Sicher- 
heitsgurte nicht eingetreten wären. 

Es wurde bemängelt, daß damit eine „Doppelbestra- 
fung" stattfinde, da der Verletzte nicht nur den ge- 
sundheitlichen Schaden hinnehmen müsse, sondern 
auch noch eine geringere finanzielle Entschädigung 
erhalte. Auch wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht 
anstelle der Wertung als Mitverschulden die Ver- 
hängung eines wesentlich höheren Bußgeldes der 
richtigere Weg sei. 

Der Ausschuß hat ein Eingreifen des Gesetzgebers 
aus folgenden Gründen nicht für erforderlich erach- 
tet: 

Hat jemand zur Entstehung eines Schadens durch 
eigenes Verschulden beigetragen (Mitverschulden), 
ist dies nach § 254 BGB bei der Bestimmung des 
Grundes und des Umfangs der Schadenersatzpflicht 
zu berücksichtigen. Von dieser Regel geht die BGH- 
Entscheidung aus. Sie lehnt sich dabei an die 
Rechtsprechung an, die bei Motorradfahrern ent- 
wickelt wurde, die ohne Schutzhelm fahren und sich 
dadurch der Gefahr einer bei Unfällen mit solchen 
Kraftfahrzeugen typisch auftretenden Kopfverlet- 
zung aussetzen. Als diesem Fall gleichgelagert sieht 
sie das Nichtanlegen von Sicherheitsgurten entge- 
gen dem Gebot des § 21 a Abs. 1 StVO an. Dazu führt 
der BGH aus, daß nach dem heutigen Stand der Er- 
kenntnisse der Nutzen moderner Sicherheitsgurte 
gegenüber denkbaren Nachteilen überwiegt und 
dciß im Hinblick darauf der Verletzte — trotz der 
verfassungsrechtlichen Gewährleistung seiner per- 
sönlichen Entscheidungsfreiheit — gegen Treu und 
Glauben handeln würde, wenn er vom Schädiger die 
haftungsrechtliche Abnahme auch dieses persönlich 
eingegangenen Risikos verlangen würde. 

Der Gesetzgeber hat durch § 21 a Abs. 1 StVO deut- 
lich gemacht, daß er das Fahren auf den Vordersit- 
zen von Kraftfahrzeugen ohne Gurte für gefährlich 
hält, und hat deshalb das Anlegen von Sicherheits- 
gurten vorgeschrieben. Diese Vorschrift dient aller- 
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dings nicht nur dazu, den einzelnen Verkehrsteil- 
nehmer zu einem sich selbst gegenüber möglichst 
gefahrlosen Verhalten zu bringen. Vielmehr soll die 
Anschnallpflicht auch berechtigte Interessen der 
Allgemeinheit schützen, indem z. B. vermieden wird, 
daß Unfallopfer ihr Leben lang der Fürsorge privater 
und öffentlicher Pflegepersonen zur Last fallen. 

b) yerboX der Prügelstrafe gegenüber Kindern 

Einige Petenten, u. a. eine Kinderschutzorganisa- 
tion, forderten gesetzgeberische Maßnahmen mit 
dem Ziel, die Prügelstrafe der Eltern gegenüber ih- 
ren Kindern zu verbieten. Diese Forderung konnte 
der Ausschuß nicht befürworten. 

Der Bundestag hat das Recht der elterlichen Sorge 
mit Gesetz vom 18. Juli 1979 (BGBl. I S. 1061) neu ge- 
regelt. Es tritt am 1. Januar 1980 in Kraft. Diese Neu- 
regelung verbietet generell entwürdigende Erzie- 
hungsmaßnahmen. Hierdurch soll das Kind vor 
Maßnahmen geschützt werden, die seine Selbstach- 
tung und sein Ehrgefühl in unverhältnismäßiger 
Weise verletzten und es u. U. dem Gespött und der 
Verachtung Dritter preisgeben. 

Ein ausdrückliches Verbot des elterlichen Züchti- 
gungsrechts ist in das Gesetz aber nicht aufgenom- 
men worden. 

Die überwiegende Meinung im Schrifttum und der 
Rechtsprechung erkennt bisher kraft Gewohnheits- 
rechts und nach herrschender sittlicher Anschau- 
ung ein aus dem elterlichen Sorge- und Erziehungs- 
recht bzw. entsprechender Pflicht hergeleitetes 
Recht der Eltern zur körperlichen Züchtigung des 
Kindes an. Diese darf als Erziehungsmittel in dem 
durch den Erziehungszweck gebotenen Umfang ver- 
wendet werden; auf Gesundheit und seelische Ver- 
fassung des Kindes ist dabei Rücksicht zu nehmen. 
Eine Überschreitung dieses Rahmens stellt einen 
Mißbrauch des Personensorgerechts dar, der das 
Vormundschaftsgericht unabhängig vom Verschul- 
den der Eltern zum Einschreiten — äußerstenfalls 
zur Entziehung der Personensorge — berechtigt. 

Es sollte deshalb weiterhin der Rechtsprechung, die 
neuere pädagogische Erkenntnisse berücksichtigen 
muß, überlassen bleiben, die Grenze des Züchti- 
gungsrechts zu bestimmen. 

c) Deutsch-französisches Anerkennungs- und Voll- 
streckungsabkommen in Sorgerechtssachen 

Der Mediateur der Französischen Republik hatte 
sich für eine französische Mutter, deren Ehemann 
sich nach der Scheidung mit zwei minderjährigen 
gemeinsamen Kindern in die Bundesrepublik abge- 
setzt hatte, an den Ausschuß mit der Bitte um Hilfe 
gewandt. Der geschiedene Ehemann verweigert die 
Herausgabe der Kinder, obwohl die Kindesmutter 
das Sorgerecht durch ein französisches Gericht zu- 
gesprochen erhalten hat. 

Nach der derzeitigen Rechtslage besteht keine 
Möglichkeit, das Urteil des französischen Gerichts 
in der Bundesrepublik Deutschland zu vollstrecken. 
Gemäß Artikel 7 des Haager Minder] ährigen- 
Schutzabkommens sind zwar die Maßnahmen, wel- 


che die nach den Bestimmungen des Abkommens 
zuständigen Behörden getroffen haben, in allen Ver- 
tragsstaaten anzuerkennen. Erfordern diese Maß- 
nahmen jedoch Vollstreckungshandlungen in einem 
anderen Staat, so bestimmen sich ihre Anerkennung 
und Vollstreckung entweder nach dem innerstaatli- 
chen Recht des Staates, in dem die Vollstreckung 
beantragt wird, oder nach zwischenstaatlichen 
Übereinkünften. Ein derartiges Abkommen besteht 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik noch nicht. 

Diese augenblickliche Rechtslage zwingt die franzö- 
sische Mutter, unbeschadet des französischen Ur- 
teils vor dem zuständigen deutschen Familienge- 
richt den anderen Elternteil auf Herausgabe der bei- 
den Kinder zu verklagen und im Falle eines obsie- 
genden Urteils den Herausgabetitel vollstrecken zu 
lassen. 

Zwischenzeitlich sind, wie der Bundesminister der 
Justiz dem Ausschuß mitgeteilt hat, Verhandlungen 
über ein deutsch-französisches Anerkennungs^ und 
Vollstreckungsabkommen im Gange. Gegenstand 
der Verhandlungen ist unter anderem auch die Zu- 
sammenarbeit der Gerichte in Sorgerechtsverfahren 
und die gegenseitige Anerkennung von Sorge- 
rechtsentscheidungen. Es steht allerdings noch 
nicht fest, ob bereits erlassene Sorgerechtstitel in 
die vertragliche Regelung einbezogen werden kön- 
nen. 

Der Ausschuß begrüßte die Bemühungen um ein 
deutsch-französisches Anerkennungs- und Voll- 
streckungsabkommen und hielt es für geboten, die 
Eingabe dem Bundesminister der Justiz als Material 
zu den anstehenden Beratungen zu überweisen. 

4.9 Eherecht 

a) Allgemeines 

Nach wie vor nehmen die Bitten und Beschwerden 
zur Reform des Eherechts EheRG) den breitesten 
Raum bei den Eingaben zum bürgerlichen Recht ein. 
So wird beispielsweise wiederholt für die Schei- 
dungsfolgen die Wiedereinführung des Schuldprin- 
zips gefordert, weil das Zugrundelegen des Zerrüt- 
tungsprinzips zu Unbilligkeiten führen würde. Dem 
konnte sich der Ausschuß nicht anschließen, da sich 
der Deutsche Bundestag mit großer Mehrheit für die 
Ablösung des Verschuldens- durch das Zerrüttungs- 
prinzip ausgesprochen hat. 

b) Versorgungsausgleich 

Verschiedentlich wurden wiederum die mit der Re- 
form es Ehe- und Familienrechts eingeführten und 
ab 1. Juli 1977 in Kraft getretenen versorgungsrecht- 
lichen Bestimmungen („Versorgungsausgleich") kri- 
tisiert. 

Die Nichtanwendbarkeit des Versorgungsaus- 
gleichs stößt vor allem auf das Mißfallen von Frauen, 
die vor dem Stichtag 1. Juli 1977 geschieden wurden. 
Durchweg wird diese Stichtagsregelung als mit dem 
Grundsatz der Gleichheit unvereinbar kritisiert. Da 
das Bundesverfassungsgericht die Regelung über 
das Inkrafttreten und die Übergangsvorschriften des 
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1. EheRG, soweit durch diese die Anwendung neuen 
Unterhaltsrechts und der Versorgungsausgleich bei 
vor dem l.Juli 1977 geschiedenen Ehen ausge- 
schlossen wird, für verfassungsgemäß befunden hat, 
konnte den Petentinnen eine Änderung der gesetz- 
lichen Bestimmungen nicht in Aussicht gestellt wer- 
den. 

Auch in einer Reihe weiterer Eingaben, insbeson- 
dere von Männern, deren , Altehe" nach dem Stich- 
tag 1. Juli 1977 geschieden wurde, wurden gegen Be- 
stimmungen des 1. EheRG verschiedene verfas- 
sungsrechtliche Bedenken geltend gemacht. Eine 
Interessen- und Schutzgemeinschaft war darüber 
hinaus sogar der Meinung, daß der Gesetzgeber ge- 
halten sei, unabhängig von noch anhängigen Ver- 
fahren vor dem Bundesverfassungsgericht den ge- 
gen den Versorgungsausgleich und andere Bestim- 
mungen des 1. EheRG erhobenen verfassungsrecht- 
lichen Bedenken im Wege der Gesetzesänderung 
Rechnung zu tragen. Diese Anliegen konnten nicht 
unterstützt werden. 

Das Bundesverfassungsgericht ist als „oberster Hü- 
ter" der Verfassung dazu berufen, das Grundgesetz 
verbindlich auszulegen. Es hat inzwischen am 
28, Februar 1980 entschieden, daß die Bestimmun- 
gen des Versorgungsausgleichs im Grundsatz nicht 
das Grundgesetz verletzen. Es hat aber dem Gesetz- 
geber auferlegt, die Bestimmungen über die Über- 
tragung und Begründung von Rentenanwartschaf- 
ten in den gesetzlichen Rentenversicherungen 
durch bestimmte Regelungen zu ergänzen. 

Ferner wandte sich ein 84]ähriger Petent, der sich 
von seiner 81jährigen Frau hatte scheiden lassen, an 
den Ausschuß. Er bezieht ein Altersruhegeld von 
der BfA sowie von einer Betriebs-Versorgungskasse 
eine Betriebsrente, die um 100 DM monatlich höher 
ist als das Altersruhegeld des BfA 

Der Petent sah die Atersversorgung seiner geschie- 
denen Frau für den Fall gefährdet, daß er vor ihr ver- 
sterben sollte, da die Betriebs-Versorgungskasse 
keine Zahlungen an den geschiedenen Ehegatten 
des Versicherten leiste. Er bat darum, diesem Zu- 
stand im Wege einer Gesetzesänderung abzuhel- 
fen. 

Betriebsrenten werden bei der Scheidung nach dem 
1. Eherechtsreformgesetz so ausgeglichen, daß der 
Verpflichtete für den Berechtigten eine bestimmte 
Anwartschaft in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung einkauft. Diese Form des Ausgleichs scheidet 
jedoch aus, wenn der berechtigte Ehegatte — wie im 
vorliegenden Fall — bereits das Rentenalter er- 
reicht hat, da das eingetretene Atersrisiko nicht 
nachträglich versichert werden kann. As Ersatz hat 
der Gesetzgeber hier den schuldrechtlichen Versor- 
gungsausgleich vorgesehen (§ 1587 f Nr. 1 BGB). 

Bei den parlamentarischen Erörterungen war man 
sich im klaren darüber, daß diese Regelung unbefrie- 
digend ist, wenn der Ausgleichspflichtige vor dem 
Berechtigten stirbt und die Betriebsregelung eine 
Weiterzahlung an den überlebenden geschiedenen 
Ehegatten nicht vorsieht. Es ist deshalb u. a. erwo- 
gen worden, eine „Realteilung" der Betriebsrente 
vorzunehmen, so daß der ausgleichsberechtigte 


Ehegatte einen unmittelbaren Anspruch gegen die 
Betriebs-Versorgungskasse erhalten hätte. 

Derartige Lösungen sind aber nicht weiter verfolgt 
worden. Ausschlaggebend hierfür war, daß die be- 
triebliche Atersversorgung weitgehend auf autono- 
men Satzungen, auf Betriebsvereinbarungen und 
ähnlichen Rechtsgrundlagen beruht, in die der Ge- 
setzgeber im Hinblick auf die Tarif autonomie der 
Sozialpartner nicht eingreifen wollte. 

Die gesetzliche Regelung schließt gleichwohl an- 
dere Lösungsmöglichkeiten nicht aus. Es ist z. B. 
eine Vereinbarung zwischen den Ehegatten und 
dem Versorgungswerk denkbar, die zu einer besse- 
ren Sicherung des Berechtigten führt als der schuld- 
rechtliche Ausgleich. Voraussetzung ist natürlich, 
daß die Satzung des Versorgungswerks dies zuläßt. 
Nach Auskunft der Bundesregierung sollen bei ei- 
ner Reihe von Versorgungswerken derartige Über- 
legungen bereits angestellt worden sein. 

Bei der für den Petenten zuständigen Betriebs- Ver- 
sorgungskasse ist die Einführung einer „Geschiede- 
nenrente" von der Mitgliederversammlung abge- 
lehnt worden. Das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungswesen hat keine Möglichkeit gesehen, in 
diese satzungsmäßige Regelung einzugreifen. Falls 
es im Falle des Petenten zu einem Versorgungsaus- 
gleich in der Weise kommen sollte, daß er einen ent- 
sprechenden Teil seiner Rente aus der Betriebs-Ver- 
sorgungskasse an seine geschiedene Ehefrau abtritt, 
endet die Zahlung aus dem abgetretenen Versor- 
gungsanspruch mit seinem Tode. 

Wie der Bundesminister der Justiz mitgeteilt hat, 
werden wegen des gegenwärtigen, u. a. auch vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen als 
unbefriedigend bezeichneten Rechtszustandes 
Überlegungen angestellt, wie eine bessere wirt- 
schaftliche Absicherung der geschiedenen Ehefrau 
in Fällen dieser At erreicht werden kann. Dabei soll 
auch die Problematik mit den Versorgungswerken 
erörtert werden. 

Der Ausschuß begrüßte diese Bemühungen und hat 
daher die Eingabe dem Bundesminister der Justiz 
als Material zu den anstehenden Überlegungen 
überwiesen. 

c) Ungültigkeit von Eheschließungen griechischer 
Staatsangehöriger vor griechisch-orthodoxen 
Geistlichen 

Ein Petent sprach mit seiner Eingabe das Problem 
der Behandlung von Eheschließungen griechischer 
Staatsangehöriger vor griechisch-orthodoxen Geist- 
lichen in der Bundesrepublik an. Ein Oberlandesge- 
richt hat eine im Jahre 1956 erfolgte Eheschließung 
im Hinblick auf Aräkel 13 Abs. 3 des Einführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) als 
ungültig angesehen. Der Petent schlug deshalb vor, 
entweder die griechisch-orthodoxen Eheschließun- 
gen für gültig zu erkären oder dies durch ein 
deutsch-griechisches Abkommen zu erreichen, da es 
in der Bundesrepublik Deutschland rd. 6 000 derar- 
tige Fälle geben soll. 

Dem Ausschuß erschien dieser Weg nicht realisier- 
bar. Es handelt sich hier keineswegs nur um ein 
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zweiseitiges Problem zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Griechenland. Das Problem der 
Anerkennung von Eheschließungen, die Ausländer 
in der Bundesrepublik ohne Mitwirkung eines Stan- 
desbeamten vornehmen, stellt sich gegenüber allen 
Rechtsordnungen, die andere Eheschließungsfpr- 
men als die Standesamtsehe kennen, und kann da- 
her nur einheitlich gelöst werden. 

Das Bundesministerium der Justiz bereitet gegen- 
wärtig eine umfassende gesetzgeberische Neuge- 
staltung des internationalen Familien- und Erb- 
rechts vor. Dabei wird nicht nur die Frage geprüft 
werden, ob an dem gegenwärtig in Artikel 13 Abs. 3 
EGBGB enthaltenen Grundsatz festzuhalten ist, son- 
dern auch, ob gegebenenfalls die Eheschließungen 
von Ausländern in Deutschland, die wegen Versto- 
ßes gegen das geltende deutsche Recht in Deutsch- 
land nicht anerkannt werden, durch Gesetz rückwir- 
kend geheilt werden können. Dies hängt auch mit 
den Überlegungen über eine Änderung des § 15 a 
Ehegesetz zusammen. — Mit der Vorlage eines ent- 
sprechenden Gesetzentwurfs kann allerdings erst in 
der 9. Legislaturperiode gerechnet werden. Die Ein- 
gabe wurde dem Bundesminister der Justiz als Ma- 
terial zu den Reformarbeiten überwiesen. 


4.10 Unterhaltsrecht 

a) Unterhaitsvorschußkassen 

Verschiedene Frauen, die für ihre Kinder trotz eines 
vollstreckbaren Titels nur unregelmäßig oder über- 
haupt keinen Unterhalt von den Kindesvätern er- 
hielten, regten die Einrichtung öffentlicher Unter- 
haltsvorschußkassen (ähnlich einer in Österreich 
seit 1976 bestehenden Regelung) an. Diesem Anlie- 
gen ist inzwischen mit dem Unterhaltsvorschußge- 
setz vom 23. Juli 1979 entsprochen worden, das am 
1. Januar 1980 in Kraft getreten ist. Mit diesem Ge- 
setz wird der Unterhalt von Kindern bis zum vollen- 
deten 6. Lebensjahr dadurch gesichert, daß ausblei- 
bende Zahlungen der unterhaltsverpflichteten, aber 
leistungsunfähigen oder verstorbenen Mütter oder 
Väter aus öffentlichen Mitteln übernommen wer- 
den, und zwar bis zur Höhe des Regelunterhalts für 
nichteheliche Kinder. 


b) Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen gegen- 
über amerikanischen Kindesvätern 

Die Mutter von zwei nichtehelichen Kindern, deren 
Väter ehemals in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierte amerikanische Armeeangehörige wa- 
ren, beklagte sich darüber, daß US-Dienststellen es 
ablehnten, die Anschriften der Zahlungspflichtigen 
Kindesväter zu benennen, so daß auch eine gericht- 
liche Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen nicht 
möglich sei. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist die Verfolgung 
von Unterhaltsansprüchen gegenüber aktiven oder 
ehemaligen Soldaten der US-Armee außerordent- 
lich schwierig, weil die USA den bestehenden inter- 
nationalen Abkommen über die Geltendmachung 
der Unterhaltsansprüche und den Vollstreckungs- 


abkommen nicht beigetreten sind. Davon abgese- 
hen, besteht nach dem Zusatzabkommen zum 
NATO-Truppenstatut ebenfalls keine Verpflichtung 
der amerikanischen Stellen, Auskunft über den Ver- 
bleib von Soldaten zu geben, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland stationiert waren, aber in die USA 
zurückgekehrt sind. Weitere Erschwernisse erge- 
ben sich schließlich daraus, daß amerikanische 
Dienststellen auch aufgrund des „Privacy AcU über 
die Anschriften von Personen in den USA ohne de- 
ren Einwilligung grundsätzlich keine Auskünfte ge- 
ben können. 

Aus Anlaß der Petition hat das Auswärtige Amt die 
Deutsche Botschaft in Washington erneut gebeten, 
Verhandlungen mit den zuständigen amerikani- 
schen Regierungsstellen zu führen. Das amerikani- 
sche Verteidigungsministerium hat seine Bereit- 
schaft bekundet, künftig jedenfalls bei Vorliegen ei- 
ner gerichtlichen Entscheidung die dienstliche 
Adresse des Soldaten bzw. die letzte bekannte Pri- 
vatanschrift des entlassenen Soldaten mitzuteilen. 
Im übrigen wird die US-Regierung auf der Grund- 
lage des „Privacy Act" noch prüfen, ob die Mitteilung 
einer Anschrift auch ohne Vorliegen eines Unter- 
haltstitels dann möglich ist, wenn unter dem Ge- 
sichtspunkt der Pflege der auswärtigen Beziehun- 
gen das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe 
gegenüber dem Interesse des Betroffenen an der 
Nichtbekanntgabe überwiegt. 

Der Petentin ist auf Vorschlag des Auswärtigen Am- 
tes empfohlen worden, sich mit ihrem Anliegen zu- 
nächst unmittelbar an die Deutsche Botschaft in 
Washington zu wenden. Sie wird hierbei auch vom 
Deutschen Institut für Vormundschaftswesen unter- 
stützt. Sollte dieser Schritt zu keinem Erfolg führen, 
wird sich der Ausschuß erneut mit dem Anliegen 
befassen. 


4.11 Zivilprozeßrecht: Verlängerung der Wartefri- 
sten bei Zwangsvollstreckungsangelegenhei- 
ten 

Ein Petent kritisierte die Regelung des § 798 der Zi- 
vilprozeßordnung (ZPO), wonach aus einem Kosten- 
festsetzungsbeschluß, der nicht auf das Urteil ge- 
setzt ist, die Zwangsvollstreckung erst beginnen 
darf, wenn er mindestens eine Woche vorher zuge- 
stellt ist. Er wünschte eine Verlängerung dieser 
„Wochenfrist“. 

§ 798 ZPO ist eine Ausnahmeregelung zugunsten 
des Schuldners von dem Grundsatz, daß die Zwangs- 
vollstreckung nach der Zustellung der Entschei- 
dung (§ 750 ZPO) beginnen darf. Diese Regelung ist 
vertretbar, weil der Vollstreckung ein — oft längere 
Zeit dauerndes — gerichtliches Verfahren voraus- 
geht und die Entscheidung vom Gericht verkündet 
worden ist; der verurteilte Schuldner ist dann über 
seine Leistungspflicht und eine mögliche Zwangs- 
vollstreckung unterrichtet. Kostenfestsetzungs- 
beschlüsse, die nicht auf das Urteil gesetzt sind, er- 
gehen dagegen — anders als zum Beispiel gerichtli- 
che Urteile — in einem Verfahren, an dem der 
Schuldner nicht beteiligt ist. Der Schuldner kann 
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mithin durch die Zustellung der Entscheidung 
„überrascht" werden. Um ihm in diesen Fällen Gele- 
genheit zu geben, die Zwangsvollstreckung durch 
Zahlung abzuwenden, ist diese Wochenfrist vorge- 
schrieben. 

Bei der Bemessung der Wartefrist darf der Gesetz- 
geber nicht nur das Interesse des Schuldners an der 
Anwendung der Zwangsvollstreckung im Auge ha- 
ben; er muß auch das Interesse des Gläubigers an 
der Durchsetzung seines Titels berücksichtigen. In 
manchen Fällen ist nicht auszuschließen, daß der 
Schuldner nach Zustellung des Titels Vermögen 
veräußert oder auf andere Weise beseite schafft, um 
die drohende Zwangsvollstreckung zu vereiteln. 
Eine relativ kurze Frist kann daher durchaus ge- 
rechtfertigt sein. 

Da im Bundesministerium der Justiz derzeit an ei- 
ner Vereinheitlichung der Fristen in allen Verfah- 
rensordnungen gearbeitet wird und im Rahmen die- 
ses Vorhabens die Anregung des Petenten einbezo- 
gen werden soll, hat der Ausschuß die Petition als 
Material dafür überwiesen. 


5 Innerdeutsche Fragen 

5.1 Besucherreiseverkehr 

a) Erstattung der Visagebühren 

Als Härte wird es von vielen Frührentnern und so- 
zial Schwachen empfunden, daß ihnen bei Besuchs- 
reisen in die DDR die Visagebühren von 15 DM ^ro 
Person nicht erstattet werden; Seit dem 1. Juli 1973 
werden nämlich die bei einer Einreise in die DDR 
von den dortigen Behörden erhobenen Visagebüh- 
ren nur noch solchen Reisenden aus der Bundesre- 
publik Deutschland erstattet, die 60 Jahre und älter 
sind. 

Diesen Reisenden händigt die Zollverwaltung der 
Bundesrepublik Deutschland an den Grenzübergän- 
gen zur DDR entsprechende Erstattungsanträge aus. 
Der Erstattungsbetrag wird von jedem Postamt ge- 
gen Vorlage des Erstattungsantrages und des Reise- 
passes ausgezahlt. 

Der Ausschuß teilte nach eingehender Prüfung die 
Auffassung der Bundesregierung, daß eine generelle 
Erstattung, wie sie vor dem 1. Juli 1973 praktiziert 
wurde, aus haushaltswirtschaftlichen Gründen nicht 
mehr möglich sei. In besonderen Härtefällen müß- 
ten die Kosten zunächst im Wege der Sozialhilfe 
durch die örtlichen Sozialämter erstattet werden. 

Gleichwohl überwies der Ausschuß diese Eingaben 
der Bundesregierung — dem Bundesminister für in- 
nerdeutsche Beziehungen — als Material, damit die 
Frage der Erstattung der Visagebühren an Frührent- 
ner und sozial Schwache wegen der bei diesem Per- 
sonenkreis keineswegs generell auszuschließenden 
Härtefälle im Auge behalten und in etwaige künf- 
tige Überlegungen bezüglich einer Ausdehnung des 
erstattungsberechtigten Personenkreises mit einbe- 
zogen werde. 


b) Begrüßungsgeld für DDR-Bürger 

Der Ausschuß beschäftigte sich auch auf Anregung 
des Petitionsausschusses des Abgeordnetenhauses 
von Berlin mit dem Begrüßungsgeld für DDR-Bür- 
ger. 

So hatte sich ein DDR-Bürger darüber beschwert, 
daß er das Begrüßungsgeld beim 2. Besuch in Berlin 
(West) nicht in Anspruch nehmen konnte, weil das 
Sozialamt sonntags geschlossen hat. Beim 3. Besuch 
sei dann die Bargeldhilfe mit der Begründung ver- 
weigert worden, das Begrüßungsgeld könne für die 
ersten beiden Aufenthalte im laufenden Jahr ge- 
währt werden, und zwar unabhängig davon, ob es 
tatsächlich in Anspruch genommen werde. 

Nach den Richtlinien des Bundesministers für in- 
nerdeutsche Beziehungen für Hilfsmaßnahmen zu- 
gunsten von Besuchern aus der DDR und Berlin 
(Ost) und den ost- und südosteuropäischen Staaten 
vom 1. Juli 1972 erhalten die Besucher bei den bei- 
den ersten Besuchsreisen im Kalenderjahr eine Bar- 
geldhilfe des Bundes von je 30 DM, die von den Län- 
dern um je 20 DM auf je 50 DM auf gestockt wird. In 
Berlin wird den Besuchern nur die Bargeldhilfe des 
Bundes ausgezahlt, weil das Land durch sonstige 
Leistungen an die Besucher stark belastet ist. Die 
Bargeldhilfe darf nur dann ausgezahlt werden, wenn 
sich der Besucher wenigstens 24 Stunden im Bun- 
desgebiet oder Berlin (West) aufgehalten hat. 

Angesichts der hohen Zahl von rd. 1,3 Millionen Be- 
suchern im Jahr ist die Zahlung der Bargeldhilfe auf 
die beiden ersten Besuchsreisen im Kalenderjahr 
beschränkt worden. Die zahlenden Stellen dürfen al- 
lerdings die Personalpapiere der Besucher weder 
stempeln noch mit sonstigen Zahlungsbeweisen 
versehen. Es ist daher nicht möglich, bei mehrfachen 
Besuchen festzustellen, ob der Besucher bereits 
zweimal eine Bargeldhilfe erhalten hat oder nicht. 
Bei dieser Regelung können insbesondere in Berlin 
Schwierigkeiten auftreten, wenn der erste oder 
zweite Besuch auf einen Sonntag oder Feiertag ge- 
fallen ist, an dem die Dienststellen nicht geöffnet 
waren. Obwohl an sich bisher davon ausgegangen 
werden konnte, daß diese Regelung bei dem in 
Frage kommenden Personenkreis in der DDR und 
Berlin (Ost) hinreichend bekannt ist, hat es immer 
wieder Fälle von Beschwerden von Besuchern über 
diese ihrer Meinung nach unbefriedigende Praxis 
gegeben. 

Der Ausschuß hat die anstehenden Probleme in ei- 
ner gemeinsamen Sitzung mit dem Petitionsaus- 
schuß des Abgeordnetenhauses von Berlin und ei- 
nem Regierungsvertreter eingehend erörtert Dabei 
ergab sich, daß sich z. Z. keine praktikable Lösung 
finden läßt, wie den durch die hohe Besucherzahl 
bedingten besonderen Schwierigkeiten einer wirk- 
samen Kontrolle der Einreisetage begegnet werden 
kann. Die Bundesregierung erklärte sich jedoch be- 
reit, zur Vereinfachung des Verfahrens ab 1. Januar 
1980 wenigstens auf das bisherige Erfordernis des 
Mindestaufenthalts von 24 Stunden zu verzichten, 
so daß das Begrüflungsgeld gleich bei der Ankunft 
ausbezahlt werden kann. Es ist zu erwarten, daß dies 
für den Besucherverkehr in Berlin zu wesentlichen 
Erleichterungen führen wird. 
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c) Erstattung von Fluchthilfekosten 

Eine im Jahre 1973 aus der DDR geflohene Petentin 
wurde vom Kammergericht in Berlin dazu verurteilt, 
an ein Fluchthilfeunternehmen entsprechend einer 
von ihr notariell eingegangenen Verpflichtung ei- 
nen Betrag von 12 000 DM zu bezahlen. Sie bat den 
Petitionsausschuß zu prüfen, ob die Allgemeinheit 
nicht unter dem Gesichtspunkt des Gleichbehand- 
lungsgrundsatzes und des Aufopferungsanspruchs 
die Kosten der Fluchthelf erverträge ersetzen müsse, 
da die Bundesregierung viele andere Personen aus 
der DDR mit erheblich höheren Beträgen frei- 
kaufe. 

Der Ausschuß sah jedoch keine Möglichkeit, das 
Anliegen der Petentin zu unterstützen. 

Wie die Bundesregierung dem Ausschuß mitgeteilt 
hat, ist ihr das Problem der Fluchthelferkosten aus 
vergleichbaren Fällen bekannt und von ihr wieder- 
holt gründlich erörtert worden. Dabei wurde nicht 
übersehen, daß sich die Mehrzahl der Betroffenen 
wegen der hohen Fluchtkosten in außerordentlich 
bedrängten wirtschaftlichen Verhältnissen befindet 
und daß damit gerade ihre Eingliederung und der 
Aufbau einer neuen Existenz erheblich belastet und 
verzögert wird. Andererseits hat die Bundesregie- 
rung immer wieder betont, kein Verständnis dafür 
zu haben, wenn kommerzielle Fluchthelfer aus der 
Not von Menschen ein Geschäft machen. 

Insbesondere hat sich aber auch gezeigt, daß nicht 
wenige Fluchtversuche deshalb scheitern, weil kom- 
merzielle Fluchthelfer oder ganze Organisationen 
bei solchen Verhandlungen schwerste, unverant- 
wortliche und für die Betroffenen nicht einmal über- 
schaubare Risiken eingehen. Die Opfer gescheiter- 
ter Fluchthilfeaktionen sind meist jahrelang in Haft, 
ihre Familien auseinandergerissen und natürlich 
auch ihre beruflichen Existenzen gefährdet oder 
zerstört. 

Der Ausschuß hat sich der Auffassung der Bundes- 
regierung angeschlossen, daß ^s nicht vertretbar 
wäre, Fluchthilfekosten ganz oder teilweise aus öf- 
fentlichen Mitteln zu übernehmen. 

5.2 Transitabkommen 

Zum Erfolg führte die Eingabe eines Petenten, der 
mit dem Inkrafttreten des Abkommens vom 17. De- 
zember 1971 zwischen der Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland und der Regierung der Deut- 
schen Demokratischen Republik über den Transit- 
verkehr von zivilen Personen und Gütern zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
seinen privaten Geschäftsbetrieb eingebüßt hatte. 
Der Petent hatte von 1957 bis 1971 die Auszahlung 
der im Berlin-Verkehr vom Bund erstatteten Stra- 
ßenbenutzungsgebühren und Steuerausgleichsabga- 
ben der DDR durchgeführt. Seit dem Inkrafttreten 
von Artikel 18 des Transitabkommens am 1. Januar 
1972 werden Abgaben, Gebühren und andere 
Kosten, die den Verkehr auf dem Transitwege be- 
treffen, von der Bundesrepublik Deutschland an die 
DDR in Form einer jährlichen Pauschale gezahlt. 
Der Petent mußte daher seinen Geschäftsbetrieb 
auflösen und seine 26 Angestellten entlassen. 


In einer Eingabe bat der Petent um einen „Härteaus- 
gleich“, da er aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen 
und zur Vermeidung unzumutbarer sozialer Härten 
für seine Mitarbeiter vorübergehend noch Lohnfort- 
zahlungen habe leisten müssen. Zur Begründung 
führte er aus, er habe eine Tätigkeit „im öffentlichen 
Interesse" ausgeübt, so daß der ihm entstandene 
Verlust nicht ausschließlich dem Bereich des unter- 
nehmerischen Risikos zugeordnet werden könne. 

Die parlamentarische Prüfimg hat ergeben, daß für 
die vom Petenten verrichtete Tätigkeit an sich die 
Außenstelle Berlin der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr (BAG) zuständig gewesen wäre, diese 
aber den im Büro des Petenten bis Ende 1971 ange- 
fallenen Arbeitsaufwand nur mit zusätzlichen perso- 
nellen und organisatorischen Maßnahmen hätte be- 
wältigen können. Der Ausschuß gelangte daher zu 
der Überzeugung, daß die BAG durch die langjäh- 
rige Tätigkeit des Petenten nicht unerhebliche 
Kosten eingespart hat, so daß die Bundesregierung 
aus Billigkeitsgründen gehalten sei, die dem Peten- 
ten durch die neue Lage ab 1. Januar 1972 entstande- 
nen finanziellen Nachteile auszugleichen. Dabei be- 
rücksichtigte der Ausschuß auch, daß sich der Pe- 
tent bereits ab Oktober 1971 mit dem Bekanntwer- 
den der innerdeutschen Gespräche um ein Transit- 
abkommen mehrmals und bei den verschiedensten 
Stellen vergeblich bemüht hatte, sich Klarheit über 
den Zeitpunkt des Inkrafttsetens von Artikel 18 des 
Abkommens zu verschaffen, um seine betrieblichen 
Dispositionen darauf einrichten und insbesondere 
seinen Angestellten rechtzeitig kündigen zu kön- 
nen. 

Dieser Argumentation schloß sich die Bundesregie- 
rung, der die Eingabe zur Berücksichtigung über- 
wiesen worden war, an, so daß dem Petenten der 
entstandene Schaden in dem nachgewiesenen Um- 
fang voll ersetzt werden konnte. 

6 Öffentlicher Dienst 
6.1 Beamte des Bundes 

a) Versetzungen 

Während des Berichtszeitraumes baten eine grö- 
ßere Anzahl von Beamten — aber auch Angestellte 
— der Post, Bahn, des Zollgrenzdienstes, des Bun- 
desgrenzschutzes und anderer Bundesbehörden um 
Unterstützung ihrer Versetzungswünsche an einen 
anderen Dienstort oder an eine andere Dienststelle. 
Im wesentlichen wurden für diese Wünsche fami- 
liäre Gründe angeführt. Dabei wurde nicht selten 
auf im Erbweg erworbenen Grundbesitz verwiesen. 
Aber auch Erkrankungen der Beamten, ihrer Ehe- 
frauen oder Kinder sowie deren Schulschwierigkei- 
ten spielten eine Rolle. Nicht zu vergessen sind Ein- 
gaben, in denen aus anderen Gründen, z.B. unzurei- 
chende Dienstwohnungen oder eingeschränkte Be- 
förderungsmöglichkeiten, um Unterstützung der 
Versetzamgsbemühungen gebeten wird. Hier 
konnte in einigen Fällen geholfen werden. Leider ist 
es dem Petitionsausschuß aber wegen der ange- 
spannten Stellenplanlage nicht immer möglich ge- 
wesen, den vorgetragenen Versetzungswünschen 
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zum Erfolg zu verhelfen, da nicht immer eine besetz- 
bare Planstelle vorhanden war. 

b) Vorzeitige Zurruhesetzung schwerbehinderter Be- 
amter 


Unter Berufung auf ihren Gesundheitszustand als 
Folge von Kriegsbeschädigungen oder sonstigen Be- 
einträchtigungen ihrer Dienstfähigkeit baten zahl- 
reiche schwerbehinderte Beamte um Verabschie- 
dung einer gesetzlichen Regelung, die es ihnen er- 
möglichen soll, vorzeitig in den Ruhestand zu treten. 
Sie beriefen sich dabei auf die für schwerbehinderte 
Angestellte schon früher verabschiedete entspre- 
chende Gesetzesänderung. Der Deutsche Bundestag 
hatte bereits bei den Beratungen zum Siebenten Ge- 
setz über die Erhöhung von Dienst- und Versor- 
gungsbezügen in Bund und Ländern (Siebentes Bun- 
desbesoldungserhöhungsgesetz) — BT-Drucksa- 
chen 8/2075, 8/2240 — eine Lösung dieses Problems 
angestrebt. Die vorgesehene Gesetzesänderung 
konnte jedoch nicht verabschiedet werden, weil zu- 
nächst über die Frage, wieviel ein solcher Beamter 
monatlich zusätzlich verdienen darf, keine Überein- 
stimmung mit dem Bundesrat erzielt werden konn- 
te. Nachdem sich der Deutsche Bundestag erneut 
mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des 
vorzeitigen Eintritts von schwerbehinderten Beam- 
ten und Richtern in den Ruhestand befaßte (BT- 
Drucksachen 8/265.6, 8/2710, 8/2888), wurden solche 
Eingaben dem Innenausschuß als zuständigem 
Fachausschuß überwiesen. Der Bundestag verab- 
schiedete dann das Gesetz zur Änderung dienst- 
rechtlicher Vorschriften vom 30. Juli 1979 (BGBl. I S. 
1299), so daß den Anliegen, unter bestimmten Um- 
ständen (ab 1. Januar 1980) schon mit vollendetem 
60. Lebensjahr in den Ruhestand treten zu können, 
im wesentlichen entsprochen wurde. 


Das Gnadenrecht steht nach dem Grundgesetz dem 
Bundespräsidenten zu, der keiner parlamentari- 
schen Kontrolle unterliegt Die Gnadenerweise be- 
dürfen jedoch der Gegenzeichnung durch den zu- 
ständigen Ressortminister. Dessen Handlungen 
können parlamentarisch geprüft werden. Der Aus- 
schuß machte von dieser Möglichkeit Gebrauch und 
konnte bei den zuständigen Bundesministem in 
mehreren Fällen erreichen, dem Bundespräsidenten 
einen erstmaligen oder weiteren Gnadenerweis für 
den Antragsteller vorzuschlagen. In einem Falle 
konnte einem Beamten sogar nachträglich zur Jubi- 
läumszuwendung verhelfen werden. 

e) Neuregelung des Ortszuschlages 

Besonders stark stiegen in der abgelaufenen Be- 
richtszeit die Beschwerden über die Neuregelung 
des Ortszuschlages, wenn Kindergeld Hxt minde- 
stens drei Kinder zusteht (Stufe 5). Die Neuregelung 
war erforderlich geworden, weil das Bundesverfas- 
sungsgericht in seinem Beschluß zur Auffassung 
kam, daß die bisherige Abstufung der familienbezo- 
genen Bestandteile des Ortszuschlages in diesen 
Fällen nicht verfassungsgerecht sei. 

Die Petenten wandten sich gegen die vom Deut- 
schen Bundestag in Artikel I § 1 Nr. 8 des Siebenten 
Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- und Ver- 
sorgungsbezügen in Bund und Ländern vom 
20. März 1979 (Siebentes Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetz) beschlossene Neuregelung. Sie mein- 
ten, dadurch eine Kürzung ihres Einkommens hin- 
nehmen zu müssen. 

Der Deutsche Bundestag hatte während der Bera- 
tung des Siebenten Bundesbesoldungserhöhungsge- 
setzes eingehend erörtert, wie er der vom Bundes- 
verfassungsgericht vertretenen Auffassung am be- 
sten entsprechen könnte. Er kam zur Überzeugung, 
daß eine allgemeine Erhöhung des Kindergeldes für 
das dritte und jedes weitere Kind um monatlich 50 
DM am einfachsten zu verwirklichen sei. Allerdings 
hielt er es nicht für vertretbar, die bisherige Steige- 
rung des Ortszuschlages ab der Stufe 5 beizubehal- 
ten, weil dadurch die öffentlichen Bediensteten in 
ihrem Gesamteinkommen zweimal, nämlich durch 
die Erhöhung des Kindergeldes und die höheren fa- 
milienbezogenen Bestandteile im Ortszuschlag, be- 
günstigt worden wären. Es handelte sich bei der 
Neuregelung somit nicht um eine Kürzung des Ge- 
samteinkommens für kinderreiche Familien, son- 
dern praktisch nur um eine andere Aufteilung unter 
Berücksichtigung der besonderen Belastung dieser 
Familien. 

Anläßlich der Verabschiedung des Siebenten Bun- 
desbesoldungserhöhungsgesetzes hatte der Deut- 
sche Bundestag beschlossen, alle dazu eingehenden 
Eingaben für erledigt zu erklären. Den Petenten 
konnte deshalb nur mitgeteilt werden, daß ihnen 
eine erneute parlamentarische Behandlung ihres 
Anliegens leider nicht in Aussicht gestellt werden 
kann. 

f) Anrechnung von Renten auf beamtenrechtliche Ver- 
sorgungsbezüge 

In vielen Fällen wird jemand erst in das Beamten- 
verhältnis übernommen, nachdem er längere Zeit 


c) Halbtagsbeschäftigung von Beamten 

Mehrere Beamte, aber auch Hochschulabsolventen, 
die beabsichtigten, Bundesbeamte zu werden, baten 
um eine alsbaldige Änderung der bestehenden Vor- 
schriften über die Ermäßigung der Arbeitszeit Sie 
strebten an, über die bereits bestehenden Bestim- 
mungen des § 79 a des Bundesbeamtengesetzes hin- 
aus Möglichkeiten einer erweiterten Teilzeitbe- 
schäftigung für Beamte zu schaffen. Insbesondere 
wurde dabei auf das damit erreichte größere Ange- 
bot an Arbeitsplätzen für Teilzeitkräfte im öffentli- 
chen Dienst hingewiesen. Anlaß für diese Eingaben 
ist die erhöhte Zahl von Hochschulabsolventen, ins- 
besondere Lehrer, die sich um eine Einstellung in 
den öffentlichen Dienst bemühen. 

Diese Petitionen wurden dem Innenausschuß zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtli- 
cher Vorschriften (BT-Drucksachen 8/873, 8/2987 
und 8/3005) überwiesen, damit sie bei den laufenden 
parlamentarischen Beratungen als Material berück- 
sichtigt werden können. 

d) Gnadenerweise 

In mehreren Fällen hatte sich der Ausschuß mit Ein- 
gaben zu befassen, in welchen die Petenten darum 
baten, sich für die Gewährung von Gnadenerweisen 
zu verwenden. 


44 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4140 


als Angestellter Dienst geleistet hat Dadurch er- 
wirbt er nicht nur einen Anspruch auf beamten- 
rechtliche Versorgung, sondern auch auf Rente ge- 
genüber der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Um zu vermeiden, daß jemand dadurch eine dop- 
pelte Versorgung erhält, ist im Beamtenversor- 
gungsgesetz vorgeschrieben, daß Renten in be- 
stimmten Umfange auf beamtenrechtliche Versor- 
gungsbezüge angerechnet werden. Viele Petenten 
beschwerten sich über die Anrechnung und hielten 
sie für eine ungerechtfertigte Kürzung ihrer Ge- 
samtversorgung. Diesen Petenten konnte nur mitge- 
teilt werden, daß es der Wille des Deutschen Bun- 
destages ist, Doppel- oder Mehrfachversorgungen 
zu vermeiden. Eine Änderung dieser Vorschriften 
sei nicht beabsichtigt. Der Ausschuß verblieb bei 
seiner schon im Jahre 1977/78 dargelegten Auffas- 
sung. 

g) Anrechnung sonstiger Einkünfte auf den Unter- 
haitsbeitrag 

Heiratet eine Frau einen Beamten, der schon im Ru- 
hestand ist und das 65. Lebensjahr vollendet hat, hat 
sie bei seinem Tode keinen Anspruch auf Witwen- 
geld, sondern lediglich auf einen Unterhaltsbeitrag. 
Auf diesen Unterhaltsbeitrag werden zur Vermei- 
dung einer Doppel- oder Mehrfachversorgung 
eigene Einkünfte bis auf einen Freibetrag angerech- 
net. Viele Petentinnen beschwerten sich über diese 
Regelung und begehrten, den Unterhaltsbeitrag un- 
gekürzt zu erhalten. Auch in diesen Fällen konnte 
den Einsendern nur mitgeteilt werden, daß mit einer 
Änderung der Anrechnungsvorschriften nicht zu 
rechnen sei. Durch die jetzige Regelung soll zwar 
eine ausreichende Versorgung sichergestellt, aber 
vermieden werden, daß in diesen Fällen eine Ge- 
samtversorgung erreicht wird, die höher ist, als 
wenn ein Anspruch nur aus einem Rechtsverhältnis 
besteht. 

h) Beihilfen 

Nach wie vor begehren viele Beamte, genauso wie 
Angestellte einen Zuschuß zu ihren Krankenkas- 
senbeiträgen zu erhalten. Diese Petenten mußten 
darauf hingewiesen werden, daß die Gewährung von 
Beihilfen für den Bereich des Bundes durch Verwal- 
tungsvorschriften geregelt ist, die nicht vom Bun- 
destag erlassen werden. Der Ausschuß beschloß da- 
her, solche Eingaben an den für das öffentliche 
Dienstrecht zuständigen Bundesminister des Innern 
zur Kenntnis weiterzuleiten. 

Soweit es sich um Landesbeamte handelt, wurden 
solche Eingaben zuständigkeitshalber den Petitions- 
ausschüssen der Landtage zur parlamentarischen 
Prüfung zugesandt. 

6.2 Rechtsverhältnisse früherer Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes (BWGöD und G 131) 

a) Zuzugsstichtage 

Viele Einsender beschwerten sich über die Ableh- 
nung ihrer Anträge, ihnen Wiedergutmachung nach 
dem Bundesgesetz zur Regelung der Wiedergutma- 


chung nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes (BWGöD) oder Ver- 
sorgung nach dem Gesetz zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen (G 131) zu gewähren. Häufi- 
ger Grund für die Ablehnung von Ansprüchen nach 
dem G 131 war, daß die Petenten die in diesem Ge- 
setz festgelegten Zuzugsstichtage nicht erfüllten. 

Die zuständigen Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages befaßten sich wiederholt mit der Frage der 
Kriegsfolgengesetzgebung. Insbesondere erörterte 
der Innenausschuß im November 1978 den hierzu 
erstellten Härtebericht der Bundesregierung. Er 
mußte jedoch feststellen, daß sich an der Sach- und 
Rechtslage seit seiner letzten Beratung nichts geän- 
dert habe, so daß dayon ausgegangen werden müsse, 
daß die Kriegsfolgengesetzgebung, zu der auch das 
BWGöD und das G 131 gehören, als abgeschlossen 
betrachtet werden müsse. Unter diesen Umständen 
konnte den Petenten nur mitgeteilt werden, daß der 
Ausschuß leider nicht helfen könne. Die Bundesre- 
gierung wird jedoch aufgrund der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 14. Dezember 1979 
prüfen, ob und ggf. wie in besonderen Fällen unbil- 
lige Härten vermieden werden können. Soweit es 
sich um Beschwerden über die Bearbeitung von An- 
trägen durch Landesbehörden (die hier in der Regel 
zuständig sind) handelte, wurden diese Eingaben an 
die zuständigen Landtage weitergegeben. Der Peti- 
tionsausschuß des Bundestages konnte nur eingrei- 
fen, wenn ausnahmsweise eine Bundesbehörde zu- 
ständig ist 

b) Nachversicherung früherer Angehöriger des öffent- 
lichen Dienstes in der Zusatzversicherung 

Hat jemand die Voraussetzung für die Gewährung 
von Versorgungsbezügen nach dem G 131 nicht er- 
füllt, wird er in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für die im öffentlichen Dienst verbrachte versi- 
cherungsfreie Zeit nachversichert. Mehrere Peten- 
ten beschwerten sich darüber, daß in diesen Fällen 
keine Nachversicherung in der Zusatzversicherung 
bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Län- 
der (VBL) durchgeführt wird. 

Die Prüfung dieser Eingaben führte zu dem Ergeb- 
nis, daß nicht nur nach früherem, sondern auch nach 
dem heute geltenden Recht eine Nachversicherung 
in der Zusatzversicherung für ausscheidende Be- 
amte nicht erfolgt. Für die unter das G 131 fallenden 
Personen kann deshalb keine andere Regelung ge- 
funden werden. Hinzu ko mm t, daß es nicht nur einer 
Gesetzes-, sondern auch einer Änderung der Sat- 
zung der VBL bedürfte. Auf eine solche Satzungsän- 
derung kann der Deutsche Bundestag allerdings 
keinen Einfluß nehmen. Zudem könnte auch der 
Verwaltungsrat nicht von dem im G 131 festgeleg- 
ten Grundsatz abweichen, daß für diesen Personen- 
kreis nur von dem am 8. Mai 1945 geltenden Recht 
ausgegangen werden kann. Dieses sah eine Nach- 
versicherung in der Zusatzverordnung nicht vor. 

Den Petenten mußte deshalb mitgeteilt werden, daß 
ihnen die Erfüllung ihres Anliegens leider nicht in 
Aussicht gestellt werden kann. 
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6.3 Angestellte und Arbeiter des Bundes 

Um zu einer Verminderung des Mangels an Ausbil- 
dungsplätzen beizutragen, stellte die Deutsche Bun- 
despost im Jahre 1976 mehr Nachwuchskräfte ein, 
als zur späteren Deckung ihres Bedarfs erforderlich 
war. Zur Vermeidung einer Entlassung bot sie den 
Junghandwerkem nach Beendigung ihrer Ausbil- 
dung einen Arbeitsvertrag in einer ausbildungs- 
fremden Tätigkeit an. 

In mehreren Sammelpetitionen beschwerte sich 
eine größere Zahl der von dieser Regelung Betroffe- 
nen darüber, daß die Kollegen des Ausbildungsjahr- 
ganges 1975 noch ohne Einschränkung in ihrem er- 
lernten Beruf übernommen worden seien. 

Die Prüfung durch den Ausschuß ergab, daß durch 
verschiedene Rationalisierungsmaßnahmen ein Per- 
sonalüberhang entstanden war. Im Grunde genom- 
men hätten deshalb die Ausgebildeten, für die eine 
fachgerechte Stelle nicht zur Verfügung stand, nach 
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses entlas- 
sen werden müssen. Da dies zu Härten geführt hät- 
te, bot die Deutsche Bundespost auch dann eine 
Weiterbeschäftigung an, wenn den betreffenden 
Personen nur eine ausbildungsfremde Tätigkeit 
übertragen werden konnte. Sie erklärte sich jedoch 
bereit, alle hiervon Betroffenen in dem erlernten Be- 
ruf zu übernehmen, sobald eine entsprechende 
Stelle zur Verfügung steht. Soweit festgestellt wer- 
den konnte, ist von dem hier in Rede stehenden Per- 
sonenkreis niemand mehr berufsfremd tätig. 


6.4 Zusatzversicherung bei der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder (VBL) 

Auch im Berichtszeitraum gingen wieder zahlreiche 
Beschwerden ein, in denen sich Petenten über die 
Berechnung ihrer Zusatzrente aus der VBL be- 
schwerten. Sie bemängelten, daß in bestimmten Fäl- 
len nur eine den eingezahlten Beiträgen entspre- 
chende Versicherungsrente und keine der laufen- 
den wirtschaftlichen Entwicklung angepaßte Ver- 
sorgungsrente gewährt wird. Es handelt sich dabei 
um dieselben Probleme, die schon in dem Bericht 
über die Tätigkeit des Petitionsausschusses für die 
Jahre 1975/76 ausführlich behandelt wurden. Da 
sich an dem Sachverhalt nichts änderte, konnte den 
Petenten immer wieder nur mitgeteilt werden, daß 
der Deutsche Bundestag eine ihrem Anliegen ent- 
sprechende Satzungsänderung leider nicht bewir- 
ken kann. 

6.5 Einzelfälle 

a) Rückversetzung eines Zollbeamten 

Beim Zollgrenzdienst ist es oft aus dienstlichen 
Gründen nicht zu vermeiden, daß ein Zollbeamter 
mehrfach versetzt werden muß. In einem Fall be- 
klagte sich die Ehefrau eines Zollbeamten mit zwei 
Kindern über die häufigen Versetzungen ihres Ehe- 
mannes, die jeweils mit einem Umzug und Schul- 
wechsel verbunden sind. Insbesondere würden da- 
durch die Kinder in ihrer Entwicklung spürbar be- 
einträchtigt. Sie bat um Rückversetzung ihres Ehe- 


mannes an eine Dienststelle am Wohnort unter Bei- 
behaltung ihrer Dienstwohnung. 

Der Petitionsausschuß konnte in diesem besonde- 
ren Fall erreichen, daß dem Anliegen der Petentin in 
vollem Umfang entsprochen wurde. 

b) Rücknahme einer Versetzungsverfügung 
im Bundesgrenzschutz 

Ein Fachlehrer für Verkehrswesen des Bundes- 
grenzschutzes hatte seiner Versetzung an einen an- 
deren Dienstort unter der Voraussetzung zuge- 
stimmt, daß er in absehbarer Zeit befördert werden 
sollte. Er nahm dabei erhebliche persönliche, fami- 
liäre und wirtschaftliche Nachteile in Kauf. Als sich 
herausstellte, daß er wegen der Sparmaßnahmen 
durch das Haushaltsstrukturgesetz doch nicht be- 
fördert werden konnte, bat er um Rückversetzung 
an den Familienwohnort, Dies war jedoch nicht 
ohne weiteres möglich, weil der zuständige Perso- 
nalrat zunächst seine Zustimmung verweigerte. 

Der Vermittlung des Petitionsausschusses war es zu 
verdanken, daß die zuständigen Grenzschutzbehör- 
den eine für alle Beteiligten tragbare Lösung fanden 
und der Petent an eine Dienststelle seines Familien- 
wohnorts zurückversetzt werden konnte. 

c) Einsatz eines schwerbehinderten Beamten 
im Zollgrenzdienst 

Ein Petent war als Zollbetriebsinspektor an der 
deutsch-dänischen Grenze im Warenkontrolldienst 
eingesetzt Im Rahmen der 1977 durchgeführten 
Neuordnung des Zollgrenzdienstes wurde er dem 
Paß-KontroUdienst im Reiseverkehr (Verbunddienst 
mit dem Bundesgrenzschutz) zugeteilt Unter Hin- 
weis auf seine Kriegsbeschädigung, seine Anfällig- 
keit für Erkältungen und seinen inzwischen 31 jähri- 
gen Schicht- und Wechseldienst bat er, von Dienst- 
leistungen im Außendienst freigestellt zm werden. 

Auf Veranlassung des Ausschusses wurde der Pe- 
tent amtsärztlich auf seine Diensttauglichkeit unter- 
sucht und festgestellt daß er nur noch im Innen- 
dienst verwendet werden könne. Er wurde darauf- 
hin einer Dienststelle zugeteilt bei der er weder 
Schicht- noch Außendienst tun muß. 

Im übrigen gehört der Petent zu den wenigen Bür- 
gern, die dem Ausschuß und seinen Mitarbeitern für 
ihre Hilfe gedankt haben. Besonders habe es ihn ge- 
freut teilte er mit, daß der Ausschuß mit dazu beige- 
tragen habe, daß seine Arbeitswelt menschlicher ge- 
worden sei. 

d) Einstellung ehemaliger Angehöriger des öffent- 
lichen Dienstes der DDR 

Eine Mitbürgerin war bis zu ihrer Flucht im Septem- 
ber 1977 als Femmelde-Inspektorin bei der Postver- 
waltung der DDR beschäftigt und hatte zu diesem 
Zeitpunkt auch bereits vier Studiensemester Fern- 
meldetechnik an einer Femlehreinrichtung der 
DDR studiert Sie hatte sich bei einer Oberpostdi- 
rektion erfolglos um ihre Wiederverwendung im 
Fernmeldedienst und um Berufung in das Beamten- 
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Verhältnis des gehobenen Fernmeldedienstes der 
Bundespost beworben. 

Die Prüfung der Beschwerde über die Ablehnung ih- 
res Antrages ergab jedoch, daß sie die für die be- 
gehrte Einstellung in das Beamtenverhältnis erfor- 
derlichen laufbahnrechtlichen Voraussetzungen — 
u. a. ein abgeschlossenes Fachhochschulstudium der 
Elektrotechnik — nicht erfüllte. Außerdem fehlten 
wegen ihres kurzfristigen Aufenthaltes in der Bun- 
desrepublik Deutschland die Möglichkeiten, sie ei- 
ner ausreichenden Sicherheitsüberprüfung nach 
den „Richtlinien für die Sicherheitsüberprüfung von 
Bundesbediensteten" zu unterziehen. Hiernach 
kann sie erst nach Ablauf von fünf Jahren und vor- 
ausgegangener Überprüfung in den besonders si- 
cherheitsempfindlichen Fernmeldedienst der Deut- 
schen Bundespost übernommen werden. 

Im Rahmen der Verhandlungen mit der Deutschen 
Bundespost gelang es dem Petitionsausschuß aber, 
der Frau eine Beschäftigung als Postangestellte im 
allgemeinen Postdienst mit der Möglichkeit zu be- 
schaffen, nach angemessener Einarbeitung die Lauf- 
bahnprüfung für den mittleren Postdienst abzule- 
gen, um dann nach Ablauf der fünfjährigen Warte- 
zeit und Erfüllung der allgemeinen Voraussetzun- 
gen zum Aufstieg in die Laufbahn des gehobenen 
Postdienstes zugelassen zu werden. Sollte sie dann 
auch noch das Ingenieurstudium der Fernmelde- 
technik erfolgreich beenden können, käme unter 
Umständen später auch eine Übernahme in den ge- 
hobenen Fernmeldedienst in Betracht. 

e) Verzicht auf Rückforderung überzahlter Beihilfen 

In einem Fall konnte der Ausschuß den Verzicht auf 
die Rückforderung Yon mehr als 7 000 DM zuviel ge- 
zahlter Beihilfen von einer 74jährigen Witwe errei- 
chen. 

Die Petentin erhält seit langem sowohl eine Rente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz als auch eine 
beamtenrechtliche Witwenversorgung. Als Beam- 
tenwitwe bezog sie zunächst außerdem Beihilfen in 
Krankheitsfällen. Am 1. April 1976 war aber eine 
Neuregelung in Kraft getreten, von der sie nichts 
wußte. Sie war nicht mehr beihilfeberechtigt, weil 
sie Krankenversorgung nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz hätte beanspruchen können. Da ihr seit 
der Neuregelung nur Leistungen nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz zustanden, wurden von ihr die 
zuviel gezahlten Beihilfen zurückgefordert. Sie sah 
sich jedoch nicht in der Lage, die hohe Summe auf- 
zubringen, und bat deshalb den Petitionsausschuß 
um Hilfe. Dieser konnte schließlich erreichen, daß 
die zuständigen Behörden in diesem besonders gela- 
gerten Fall auf die Rückforderung verzichteten, zu- 
mal die Petentin offenbar nicht ausreichend über die 
Neuregelung unterrichtet worden war und tatsäch- 
lich keine Leistungen nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz erhalten hatte. 

f) Zuschuß zu nicht belhllfefählgen Aufwendungen 

Ein Beamter des einfachen Dienstes mußte sich auf 
Grund eines amtsärztlichen Gutachtens zur Wieder- 
herstellung seiner Dienstfähigkeit einer Heilkur un- 


terziehen, die er in einem Sanatorium durchführte. 
Dabei übersah er, daß durch die Beihilfe nur ein be- 
stimmter Teil der Kosten gedeckt wird, so daß ihm 
ein sogenannter Selbstbehalt von rd. 1 300 DM ver- 
blieb. Da er diesen hohen Betrag nicht von seinem 
geringen Einkommen bezahlen konnte, ohne den 
Lebensunterhalt seiner Familie spürbar zu beein- 
trächtigen, wandte er sich mit der Bitte um Hilfe an 
den Petitionsausschuß. Diesem gelang es zu bewir- 
ken, daß dem Petenten im Billigkeitswege eine ein- 
malige Unterstützung von 500 DM gewährt wurde. 
Damit konnte seine hohe wirtschaftliche Belastung 
spürbar gemildert werden. 

g) Hilfe für einen deutschen Honorarkonsul 

Ein Honorarkonsul der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Brasilien, der von 1932 bis 1937 an einer 
deutschen Auslandsschule unterrichtete und da- 
nach wieder in den deutschen Inlandsschuldienst 
zurückkehrte, beschwerte sich darüber, daß seine 
Auslandsschuldienstzeit nicht bei der Nachversi- 
cherungin der gesetzlichen Rentenversicherunghe- 
rücksichtigt wurde, weil diese Zeit nicht als „öffentli- 
cher Dienst" im Sinne des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen (G 131) aner- 
kannt werden konnte. Der Petent bat daher zu prü- 
fen, ob diese Auslandsschulzeit möglicherweise auf 
Grund anderer Bestimmungen bei der gesetzlichen 
Rentenversicherung berücksichtigt werden könne. 

Die parlamentarische Prüfung ergab jedoch, daß er 
keinen entsprechenden Rechtsanspruch hat. Der Pe- 
tent war nach 1947 lange als deutscher Honorarkon- 
sul tätig und hat dieses Ehrenamt mit großem Erfolg 
versehen. Allerdings hatte er dadurch keinen neuen 
Versorgungsanspruch erworben. Seine Einkünfte 
reichten nicht aus, um besondere, durch Krankhei- 
ten aufgetretene finanzielle Belastungen aufzufan- 
gen. 

Dem Petitionsausschuß gelang es aber, in Verhand- 
lungen mit den zuständigen obersten Bundesbehör- 
den zu erreichen, daß dem Petenten zur Beseitigung 
der eingetretenen Notlage ein einmaliger Zuschuß 
von 1 000 DM gezahlt wurde. 

h) Hilfe für französischen Lehrer an deutscher Aus- 
landsschule 

Der Ausschuß konnte erfreulicherweise einem Leh- 
rer helfen, der jahrelang für eine Deutsche Schule in 
Bolivien tätig gewesen war und nunmehr um eine 
Rente bat. 

Der Petent, der die französische Staatsangehörigkeit 
besaß und noch fünf unterhaltsberechtigte Kinder 
hatte, war nach Bolivien ausgewandert und seit 1949 
in der dortigen Deutschen Schule als Deutschlehrer 
beschäftigt gewesen. Jetzt, im Alter von 70 Jahren, 
bat er um Gewährung einer Rente. 

In Deutschland selbst war der Petent nie im Schul- 
dienst tätig gewesen und hatte auch sonst nicht im 
öffentlichen Dienst gestanden. Hier lag die beson- 
dere Schwierigkeit des Falles, denn eine Fürsorge- 
pflicht des Dienstherm wäre nur dann gegeben, 
wenn schon vor der Entsendung des Lehrers ins 
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Ausland ein Dienst- und Treueverhältnis bestanden 
hätte. Dies war aber nicht der Fall. Nachdem sich 
der Ausschuß mit der Bitte an die Bundesregierung 
gewandt hatte, dem Petenten aufgrund seiner lang- 
jährigen, verdienstvollen Tätigkeit an der Deut- 
schen Schule in Bolivien eine angemessene monatli- 
che Unterstützung zu gewähren, konnte erreicht 
werden, daß ihm monatlich 750 DM zur Bestreitung 
seines Lebensunterhalts durch die Zentralstelle für 
das Auslandsschulwesen gezahlt wurden. 


7 Verteidigung 

7.1 Militärisches Personal der Bundeswehr 

a) Allgemein 

Die Zahl der Eingaben aus dem Bereich des militäri- 
schen Personalwesens stieg im letzten Jahr erheb- 
lich an. Eine überdurchschnittliche Steigerung ent- 
fiel auf Eingaben, in denen sich Petenten über eine 
Versetzung oder über die Ablehnung eines Verset- 
zungsantrags beschwerten. Dabei beriefen sich im- 
mer mehr Soldaten darauf, daß ihre berufstätigen 
Ehefrauen nicht bereit seien, an einen anderen als 
den bisherigen Wohnort umzuziehen. Leider konnte 
in diesen Fällen oft nicht geholfen werden, weil der 
Bundesminister der Verteidigung die Personalmaß- 
nahmen mit dienstlichen Notwendigkeiten begrün- 
dete. 

Wie im zivilen Bereich beschwerten sich auch viele 
Soldaten über die Neuregelung des Ortzuschlags ab 
der Stufe 5 nach der Erhöhung des Kindergeldes für 
das 3. und jedes weitere Kind (vgl. Abschnitt 6.1 e). 

b) Versetzungen 

Ein erheblicher Teil der Eingaben, in denen um Un- 
terstützung gebeten wurde, betraf Versetzungen 
Wehrpflichtiger in einen heimatnahen Standort 
Auch hier konnte nur in Einzelfällen dem Begehren 
des Petenten entsprochen werden, wenn die dienst- 
lichen Belange mit den persönlichen Wünschen in 
Einklang gebracht werden konnten. Wandten sich 
Eltern oder andere nahe Angehörige an den Aus- 
schuß, mußte zunächst geprüft werden, ob der 
Wehrdienstleistende schon einen Versetzungsan- 
trag gestellt hatte. In einigen Fällen zeigte es sich, 
daß sich Soldaten nicht dem Versetzungswunsch ih- 
rer Angehörigen anschlossen. 

c) Beförderungen und Fürsorge 

Im Berichtszeitraum gingen wiederum viele Einga- 
ben ein, in denen sich Soldaten über unterbliebene 
oder zu späte Beförderung beschwerten. Sie mein- 
ten, der Dienstherr habe die ihm obliegende Fürsor- 
gepflicht verletzt, weil er nicht dafür gesorgt habe, 
daß genügend Beförderungsstellen zur Verfügung 
stünden. 

In diesen Fällen mußte in der Regel darauf hinge- 
wiesen werden, daß die Obergrenzen für Beförde- 
rungsämter vom Gesetzgeber im § 26 des Bundesbe- 
soldungsgesetzes (BBesG) festgelegt worden seien. 


Nur in den in der sogenannten Funktionsgruppen- 
verordnung aufgeführten Fällen könne von den ge- 
setzlich vorgeschriebenen Obergrenzen abgewi- 
chen werden. Einige Petenten mußten darauf auf- 
merksam gemacht werden, daß es nicht genüge, ei- 
nen Beförderungsdienstposten innezuhaben. Ent- 
scheidend sei vielmehr, daß eine entsprechende 
Planstelle bewilligt worden sei. 

d) Versorgung der Soldaten und ihrer Hinterblie- 
benen 

Auf dem Gebiet der Versorgung der Soldaten und 
ihrer Hinterbliebenen hatten den größten Anteil 
Eingaben, in denen sich die Petenten gegen die 
Rückforderung zuviel erhaltener Versorgungsbe- 
züge wandten. Sie bemängelten auch oft die Kür- 
zung oder den Wegfall von Ubergangsgebührnissen 
oder Ubergangshilfe sowie Ruhegehalt, wenn sie 
nach Ausscheiden aus der Bundeswehr in den öf- 
fentlichen Dienst übertraten. Hier wurde oft festge- 
stellt, daß die Petenten die Hinweise auf die Folgen 
des Übertritts in eine andere Tätigkeit im öffentli- 
chen Dienst nicht beachtet hatten und erst durch 
eine verspätete Meldung die Rühens- und Kür- 
zungsvorschriften angewendet werden konnten. 

e) Einzelfälle 

aa) Erwerb eines Einfamilienhauses 

Die Witwe eines ehemaligen Soldaten bat um Un- 
terstützung ihrer Bemühungen, das von ihr seit Jah- 
ren bewohnte Einfamilien-Reihenhaus, für das der 
Bund ein Besetzungsrecht besaß, kaufen zu können. 
Die Prüfung ergab, daß sich aktive Soldaten inner- 
halb der Ausschreibungsfrist nicht als Kaufbewer- 
ber gemeldet hatten. Es konnte deshalb erreicht 
werden, daß das Haus der Petentin zugesprochen 
wurde. 

bb) Gewährung von Sonderurlaub 

Der Antrag eines Soldaten, ihm Sonderurlaub zur 
Aufnahme eines Studiums zu gewähren, war von der 
Bundeswehr abgelehnt worden. Die Ablehnung be- 
deutete für ihn eine besondere Härte, da er sein Stu- 
dium dcuin erst im nächsten Wintersemester hätte 
beginnen können. Er hätte praktisch ein ganzes Jahr 
verloren. In diesem besonders gelagerten Einzelfall 
konnte der Petitionsausschuß erreichen, daß der 
Sonderurlaub bewilligt wurde, 

cc) Verwaltungskostenzuschlag bei freiwilliger 
Teilnahme an der Truppenverpflegung 

Mehrere Petenten beschwerten sich darüber, daß 
bei freiwilliger Teilnahme an der Truppenverpfle- 
gung zn dem zu entrichtenden Verpflegungsgeld ein 
Verwaltungskostenzuschlag erhoben wurde. Sie 
fühlten sich benachteiligt, weil beim Bundesgrenz- 
schutz und der Bereitschaftspolizei der Länder ein 
solcher Zuschlag nicht erhoben wurde. Der Aus- 
schuß nahm dieses Vorbringen zum Anlaß, den 
Haushaltsausschuß auf die unterschiedliche Berech- 
nung des Verpflegungsgeldes aufmerksam zu ma- 
chen. Im Mai 1979 teilte der Haushaltsausschuß mit, 
daß er dem Wegfall des Verwaltungskostenzu- 
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Schlags für den Bereich der Bundeswehr zugestimmt 
habe. 

dd) Rückforderung überzahlter Versorgungsbe- 
züge 

Eine Witwe, die ihren verstorbenen Ehemann erst 
nach dessen Eintritt in den Ruhestand geheiratet 
hatte, beschwerte sich darüber, daß ihre Einkünfte 
zum Teil auf den Unterhaltsbeitrag angerechnet 
werden. Sie bemängelte außerdem, zuviel gezahlte 
Versorgungsbezüge zurückzahlen zu müssen, weil 
den zuständigen Versorgungsbehörden erst verspä- 
tet bekannt wurde, daß die zur Vermeidung einer 
Doppel- oder Mehrfachversorgung geltenden Ru- 
hensvorschriften anzuwenden waren. In diesen wie 
in anderen Fällen konnte leider nicht geholfen wer- 
den. Die Petenten mußten viemehr darauf hingewie- 
sen werden, daß nach der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 11. Oktober 1977 die Rück- 
forderung zuviel gezahlter Versorgungsbezüge ver- 
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist, selbst 
wenn der Versorgungsempfänger im Augenblick 
der Zurückzahlung nicht mehr bereichert ist Nach 
dieser Entscheidung hat jeder Versorgungsberech- 
tigte davon auszugehen, daß nach den gesetzlichen 
Regelungen über das Zusammentreffen mehrerer 
Ansprüche gegen die öffentliche Hand nach einer 
entsprechenden Änderung der Sachlage eine Ände- 
rung der Bezüge eintritt, auch wenn dieser Vor- 
behalt nicht ausdrücklich im Gesetz fixiert worden 
ist 

ee) Stellenzulage für Soldaten mit technischen Auf- 
gaben 

Ein Soldat beschwerte sich darüber, daß Beamte des« 
mittleren technischen Dienstes eine höhere Stellen- 
zulage erhalten als Soldaten, die ebenfalls mit tech- 
nischen Aufgaben betraut sind. Die parlamentari- 
sche Prüfung ergab, daß die Beamten des mittleren 
technischen Dienstes zwar seit 1971 eine Stellenzu- 
lage von monatlich 87 DM erhalten, auf die aller- 
dings die nach Artikel II Abschitt 1 § 6 Abs. 2 des 
Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neure- 
gelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
für allgemeine Dienste zu gewährende Zulage von 
monatlich 67 DM anzurechnen ist. Im Ergebnis er- 
halten dadurch Beamte des mittleren technischen 
Dienstes monatlich nur 20 DM mehr als Verwal- 
tungsbeamte. Die Einbeziehung von Unteroffizieren 
in die Zulagenregelung für den mittleren techni- 
schen Dienst konnte leider nicht erreicht werden, 
weil in der hochtechnisierten Bundeswehr sämtli- 
che Unteroffiziere in der Regel mehr oder weniger 
technische Funktionen wahrzunehmen haben, die 
bereits durch die Besoldungsverbesserungen im 
Rahmen des Ersten und Zweiten Besoldungsneure- 
gelungsgesetzes von 1967 und 1969 berücksichtigt 
worden sind. Dadurch sind für die Unteroffiziers- 
grade Einkommensverbesserungen erreicht wor- 
den, die beträchtlich über dem tatsächlichen Betrag 
der Techniker-Zulage von monatlich 20 DM lie- 
gen. 

ff) Nichteinbeziehung der Unteroffizierein die Poli- 
zeizulage 

Die Petenten beschwerten sich darüber, daß Unter- 
offiziere der Bundeswehr nicht in die für den mittle- 


ren Polizeivollzugsdienst durch das Besoldungsän- 
derungsgesetz vom 4. Januar 1979 eingeführte Rege- 
lung über die Gewährung einer Amtszulage von 225 
DM einbezogen wurden, und baten um Gleichstel- 
lung. Nach den getroffenen Feststellungen wird zur 
Zeit geprüft, ob die für den mittleren Polizeivoll- 
zugsdienst eingeführte Amtszulage für den gesam- 
ten mittleren Beamtendienst und dementsprechend 
für die Laufbahngruppe der Unteroffiziere ausge- 
bracht werden kann. Darüber wurden bereits Ver- 
handlungen zwischen dem Bund und den Ländern 
aufgenommen. Diese Eingaben sind daher der Bun- 
desregierung, dem Bundesminister des Innern, als 
Material überwiesen worden. Inzwischen wurde der 
Gesetzentwurf dem Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages zur Beratung überwiesen. 

gg) Außendienstzulage 

Der Petent bemängelte, daß er durch die Nichtge- 
währung einer Außendienstzulage gegenüber ande- 
ren Schreibfunkunteroffizieren benachteiligt wor- 
den sei. Auf Anregung des Ausschusses überprüfte 
der Bundesminister der Verteidigung den Fall mit 
dem Ergebnis, daß dem Soldaten die Zulage nach- 
träglich bewilligt wurde. 

7.2 Ziviles Personal 

a) Allgemeines 

Wie in anderen Bereichen hatten auch bei den Ein- 
gaben des Zivilen Personals der Bundeswehr die Bit- 
ten um Unterstützung zur Beförderung oder Höher- 
gruppierung den größten Anteil. Danach folgten 
Eingaben mit Beschwerden über die Besoldung, 
Vergütung oder Löhne. Weitere Gebiete, in denen 
Petenten um Hilfe baten, betrafen Einstellung oder 
Anstellung, Versetzung in den Ruhestand oder Kün- 
digung, die Festsetzung der Versorgungs- oder Ren- 
tenbezüge, Versetzung an einen anderen Ort oder 
auch einen anderen Arbeitsplatz, Kündigung von 
Familienheimdarlehen, Urlaub und Beurteilung. 

b) Änderung der Laufbahnverordnung 

Ein Petent und mit ihm viele weitere Einsender be- 
schwerten sich darüber, daß es nach der am 1. Fe- 
bruar 1979 in Kraft getretenen Neufassung der Bun- 
deslaufbahnverordnung ohne Beteiligung des Bun- 
despersonalausschusses nicht mehr möglich ist, ei- 
nen Beamten während der laufbahnrechtlich vorge- 
schriebenen Probezeit planmäßig anzustellen. Die 
Eingabe wurde dem zuständigen Fachminister, dem 
Bundesminister des Innern, zur Kenntnisnahme 
überwiesen, damit dieser prüft, ob und gegebenen- 
falls in welchem Umfang es möglich ist, diesem An- 
liegen bei einer künftigen Änderung der Bundes- 
laufbahnverordnung, zu entsprechen. 

c) Einzelfälle 

aa) Wiedereinrichtung von Werkverkehr 

Eine Mitbürgerin sah in der Stillegung des Werk- 
verkehrs von ihrem Wohnort zum 5 km entfernten 
Munitionsdepot, zu dem keine, öffentlichen Ver- 
kehrsmittel verkehren, eine Verletzung der dem 
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Dienstherrn obliegenden Fürsorgepflicht und bat 
den Ausschuß deshalb um Überprüfung. Es konnte 
erreicht werden, daß für einige der betroffenen Ar- 
beitnehmer eine besondere Härte anerkannt und 
der Werkverkehr wieder eingerichtet wurde. 

bb) Beihilfe für Sonderdiät 

Einem Petenten war die Gewährung einer Beihilfe 
zu Aufwendungen für eine besonders aufwendige 
Diät für seine an einem Nierenleiden erkrankte 
Ehefrau abgelehnt worden, weil diese Kosten nach 
den geltenden Beihilfevorschriften nicht beihilfefä- 
hig sind. Er trug vor, daß er dadurch in finanzielle 
Schwierigkeiten geraten sei. Zur Linderung der Not- 
lage konnte erreicht werden, daß dem Petenten eine 
einmalige Unterstützung gewährt wurde. Der Bun- 
desminister des Innern war aber nicht bereit, einer 
Ausnahmeregelung von den Beihilfevorschriften 
mit dem Ziel der Anerkennung der Beihilfefähigkeit 
einer verordneten Diätverpflegung zuzustimmen. Er 
führte an, daß eine solche Entscheidung nicht ver- 
tretbare Rückwirkungen auf andere Fälle haben 
könnte. 

7.3 Zurückstellungen vom Wehr- und ZIvlldienst 

a) Allgemeines 

Aus den zahlenmäßig häufigen Beschwerden über 
Entscheidungen oder Maßnahmen der Wehrersatz- 
behörden ging hervor, daß der Bürger häufig ver- 
kennt, daß die Behörden bei den ihnen obliegenden 
Entscheidungen an das Gesetz gebunden sind und 
begünstigende Verwaltungsakte — wie etwa die Zu- 
rückstellung vom Wehr- oder Zivildienst auf Antrag 
— nur erlassen können, soweit das Gesetz dies er- 
möglicht oder gebietet Hieraus folgt, daß sich in vie- 
len Fällen die Beschwerden über die Ablehnung der 
Zurückstellung oder Befreiung vom Wehrdienst 
nach Prüfung durch den Petitionsausschuß als unbe- 
gründet herausstellten. Das Wehrpflichtgesetz und 
das Zivildienstgesetz gewährleisten nämlich nicht 
den Abschluß der Berufsausbildung vor Ableistung 
des Wehr- oder Zivildienstes. Es soll damit lediglich 
sichergestellt werden, daß ein bereits weitgehend 
geförderter oder zurückgelegter Ausbildungsab- 
schnitt nicht durch den Wehr- oder Zivildienst un- 
terbrochen wird. Die Ablegung des Abiturs und das 
nachfolgende Studium zum Beispiel sind im Sinne 
des Gesetzes zwei getrennte Abschnitte der Ausbil- 
dung. Nach der ständigen Rechtsprechung der Ver- 
waltungsgerichte und des Bundesverwaltungsge- 
richts ist nämlich ein Ausbildungsabschnitt erst 
dann als weitgehend gefördert anzusehen, wenn er 
mindestens zu einem Drittel zurückgelegt worden 
ist 

b) Zurückstellung aus beruflichen Gründen 

Helfen konnte der Petitionsausschuß einer Petentin, 
die um eine Zurückstellung ihres Sohnes vom 
Grundwehrdienst bat. Die Frau, die mit ihrer Fami- 
lie erst im Jahre 1969 aus Rumänien in die Bundes- 
republik übergesiedelt war, verlor zwei Jahre da- 
nach ihren Ehemann und ist selbst schwer krebs- 
krank. Nachdem eine internationale Geigenbau- 
fachschule in Italien ihrem Sohn einen Ausbildungs- 


platz zugesagt hatte, berief ihn wenig später die 
Bundeswehr zum Grundwehrdienst ein. 

Der Ausschuß konnte erreichen, daß der Einberu- 
fungsbescheid widerrufen und der Sohn der Peten- 
tin bis zum Abschluß seiner Ausbildung zum Gei- 
genbauer vom Wehrdienst zurückgestellt wurde. 

c) Gleichstellung von Pastoralassistenten mit Geist- 
lichen 

Der Ausschuß befaßte sich auch mit der Bitte von 
zwei Pastoralassistenten, die gesetzlichen Voraus- 
setzungen zu schaffen, daß Pastoralassistenten wie 
Geistliche im Sinne des Wehrpflicht- und des Zivil- 
dienstgesetzes behandelt werden. 

Der Ausschuß kam zu dem Ergebnis, daß Pastoralas- 
sistenten keine Geistlichen im Sinne des Wehr- 
pflichtgesetzes und des Zivildienstgesetzes sind. 
Diese Ansicht ist vom Institut für Diakonat und Pa- 
storale Dienste im Bistum Münster bestätigt wor- 
den. Pastoralassistenten haben daher auch keinen 
Anspruch auf Befreiung oder Zurückstellung vom 
Wehr- und Zivildienst 

Da Pastoralassistenten wegen der fehlenden sakra- 
mentalen Weihe nur teilweise die gleichen Tätig- 
keiten ausüben wie Geistliche, besteht auch kein 
Anspruch auf Gleichbehandlung. Eine Änderung 
oder Ergänzung der Befreiungs- und Zurückstel- 
lungsbestimmungen des Wehrpflichtgesetzes und 
des Zivildienstgesetzes wurde daher nicht in Erwä- 
gung gezogen. 

d) Juristischer Vorbereitungsdienst als Zurückstel- 
lungsgrund 

Ein Petent wandte sich mit der Bitte an den Peti- 
tionsausschuß, im Wege einer Gesetzesänderung 
oder im Erlaßwege sicherzustellen, daß die juristi- 
sche Ausbildung während des zweijährigen Refe- 
rendariats zwischen dem 1. und 2. juristischen 
Staatsexamen nicht mehr durch die Heranziehung 
zum Grundwehrdienst unterbrochen wird, weil die 
juristische Ausbildung erst mit dem 2. juristischen 
Staatsexamen als abgeschlossen gelte. 

Der Ausschuß sah keine Möglichkeit, das Anliegen 
des Petenten zu unterstützen, da es sich nach ständi- 
ger Rechtsprechung bei der herkömmlichen Juri- 
stenausbildung hinsichtlich des Studiums und der 
anschließenden Referendarzeit um zwei getrennte 
Ausbildungsabschnitte handelt. Während beider 
Ausbildungsabschnitte kann der Wehrpflichtige je- 
weils bis zur weitgehenden Förderung einberufen 
werden. 

Bei der einstufigen Juristenausbildung handelt es 
sich hingegen um einen Ausbildungsabschnitt; bei 
diesem sind die einzelnen Stufen der Ausbildung 
und praktischen Tätigkeit zu einer sachlichen Ein- 
heit miteinander verzahnt. Sie ist mit der herkömm- 
lichen Juristenausbildung insofern nicht vergleich- 
bar, als dort Studium und daran anschließender Vor- 
bereitungsdienst erkennbar voneinander abge- 
grenzt sind. 

Der Gesetzgeber verfolgt mit den einschlägigen 
Vorschriften erkennbar die Absicht, den Wehr- 
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pflichtigen nach Erreichen des Wehrpflichtalters 
baldmöglich heranzuziehen und davon nur abzuse- 
hen, solange der Wehrdienst eine besondere Härte 
bedeuten würde. Die Heranziehung des Wehrpflich- 
tigen mit Hochschulreife nach Vollendung eines 
Abschnitts der sich anschließenden Berufsausbil- 
dung gehört zu den allgemeinen Härten, die der 
Wehrpflichtige auf sich nehmen muß. Wenn daher 
eine Änderung des Wehrpflichtgesetzes nicht in 
Aussicht gestellt werden kann, erlauben es weder 
die Zurückstellungsvorschriften noch die ständige 
Rechtsprechung, eine Änderung statt im Gesetzge- 
bungsverfahren auf dem Erlaßwege herbeizufüh- 
ren. 


e) Anerkennung von Tierheimen als Beschäftigungs- 
stellen des Zivildienstes 

Nicht anzuschließen vermochte sich der Ausschuß 
der Forderung eines Tierschutzvereins, Tierheime 
als Beschäftigungsstellen des Zivildienstes anzuer- 
kennen, da in Tierheimen Aufgaben wahrgenom- 
men werden, die zwar dem Allgemeinwohl dienen, 
nicht jedoch vorrangig im Sinne von § 1 des Zivil- 
dienstgesetzes im sozialen Bereich zum Tragen 
kommen. 

Der Gesetzgeber hat mit der Vorschrift des § 1 un- 
mißverständlich zum Ausdruck gebracht, daß nur 
solche Aufgaben als Tätigkeitsbereiche für Zivil- 
dienstleistende in Betracht kommen, die sowohl 
dem Allgemeinwohl dienen als auch im human-so- 
zialen Bereich angesiedelt sind, es sei denn, daß die 
Plätze im sozialen Bereich nicht ausreichen, um un- 
ter dem Gesichtpunkt der Dienstgerechtigkeit Zivil- 
dienstleistende ebenso wie Wehrpflichtige zum 
Dienst heranzuziehen. Solange demnach genügend 
Plätze im menschlichen Kranken-, Heil- und Pflege- 
bereich zur Verfügung stehen, hat dieser Bereich 
grundsätzlich Vorrang vor anderen dem Allgemein- 
wohl dienenden Aufgaben. Entgegen der Auffas- 
sung des Petenten sind die Beschäftigungsmöglich- 
keiten im sozialen Bereich des Zivildienstes gegen- 
wärtig bei weitem nicht ausgeschöpft Nach der der- 
zeitigen Situation im Ziyildienst kann der Bedarf 
der Träger sozialer Einrichtungen an Zivildienstlei- 
stenden auch nicht annähernd gedeckt werden. 

Hinzu kommt, daß die Bundesregierung Maßnah- 
men eingeleitet hat, um im Bereich der individuel- 
len Betreuung von alten, kranken und behinderten 
Menschen neue Zivildienstplätze zu schaffen, und 
diese Maßnahmen, soweit bisher ersichtlich, auf er- 
hebliches Interesse im Bereich der sozialen Ver- 
bände und der Betroffenen gestoßen sind. In dieser 
Situation eines ausreichenden Platzangebotes im 
sozialen Bereich, ja sogar eines Überangebotes an- 
gesichts der geringen Zahl der zur Verfügung ste- 
henden Zivildienstleistenden wäre es gegenwärtig 
unangebracht, neue Aufgaben außerhalb des sozia- 
len Bereiches für den Zivildienst konkret zu er- 
schließen. Erst, wenn sich im Zuge einer gesetzli- 
chen Neuregelung der Materie herausstellen sollte, 
daß die Zahl der Zivildienstplätze im sozialen Be- 
reich nicht ausreicht, könnte an einer Erweiterung 
der Einsatzgebiete gedacht werden. 


7.4 Entschädlgungsfälle 

a) Beeinträchtigung der Fischerei durch Bundeswehr- 
übungen 

Zu eigen machte sich der Ausschuß eine Eingabe ei- 
ner Genossenschaft von Fischern, die sich wegen 
der Beeinträchtigung ihrer Fischereirechte durch 
die Errichtung eines militärischen Übungsplatzes 
und nachfolgender Baumaßnahmen sowie wegen 
laufender Beschädigungen des aufgestellten Fische- 
reigerätes beschwert fühlte. Die Bundeswehr hatte 
bisher jegliche Schadensregulierung abgelehnt, im 
wesentlichen mit der Begründung, daß es sich bei 
dem fraglichen Gewässer um eine dem Gemeinge- 
brauch dienende Schiffahrtsstraße handele, so daß 
die Petentin einerseits „rechtlich“ an der Ausübung 
der Fischerei nicht gehindert sei, andererseits aber 
aus einer Beeinträchtigung ihrer Fischerei keine 
Entschädigungsansprüche herleiten könne. Da den 
Ausschuß diese Argumentation nicht überzeugte, 
bat er den Bundesminister der Verteidigung, die 
langjährigen Auseinandersetzungen wegen einer 
Entschädigungsregelung zu beenden und eine ange- 
messene Entschädigung zu leisten. Die Eingabe 
wurde daher der Bundesregierung zur Berücksichti- 
gung überwiesen. 

Der Bundesminister der Verteidigung vertrat in sei- 
ner Stellungnahme — die der zuständige Staatsse- 
kretär im Rahmen einer Anhörung dem Ausschuß 
auch mündlich begründete — aber den Standpunkt, 
daß der Fischereigenossenschaft kein Entschädi- 
gungsanspruch zustände,.und lehnte es deshalb ab, 
vollen Schadenersatz zu leisten und auch etwaige 
künftige Beeinträchtigungen durch eine laufende 
Entschädigung auszugleichen. Er hat sich jedoch be- 
reit erklärt, für die Einschränkungen des Fischerei- 
rechts durch Wasserarbeiten am Pionierübungs- 
platz eine einmalige Zahlung an die Genossenschaft 
zu leisten, und im übrigen zugesichert, schuldhaft 
verursachte Schäden am Fischereigerät sowie einen 
dadurch entgangenen Gewinn in jedem nachgewie- 
senen Einzelfall ebenfalls voll zu ersetzen. Damit 
konnte dem Anliegen der Fischereigenossenschaft 
jedenfalls teilweise entsprochen werden. 

b) Entschädigung im Enteignungsverfahren 

Ein Petent führte darüber Beschwerde, daß bei der 
Verlegung einer NATO-Olfernleitung die freiwillig 
zur Grundstücksabgabe bereiten Eigentümer finan- 
ziell erheblich schlechter als diejenigen abgefunden 
wurden, gegen die das Enteignungsverfahren durch- 
geführt werden mußte. 

Nach dem Ergebnis seiner Prüfung sah der Peti- 
tionsausschuß keine Möglichkeit, der Beschwerde 
des Petenten abzuhelfen. 

In dem vorliegenden Fall konnte das vom Bund be- 
auftragte Bundesvermögensamt mit 19 Grund- 
stückseigentümern Nutzungsverhältnisse vereinba- 
ren, deren Dienstbarkeitsentschädigung auf der 
Grundlage des zur damaligen Zeit gültigen Grund- 
stückswertes festgesetzt wurde. Gegen die restli- 
chen 16 Grundstückseigentümer mußte die Enteig- 
nung beantragt werden. Die Enteignungsbehörde 
setzte dabei eine höhere Entschädigung pro Qua- 
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dratmeter fest, weil die Anhebung des Bodenpreises 
durch einen zwischenzeitlich eingetretenen Preis- 
anstieg auf dem örtlichen Bodenmarkt gerechtfer- 
tigt erschien. Der ungewöhnliche Preisanstieg auf 
dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt hatte daher 
zur Folge, daß die 19 Eigentümer, die ihre Grund- 
stücke freiwillig für die Verlegung der NATO-Be- 
triebsstoffleitung zur Verfügung gestellt hatten, ge- 
ringere Dienstbarkeitsentschädigungeri erhielten 
als die 16 Eigentümer, die sich enteignen ließen. 

Der Ausschuß war der Meinung, daß eine nachträg- 
liche Anhebung der in freien Vertragsverhandlun- 
gen vereinbarten Entschädigungen nicht gerecht- 
fertigt sei, nicht zuletzt deshalb, weil sie auch gegen 
die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes 
verstoßen würde, wonach Verträge zum Nachteil 
des Bundes nur in besonders begründeten Ausnah- 
mefällen geändert werden dürfen. 

Diese Voraussetzungen waren im vorliegenden Fall 
nicht gegeben. Die Dienstbarkeitsentschädigung 
wurde nur als Entgelt für die Belastung des Grund- 
buchs gezahlt. Die landwirtschaftliche Nutzung der 
Grundstücke wurde durch die mit 1 m Bodenabdek- 
kung verlegte Leitung nicht beeinträchtigt. Alle 
beim Bau oder Betrieb der Leitung auftretenden 
Schäden am Grundstück werden zusätzlich voll er- 
setzt. Eine effektive Wertminderung der Grund- 
stücke durch die unterirdisch verlegte Leitung ist 
auf dem Bodenmarkt kaum nachweisbar. Eine Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist 
bei den Grundstückseigentümern, die eine gerin- 
gere Dienstbarkeitsentschädigung erhalten haben 
als die Enteigneten, daher nicht eingetreten. 


8 Auswärtige Angelegenheiten 

a) Hilfe für deutsche Inhaftierte im Ausland 

Im Berichtszeitraum wandten sich mehrere Peten- 
ten mit Eingaben an den Ausschuß, in denen sie um 
Hilfe für im Ausland — zumeist in Ostblockstaaten 
— inhaftierte deutsche Staatsbürger baten. In sol- 
chen Fällen sind dem Tätigwerden deutscher Behör- 
den im Ausland naturgemäß Grenzen gesetzt. Trotz- 
dem konnten in einigen Fällen den Einsendern oder 
Inhaftierten geholfen werden, sei es, daß Erleichte- 
rungen der Haftbedingungen oder in einem Falle 


eine vorzeitige gnadenweise Entlassung erreicht 
werden konnte. 

b) Rückführungskosten bei Erkrankungen im Aus- 
land 

Die Ehefrau eines Petenten war auf einer Urlaubs- 
reise im Ausland scYrwer erkrankt und mußte mit ei- 
nem Rettungsflugzeug des Deutschen Roten Kreu- 
zes (DRK) nach Deutschland zurückgebracht wer- 
den. Das DRK stellte dem Petenten hierfür einen Be- 
trag von etwa 20 000 DM in Rechnung. Dieser 
wandte sich daraufhin an den Petitionsausschiiß mit 
der Bitte um Hilfe, da er nicht in der Lage sei, diesen 
Betrag aufzubringen. Die gesetzliche Krankenkasse, 
bei der der Petent. versichert war, teilte zunächst 
mit daß sie die Rückführungskosten nicht überneh- 
men könne, weil nach einem Urteil des Bundesso- 
zialgerichts in diesen Fällen keine Ansprüche nach 
der Reichsversicherungsordnung bestünden. 

Im Verlauf der weiteren Verhandlungen konnte 
ausnahmsweise erreicht werden, daß sich das Deut- 
sche Rote Kreuz bereit erklärte, auf ein Viertel der 
Rückführungskosten zu verzichten. Es knüpfte 
hieran allerdings die Bedingung, daß eine gleiche 
Entscheidung auch von der zuständigen Kranken- 
kasse getroffen werde. Der Ausschuß setzte sich 
darauhin noch einmal mit der zuständigen Kranken- 
kasse in Verbindung. Diese erklärte sich ebenfalls 
bereit, auf ein Viertel der Rückführungskosten zu 
verzichten, so daß dem Petenten insofern geholfen 
werden konnte, als er nur noch die Hälfte des Betra- 
ges zurückzuzahlen hatte. 

Dieser und ähnlich gelagerte Fälle waren der Anlaß 
für eine breite Aufklärung der Bevölkerung in den 
Massenmedien, sich gegen derartige Risiken vor Ur- 
laubsreisen entsprechend abzusichern. 

c) Hilfe gegenüber einer ausländischen Botschaft 

Der scharfe Hund eines Botschafters hatte ein Kind 
in der Nachbarschaft angefallen und durch Bisse so 
schwer verletzt, daß es für vier Wochen ins Kran- 
kenhaus mußte. Seitdem lebte die Nachbarschaft in 
ständiger Angst vor neuen Angriffen des Hundes. 
Auf Intervention des Ausschusses sowie des Aus- 
wärtigen Amtes wurde erreicht, daß sich der Bot- 
schafter bereit erklärte, den Hund in ein Tierheim 
zu bringen und sicherzustellen, daß er nicht mehr in 
die Residenz zurückkehren würde. 
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Anlage 1 


1. Statistik über die 1979 eingegangenen Petitionen 

A. Posteingang und -ausgang 



Gesamtzahl 

je Arbeitstag 

1. Posteingang 



Petitionen (Neueingänge) 

12881 

51,9 

Nachträge 

3712 

15,0 

Stellungnahmen der Bundesregierung 

6519 

26,3 

Sonstige Schreiben . 

2695 

10,9 

Summe 

25807 


2. Postausgang 



Schreiben an Petenten, Behörden u. a 

47 179 

190,2 

Akten zur Berichterstattimg an die Abgeordneten I 

3552 

14,3 

Summe 

50731 

204,5 
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B. Aufgliederung der Petitionen 

a)nach Personen 

1. natürliche Personen 


a) männlich 

8 241 

64,0 V. H. 

b) weiblich 

3 725 

28,9 V. H. 

Juristische Personen 
(Organisationen, Verbände) 

305 

2,4 V. H. 

Sammelpetitionen *) 

251 

1,9 V. H. 

ohne Angabe 
(anonyme Zuschriften) 

359 

2,8 V. H. 

insgesamt 

12 881 

100,00 V. H. 



I 1 i 1 1 1 1 T“ 

0 10 20 30 40 50 60 70 


•) mit insgesamt 29 538 Unterschriften {Sammeleingaben sind von mehreren Mitbürgern unterschrieben) 


SOv.H. 
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Aufgliederung der Petitionen 

b) nach Herkunftsländern 


Hamburg 2,6 v. H./ise *) 


Bremen 1,3 v. H./231 *) 


Schleswig- 

Holstein 

4,0 V. H ,/201 *) 


N3 


Ge- 
samt- In V. H. 
zahl 

Baden- 

Württemberg 1 549 

Bayern 
Berlin 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 

Niedersachsen 
Nordrhein- 
Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig- 
Holstein 
DDR 
Ausland 

insgesamt | 12 88l| 1^0,00 


auf 

1 Million 
der Be- 
völkerung 
des 

Landes *) 



Niedersachsen io,8 v. H./191 *) 




Nordrhein- 

Westfalen 

34,1 V. H ./257 *) 


Rheinlands- 

Pfalz 


5,0 V. H ./175 *) 


Hessen 

8,4 V. H ./196 *) 


5,5 V. H ./282 *) 


Saarland 

1,1 V. H ./126 *) 


Baden- 

Württemberg 

12,0 V. H ./170 *) 


Bayern 12,4 v. H./147 *) 



I Zahl der Eingaben Je i Million Einwohner des Landes 
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Aufgliederung der Petitionen 


c) nach Sachgebieten 


1 Staats- und Verfassungsrecht 

499 

3,9 

V. H. 

2 Allgemeine innere Verwaltung, 
Insbesondere öffentlicrfies Dienst- 
recht 

998 

7,7 

V. H. 

3 Besondere Verwaltungszweige 
der Inneren Verwaltung, Aus- 
länderrecht, Umweltschutz 

1 840 

14,3 

V. H. 

4 Kulturelle Angelegenheiten 

227 

1,8 

V. H. 

5 Raumordnung, Wohnungsbau, 
Wohngeld 

349 

2,7 

V. H. 

6 Vertriebene, Flüchtlinge, 
politische Häftling^ 
sonstige Krlegsgesoiädigte 

131 

1.0 

V. H. 

7 Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts 

155 

1,2 

V. H. 

8 Rechtspflege 

613 

4,8 

V. H. 

9 Zivil- und Strafrecht 

936 

7,3 

V. H. 

10 Verteidigung 

659 

5,1 

V. H. 

11 Finanzwesen 

778 

6,0 

V. H. 

12 Lastenausgielch 

425 

3,3 

V. H. 

13 Kriegsfolgeschäden 

64 

0,5 

V. H. 

14 Wirtschaftsrecht 

225 

1.8 

V. H. 

15 Geld-, Kredit-, Währungswesen, 
Privates Versicherungs- und 
Bausparwesen 

259 

2,0 

V. H. 

16 Ernährungs-, Land- und 
Forstwirtschaft 

191 

1,5 

V. H. 

17 Arbeitsrecht, Arbeitsvermittlung, 
Arbeitslosenversicherung 

783 

6,0 

V. H. 

18 Sozialversicherung, Kinderbei- 
hilfen 

2103 

16,3 

V. H. 

19 Kriegsopferversorgung, Helm- 
kehrerrecht, Kriegs- 
gefangenenentschädigung 

309 

2,4 

v.H. 

20 Verkehrswesen, Post- und Fern- 
meldewesen 

538 

4,2 

V. H. 

21 Auswärtige Angelegenheiten 

383 

3,0 

V. H. 

22 Verworrener Inhalt, nicht 
erkennbares Anliegen 

416 

3,2 

V. H. 

insgesamt 

12 881 

100,0 

V. H. 




10 


20 v.H. 
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C. Art der Erledigung der Petitionen 


1 

Dem Anliegen der Einsender von Beschwerden wurde entsprochen 

757 

5,4 V. H. 

2 

Nach Prüfung der Sach- und Rechtslage erledigt 

1612 

11,5 v.H. 

3 

Durch frühere, in anderem Zusammenhang gefaßte Beschlüsse des 
Bundestages gegenstandslos geworden 

6 

0,0 V. H. 

4 

Überweisungen an die Bundesregierung 
a) zur Berücksichtigung, zur Erwägung 

83 

0,6 V. H. 


b) als Material, zur Kenntnisnahme 

227 

1,6 V. H. 

5 

Als erwägenswerte Anregung zur Kenntnis genommen 

1 

0,0 V. H. 

6 

Überweisungen an die zuständigen Fachausschüsse 

345 

2,8 V. H. 

7a 

Überweisungen an die Volksvertretungen der zuständigen Länder 

3 626 

25,9 V. H. 

7b 

Ungeeignet zur Beratung im Bundestag: schwebende oder abge- 
schlossene Gerichtsverfahren 

640 

4,6 V. H. 

7c 

Ungeeignet zur Beratung im Bundestag: Rechtsweg oder Instan- 
zenzug nicht betreten oder nicht erschöpft 

1 067 

7,6 V. H. 

7d 

Ungeeignet zur Beratung im Bundestag: keine neuen Tatsachen 
oder Beweismittel gegenüber früheren erledigten Eingaben 

95 

0,7 V. H. 

8 

Sonstige endgültige Erledigungen: z.B. durch Rat, Auskunft, Ver- 
weisung, Materialübersendung 

4 964 

35,5 V. H. 

9 

Unbehandelbar: anonym, verworren, beleidigend, ohne Petitum, 
ohne Anschrift usw. 

572 

4,1 V.H. 


insgesamt 

13 995 

100,0 V. H. 
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D. Gesamtstand der Petitionen 


27 200 


33 000 


29 559 


29 993 






14 940') 


8 210») 






288 858 ») 


500 000 *) 








45 746 ») 


1. Wahlperiode 


2. Wahlperiode 


3. Wahlperiode 


4. Wahlperiode 


(1. 9. 1949 


(6. 9. 1953 


(6. 10. 1957 


(17. 10. 1961 


bis 5. 9. 1953) 


bis 5. 10. 1957) 


bis 16. 10.1961) 


bis 17. 10. 1965) 


23 232 


22 882 


911 


49 204 


39 548 *) 

3 311 •) 


3 507*) 

730 «) 

38 042 




188 976 'S) 


87 000 '*) 

72 ^) 





14 718 'S) 



6 791 •) 


1 610 «) 




102 '0 

1 835 '•) 




164'») 

212 '♦) 






5. Wahlperiode 


6. Wahlperiode 


Zelt zwischen 

6. und 7. 
Wahlperiode 


7. Wahlperiode 


8. Wahlperiode 

(18.10.1965 


(20. 10. 1969 


(23.9.1972 


(13. 12. 1972 


(14.12.1976 

bis 19. 10. 1969) 


bis 22. 9.1972) 


bis 12. 12. 1972) 


bis 13. 12. 1976) 


bis 31.12.1979) 


Anmerkungen: *) Davon sind 3 352 Eingaben Bitten zur Bundesgesetzgebung 8,5. v. H. 


Unter den fettgedruckten Zahlen sind zusätzlich ausgewiesen: 

Massen-Eingaben (d. h. Eingaben mit im wesentlichen gleichem Inhalt) 

1) zur Ausrüstung der Bundeswehr mit Atomwaffen 

2) zur Rot'Kreuz-Konvention gegen Atomwaffen 

3) zur Verkehrssicherheit, zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Israel, zur Krankenversiche- 
rungsreform und zur Notstandsgesetzgebung 

4) zur Urheberrechtsreform 

5) zum Ablauf der Verjährungsfrist für NS-Verbrechen (1965) 

6) zu den Vorgängen in Biafra/Nigeria 

7) zur Wahl des Bundespräsidenten in Berlin 

8) ' zum Ablauf der Verjährungsfrist für NS-Verbrechen (1969) 

9) zur öffentlichen Anhörung zur Entwickiungspoiitik 

10) zur Gewährung von Lastenausglelchslelstungen an aus dem Vertreibungsgebiet nach Nordamerika 
Ausgewanderte 

11) zur Aktion „Porno Stop“ 

12) zur Ratifizierung der Ostverträge 

13) zum konstruktiven Mißtrauensvotum vom 27. April 1972 

14) zur Ratifizierung der Ostverträge 

15) zur Reform des § 218 StGB - Fristen regeiung 

16) zum geplanten „Reitverbot im Wald“ 

17) zur Aufhebung des Prüfungsverfahrens für Kriegsdienstverweigerer 

18) Vorschläge zur Namensänderung des Petitionsausschusses 

19) Importverbot von in Kanada gewonnenen Robbenfellen 
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Anlage 2 

2. Verzeichnis der Mitglieder des Petitiönsausschusses des Deutschen Bundestages 

(Stand: 31. Dezember 1979) 

Vorsitzende: Abg. Frau Berger (Berlin) CDU/CSU 

Stellv. Vorsitzender: Abg. Müller (Bayreuth) SPD 

Fraktion Ordentliche Mitglieder 

Stellvertretende Mitglieder 

CDU/CSU Frau Berger (Berlin), Vorsitzende 

Bühler (Bruchsal) 

Bahner 

Daweke 

Dr. Becker (Frankfurt) 

Ey 

Braun 

Eymer (Lübeck) 

Conrad (Riegelsberg) 

Kraus 

Dr. von Geldern 

Dr. Langguth 

Höffkes 

Neuhaus 

Frau Krone-Appuhn 

Frau Pack 

Löher 

Prangenberg 

Regenspurger 

Dr. Rose 

Dr. Reimers 

Frau Tübler 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Dr. Voss 

Frau Will-Feld 

Wimmer (Mönchengladbach) 


SPD 

Coppik 

Büchner (Speyer) 


Ibrügger 

Dr. Diedrich (Berlin) 


Kirchner 

Frau Erler 


Kretkowski 

Gertzen 


Meininghaus 

Klein (Dieburg) 


Müller (Bayreuth), stellv. Vorsitzender 

Kratz 


Müntefering 

Männing 


Nehm 

Marschall 


Topmann 

Ooßtergetelo 


Frau Traupe 

Peiter 


Vosen 

Roth 


Walkhoff 

Tönjes 

FDP 

Angermeyer 

Dr. Wendig 


Dr. Zumpfort 

Wolfgramm (Göttingen) 
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3. Organisationsübersicht der Zentraistelie für Petitionen und Eingaben (Pet) 


Stand: 1. März 1980 


Leiter: 


Verwaltungsstelle 

MinDirig Dr. Kalveram 


AR Thiemann 

Vertreter: MinR Hautmann 

1 


Vertr.; VA Rosner 


I 

Sekretariat des 
Petitionsausschusses 

1 

Referat Pet 1 

1 

Referat Pet 2 

1 

Referat Pet 3 

1 

Referat Pet 4 

Ausschußsekretär: 

Verwaltung, Vertei- 
digung, Auswärtiges 

Finanzen, Lasten- 
ausgleich, 

Wirtschaft, Verkehr, 
Umweltschutz 

Soziales 

Recht, Kultur, Arbeit 

RDir Massengell 

MinR Hautmann 

MinR Viethen 

MinR Nehring 

MinR Swobodzinski 

(m.d.W.d.G.b.) 

Vertreter: 

RDir Schumann 

Vertreter: 

Vertreter: 

Vertreter: 

Vertreter: 

RDir Pohl 

RDir Reckzeh 

RDir Meindl 

ORR Gerl 
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4. Petitionsausschüsse der Bundesländer 


Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Baden-Württemberg 

Landtag von Baden -Württemberg 

Vors.: 

Buggle 

CDU 


Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Konrad- Adenauer-Straße 3 

7000 Stuttgcirt 1 

Vertr.: 

Haase 

SPD 

Bayern 

Bayerischer Landtag 

Vors.: 

Klasen 

SPD 


Ausschuß für Eingaben und Beschwerden 
Maximilianeum 

8000 München 85 

Vertr.: 

Ritter 

CSU 

Berlin 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

Vors. : 

Frau Greiff 

CDU 


Petitionsausschuß 

John-F. -Kennedy-Platz 

Rathaus 

1000 Berlin 62 

Vertr.: 

Prozell 

SPD 

Bremen 

Bremische Bürgerschaft 

Petitionsausschuß 

Vors.: 

von der 
Schulenburg 

CDU 


Haus der Bürgerschaft 

Am Mcirkt 

2800 Bremen 1 

Vertr.: 

Frau Knorr 

SPD 

Hamburg 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 

Vors.: 

Kruse 

CDU 


Hamburg 

Eingabenausschuß 

Rathaus 

Postfach 100902 

2000 Hamburg 1 

Schriftf.: 

Heyne 

SPD 

Hessen 

Hessischer Landtag 

Vors.: 

Frau Seitz 

CDU 


Petitionsausschuß 

Schloßplatz 1 

6200 Wiesbaden 1 

Vertr.: 

Leinbach 

SPD 

Niedersachsen 

Der Landtag von Niedersachsen hat keinen Petitionsausschuß eingesetzt, sondern über- 
weist die Petitionen an die zuständigen Fachausschüsse 


Adresse: Niedersächsischer Landtag, Hmrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1, 3000 Hannover 1 

Nordrhein -Westfalen 

Landtag Nordrhein -Westfalen 

Vors.: 

Giesen 

CDU 


Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Postfach 5007 

4000 Düsseldorf 

Vertr.: 

Janssen 

(Remscheid) 

SPD 
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(noch Anlage 4) 

Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Rheiiüand-Pfalz 

Landtag Rheinland-Pfalz . 
a) Petitionsausschuß 

Deutschhausplatz 12 

6500 Mainz 

Vors.: 

Vertr.: 

Frau Hermans 
Fink 

CDU 

SPD 


b) Bürgerbeauftragter 

Mittlere Bleiche 61 

6500 Mainz 

Dr. Johann-Baptist Rösler 


Saarland 

Landtag des Saarlandes 

Ausschuß für Eingaben 

Hindenburgstraße 7 

Postfach 1188 

6600 Saarbrücken 

Vors.: 

Vertr.: 

Sahner 

Meyer 

SPD 

CDU 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Ausschuß für Bürgerinitiativen 
und andere Eingaben 
(Eingabenausschuß) 

Landeshaus 

2300 Kiel 1 

Vors.: 

Vertr.: 

Friedrich 

Wolter 

CDU 

SPD 
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5. Grundgesetzbestimmungen zum Petitionsrecht 


1. Artikel 17 und 17 a des Grundgesetzes 
Artikel 17 

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten 
oder Beschwerden an die zuständigen Stellen 
und an die Volksvertretung zu wenden, 

Artikel 17a Abs. 1 

Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst 
können bestimmen, daß für die Angehörigen der 
Streitkräfte und des Ersatzdienstes während der 
Zeit des Wehr- oder Ersatzdienstes das Grund- 
recht, seine Meinung in Wort und Schrift imd 
Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Artikel 5 


Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das Grundrecht 
der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Pe- 
titionsrecht (Artikel 17), soweit es das Recht ge- 
währt, Bitten oder Beschwerden in Gemeinschaft 
mit anderen vorzubringen, eingeschränkt wer- 
den. 

2. Artikel 45 c des Grundgesetzes 
(in Kraft seit 15. Juli 1975) 

(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsaus- 
schuß, dem die Behandlung der nach Artikel 17 
an den Bundestag gerichteten Bitten und Be- 
schwerden obliegt 

(2) Die Befugnisse des Ausschusses zur Über- 
prüfung von Beschwerden regelt ein Bundesge- 
setz. 


63 




Drucksache 8/4140 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anlage 6 


6. Gesetz Uber die Befugnisse des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 
(Gesetz nach Artikel 45 c des Grundgesetzes) 


Vom 19. Juli 1975 (BGBL I S. 1901) 


§ 1 

Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Be- 
schwerden nach Artikel 17 des Grundgesetzes ha- 
ben die Bundesregierung und die Behörden des 
Bundes dem Petitionsausschuß des Deutschen Bun- 
destages Akten vorzulegen, Auskunft zu erteilen 
und Zutritt zu ihren Einrichtungen zu gestatten. 


§ 2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt 
§ 1 entsprechend in dem Umfang, in dem sie der Auf- 
sicht der Bundesregierung unterstehen. 


§3 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu 
Einrichtungen dürfen nur verweigert werden, wenn 
der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten 
werden muß oder sonstige zwingende Geheimhal- 
tungsgründe bestehen. 

(2) Über die Verweigerung entscheidet die zustän- 
dige oberste Aufsichtsbehörde des Bundes. Die Ent- 
scheidung ist zu begründen. 

§4 

Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Peten- 
ten, Zeugen und Sachverständige anzuhören. 


§5 

Der Petent, Zeugen und Sachverständige, die vom 
Ausschuß geladen worden sind, werden entspre- 
chend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1756), geändert durch Artikel 6 des Geset- 
zes zur Entlastung der Landgerichte und zur Verein- 
fachung des gerichtlichen Protokolls vom 20. De- 
zember 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3651), entschä- 
digt. 

§6 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages die 
Ausübung seiner Befugnisse nach diesem Gesetz im 
Einzelfall auf eines oder mehrere seiner Mitglieder 
übertragen. 

§ 7 

Gerichte und Verwaltungsbehörden sind ver- 
pflichtet, dem Petitionsausschuß und den von ihm 
beauftragten Mitgliedern Amtshilfe zu leisten. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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